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1 Bedeutung der internationalen Aktivitäten 
und Verpflichtungen des Deutschen 
Bundestages 

In der globalisierten Welt ist die internationale Politik von 
den innenpolitisehen Entwieklungen nieht mehr zu tren- 
nen. Es sind ein beständig diehteres Netz der Kooperation 
und eine gegenseitige Abhängigkeit auf zwisehenstaatli- 
eher Ebene zu verzeiehnen, was transparentere Entsehei- 
dungsabläufe und die Wahrung von Beteiligungsreehten 
erforderlieh maeht. Der Bundesrepublik Deutsehland 
wird nieht zuletzt als bevölkerungsreiehstem Mitglied- 
staat der EU auf internationaler Ebene zunehmend eine 
entseheidende Rolle zugewiesen. Dieser gestiegenen Ver- 
antwortung Deutsehlands gegenüber seinen Partnern in 
der Welt entsprieht eine angemessene internationale Tä- 
tigkeit des Parlaments. 

Um ihrer internationalen Verantwortung gereeht zu wer- 
den, ist es für die Abgeordneten des Deutsehen Bundes- 
tages zwingend erforderlieh, eine intensive Zusammen- 
arbeit mit ausländisehen Politikern und Institutionen zu 
pflegen. So können die Abgeordneten die für ihre Aufga- 
ben notwendigen Informationen und Erfahrungen vor Ort 
sammeln und auf die internationale Lage und auftretende 
Konfliktsituationen in angemessener Weise reagieren. 
Diese wiehtige Funktion nehmen sie im Rahmen ihrer 
Zuständigkeitsbereiehe, als Mitglieder internationaler 
parlamentariseher Organisationen, als Vertreter der ver- 
sehiedenen Aussehüsse, Kommissionen und Gremien des 
Bundestages oder als Mitglieder bilateraler bzw. multila- 
teraler Parlamentariergruppen wahr. In Gespräehen mit 
ihren Parlamentskollegen aus anderen Staaten, mit Ver- 
tretern von Regierungen, der Wirtsehaft, der Zivilgesell- 
sehaft oder kulturellen Einriehtungen erörtern sie aktuelle 
und bisweilen brisante Themen der Gegenwart - seien es 
die Folgen der globalen Wirtsehafts- und Finanzkrise, der 
internationale Terrorismus, ethnisehe Konflikte, Armuts- 
bekämpfung, die Reduzierung des Kohlendioxid-Aussto- 
ßes, um den Klimawandel zu stoppen, oder die Bekämp- 
fung von HIV/AIDS. Daneben pflegen oder entwiekeln 
sie Beziehungen zu Staaten, die oftmals nieht im Mittel- 
punkt der Kontakte auf Regierungsebene stehen. 

Die internationalen Aktivitäten der Mitglieder des Bundes- 
tages dienen darüber hinaus der Kooperation und dem 
Austauseh in zahlreiehen Bereiehen nationaler Faehpoli- 
tik. In der EU erfolgt ein Erfahrungsaustauseh zuneh- 
mend auf Gebieten, in denen die Hauptverantwortung 
zwar bei den einzelnen Mitgliedstaaten liegt, eine Zusam- 
menarbeit auf europäiseher Ebene aber dennoeh erforder- 
lieh erseheint. In zahlreiehen Politikbereiehen stehen die 
EU- Staaten sehon heute vor vergleiehbaren Problemen, 
zum Beispiel im Bereieh der Sozial- und Arbeitsmarkt- 
politik. Die Zukunft der Alterssieherung etwa ist ein 
Thema, das alle Mitgliedstaaten betrifft. Ein intensiver 
Erfahrungsaustauseh auf diesem Gebiet ermöglieht den 
Transfer erfolgreieher Strategien zwisehen den Staaten. 
Im Rahmen von Auslandsdienstreisen können sieh die 
Parlamentarier in ihrer Funktion als Gesetzgeber In- 
formationen über Erfolg verspreehende Lösungen einho- 


len, um dann bei anstehenden Reformvorhaben saehge- 
reehte Entseheidungen treffen zu können. 

Der Deutsehe Bundestag hat sich vertraglich verpflichtet, 
stimm- und mitwirkungsberechtigte Delegationen an den 
verschiedenen internationalen parlamentarischen Ver- 
sammlungen zu beteiligen: der Interparlamentarischen 
Union (IPU), der Parlamentarischen Versammlung der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE PV), der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates (ER PV), der Europäischen Versamm- 
lung für Sicherheit und VerteidigungWersammlung der 
Westeuropäischen Union (WEU V) und der Parlamentari- 
schen Versammlung der NATO (NATO PV). Neben die- 
sen bereits länger institutionalisierten Formen internatio- 
naler parlamentarischer Zusammenarbeit ist angesichts 
der veränderten internationalen Lage das Bedürfnis nach 
einer zunehmenden regionalen interparlamentarischen 
Kooperation festzustellen wie etwa im Rahmen der Euro- 
mediterranen Parlamentarischen Versammlung (EM PV) 
oder der Ostseeparlamentarierkonferenz. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Staaten ermöglicht, die 
eigenen politischen Grundüberzeugungen und Positionen 
auf internationaler Ebene zu reflektieren und auf diese 
Weise Denkanstöße zu geben oder Entwicklungen anzu- 
regen. In Staaten, in denen nach politischen Umbrüchen 
Schritt für Schritt demokratische Strukturen aufgebaut 
werden, kann der Bundestag wichtige Unterstützungs- 
arbeit leisten. So haben Abgeordnete in den zurückliegen- 
den Jahren insbesondere in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas auf vielfältige Weise zur Entwicklung von de- 
mokratischen Rechts- und Verfassungsstrukturen und 
zum Aufbau stabiler parlamentarischer Organisations- 
strukturen beigetragen. 

So selbstverständlich der Bundesregierung die Wahrneh- 
mung der außenpolitischen Verantwortung als eine zen- 
trale Aufgabe zugewiesen ist, so eindeutig ist in den ver- 
gangenen Jahren die zunehmende Parlamentarisierung 
der Außenpolitik festzustellen. 

Sie leitet sich zum einen aus der verfassungsmäßigen Kon- 
trollfunktion des Bundestages gegenüber der Regierung ab 
und findet gerade im Hinblick auf die auswärtigen Bezie- 
hungen und die damit verbundenen außenpolitischen Tä- 
tigkeiten des Parlaments in konkreten Bestimmungen des 
Grundgesetzes (GG) ihren Ausdruck. 

Der Bundestag übt nach Artikel 59 Absatz 2 GG eine 
wichtige Rolle bei der Ratifizierung völkerrechtlicher 
Verträge aus. Zudem werden die Entscheidungen des Ple- 
nums wesentlich inhaltlich von den Ausschüssen vorbe- 
reitet. In diesem Zusammenhang wurden wegen ihrer 
besonderen Bedeutung der „Ausschuss für die Angele- 
genheifen der Europäischen Union“ und der „Auswärtige 
Ausschuss“ im Grundgesefz verankerf. 

Auch bei der Verhandlung und Überarbeitung europäi- 
scher Vertragswerke und der Einhaltung internationaler 
Abkommen leistet der Deutsche Bundestag einen bedeu- 
tenden Beitrag. Die parlamentarische Kontrollfunktion 
gegenüber der Regierung im Bereich der auswärtigen Ge- 
walt ist in der Verfassung festgeschrieben. Dies ist nicht 
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zuletzt durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 30. Juni 2009 und die daraufhin erfolgte Begleitge- 
setzgebung zum Vertrag von Lissabon unterstrichen wor- 
den. 

Der Epochenwandel seit dem Fall der Mauer 1989 und 
dem Ende des Kalten Krieges, die veränderten Anforde- 
rungen an moderne Sicherheitspolitik und die Ausdehnung 
des Einsatzrahmens der Bundeswehr auf internationale 
Missionen außerhalb der Landes- und Bündnisverteidi- 
gung haben die Anforderungen an eine strenge parlamen- 
tarische Kontrolle weiter wachsen lassen. Dass diese 
Kompetenzen des Parlaments über Staatsgrenzen hinweg 
Geltungswirkung entfalten, hat das Bundesverfassungs- 
gericht in zahlreichen Entscheidungen zur Verfassungs- 
mäßigkeit von Auslandseinsätzen der Bundeswehr bestä- 
tigt. Es hat unmissverständlich klargestellt, dass ins 
internationale Umfeld hineinreichende Entscheidungen 
und Maßnahmen der Regierung an die Zustimmung des 
deutschen Parlaments gebunden sind. 

Die zunehmende Parlamentarisierung der Außenpolitik 
ist zum anderen als wachsendes politisches Erfordernis 
nach internationaler parlamentarischer Zusammenarbeit 
zu verstehen. Eine in diesem Zusammenhang erforderli- 
che und dabei verantwortlich handelnde, grenzüber- 
schreitende interparlamentarische Kooperation, die dem 
weltpolitischen Wandel im Zuge der Globalisierung, In- 
terdependenz und Institutionalisierung gerecht werden 
muss, ist nur gegeben, wenn die im Parlament entschei- 
denden Abgeordneten die Möglichkeit haben, die politi- 
sche, wirtschaftliche und soziale Situation in den jeweili- 
gen Staaten und Regionen zu beurteilen. 

2 Reisen der Präsidiumsmitglieder 

Europäische Themen, Zukunft der Europäischen 
Union, Bilaterale Beziehungen 

Die Mitgliedschaft in verschiedenen internationalen par- 
lamentarischen Versammlungen, die Teilnahme an Parla- 
mentspräsidentenkonferenzen sowie die Wahrnehmung 
bestehender bilateraler Einladungen von Parlamentspräsi- 
denten bildeten im Berichtszeitraum den weit überwie- 
genden Anteil der Reiseanlässe der Mitglieder des Präsi- 
diums. Dazu kamen Einladungen in die europäischen 
Nachbarländer, die im Zeichen europaweiter Gedenk- 
veranstaltungen standen. So nahm Vizepräsidentin 
Gerda Hasselfe Idt im März 2008 an den Feierlichkeiten 
zum 50-jährigen Bestehen des Europäischen Parlaments in 
Straßburg teil. Der Bundestagspräsident Prof Dr. Norbert 
Lammert folgte im Juni 2009 einer Einladung seines 
Amtskollegen nach Polen, um an den Feierlichkeiten des 
20. Jahrestages der Wahlen teilzunehmen, die zur ersten 
demokratisch gebildeten Regierung in Polen führten. Im 
Fokus der Gespräche, die Präsident Prof Dr. Norbert 
Lammert auf Einladung seiner Amtskollegin Szili im Juli 
2009 in Ungarn führte, standen u. a. Fragen der Stabilität 
Europas 20 Jahre nach dem Mauerfall und die Notwen- 
digkeit der Umsetzung des Lissaboner Vertrages sowie 
die Möglichkeiten eines effektiven Minderheitenschutzes 
auf europäischer Ebene im Lichte der aus ungarischer 
Sicht problematischen slowakischen Gesetzgebung zum 


Sprachgebrauch von Minderheiten in der Slowakei. Der 
Besuch stand zudem im Kontext des 20. Jahrestages der 
Grenzöffhung zwischen Ungarn und Österreich. 

Zum Gedankenaustausch auf bilateraler Ebene reiste Präsi- 
dent Prof Dr. Norbert Lammert im Mai 2008 auf Einladung 
seiner Amtskollegin Topali nach Albanien. Die Gespräche 
widmeten sich Demokratiefragen, Rechtsstaatlichkeits- 
aspekten und der Nachbarschaftspolitik in der Region. Im 
Februar 2009 nahm Präsident Prof Dr. Norbert Lammert 
eine Einladung seines Amtskollegen Weiler aus Luxem- 
burg wahr. Inhaltliche Schwerpunkte waren die Zukunft 
der Europäischen Union, Erweiterungsfragen sowie der 
Ratifizierungsprozess des Lissaboner Vertrages. 

Die Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt reiste im Oktober 
2008 als Vertreterin des Deutschen Bundestages zum 
Finale des internationalen Wettbewerbes „Jugend debat- 
tiert“ nach Polen. 

Die besonderen bilateralen Beziehungen zwischen 
Deutschland und Frankreich sowie Deutschland und 
Polen finden seit einigen Jahren einen parlamentarischen 
Ausdruck in jährlichen gemeinsamen Sitzungen der Prä- 
sidien der Parlamente, wechselnd in jeweils einem der 
beiden Länder. So kamen die Präsidien des Deutschen 
Bundestages und der französischen Nationalversamm- 
lung im März 2009 in Frankreich zusammen. Auf der Ta- 
gesordnung standen die Themen „Bilanz sowie Perspekti- 
ven der deutsch-französischen interparlamentarischen 
Aktivitäten“, „französische Verfassungsreform“ sowie 
„Ausgestaltung der Konjunkturprogramme zur Bewälti- 
gung der Wirtschafts- und Finanzkrise in Frankreich und 
Deutschland“. 

Das deutsch-polnische Präsidiumstreffen fand im Novem- 
ber 2008 in Polen statt. Die Konferenz widmete sich der 
„deutsch-polnischen Zusammenarbeit“ und der „parlamen- 
tarischen Zusammenarbeit im Rahmen der Europäischen 
Union“, den „Gemeinsamen Perspektiven der Auswärtigen 
Politik und der Sicherheitspolitik“, der „deutsch-polni- 
schen Zusammenarbeit im Bereich Kultur und Bildung“ 
sowie „Treffen und Dialog der Jugend aus Polen und 
Deutschland“. 

Im Januar 2009 besuchte Präsident Prof Dr. Norbert 
Lammert in Begleitung des Wehrbeauftragten des Deut- 
schen Bundestages, Reinhold Robbe, das KFOR-Einsatz- 
kontingent der Bundeswehr im Kosovo im Feldlager 
Prizren bzw. den Deutschen Anteil im KFOR-Hauptquar- 
tier Pristina. ln zahlreichen Gesprächen mit den Soldatin- 
nen und Soldaten betonte Präsident Prof Dr. Norbert 
Lammert die Verantwortung des Deutschen Bundestages 
für die Bundeswehr und deren Auslandseinsätze, die 
nicht nur politisch, sondern vor allem auch gesellschaft- 
lich besonderer Anerkennung bedürften. 

ln Vorbereitung auf das europäische Kulturhauptstadtjahr 
2010 nahm Präsident Prof Dr. Norbert Lammert an Trila- 
teralen Treffen der Parlamentspräsidenten der drei Kul- 
turhauptstädte 2010 im Oktober 2008 im ungarischen 
Pecs und im Mai 2009 in Istanbul teil. Die Treffen wid- 
meten sich der parlamentarischen Begleitung der Kon- 
zepte für die Kulturhauptstädte. 
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Demokratisierung, Rechtsstaatsentwicklung, 
Interparlamentarische Zusammenarheit 

Die parlamentarische Unterstützung junger Demokra- 
tien, die Förderung der Rechtsstaatsentwicklung und der 
Menschenrechte bilden traditionell Kemgebiete des par- 
lamentarischen Engagements in den bilateralen Bezie- 
hungen auch auf Präsidiumsebene; die Förderung der kul- 
turellen Zusammenarbeit im Rahmen der Auswärtigen 
Kulturpolitik ist ein weiteres wesentliches Element. 

So waren parlamentarische Strukturen, die demokratische 
Entwicklung im Land und der Region sowie Fragen der 
Gleichberechtigung Themenschwerpunkte der Reise von 
Präsident Prof Dr. Norbert Lammert im Januar 2008 nach 
Kuwait. Der Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse 
reiste in Begleitung von Markus Grübel (CDU) im Fe- 
bruar 2008 nach Guatemala und Nicaragua, um sich über 
den Stand von Projekten der Entwicklungszusammen- 
arbeit, die Demokratieentwicklung sowie über Men- 
schenrechte zu informieren. 

Umweltfragen wie die Auswirkungen des Klimawandels 
auf die Arktis und umweltpolitische Maßnahmen zum 
Schutz derselben sowie Fragen der Minderheitenpolitik in 
Bezug auf die Inuit waren im Februar 2008 für Präsident 
Prof Dr. Norbert Lammert Anlass, eine Einladung des 
kanadischen Parlamentspräsidenten anzunehmen, ln Be- 
gleitung von Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt und 
dem Vorsitzenden der deutsch-kanadischen Parlamen- 
tariergruppe, Klaus-Peter Flosbach (CDU/CSU), führte 
der Präsident zudem Gespräche über die Bildungszusam- 
menarbeit speziell im Hochschulsektor und bei Kultur- 
instituten im Rahmen der auswärtigen Kulturpolitik so- 
wie über die parlamentarische Zusammenarbeit und 
Geschäftsordnungs fragen. 

Die wirtschaftliche Kooperation und ihre Perspektiven in 
verschiedenen Regionen des Landes führte Vizepräsident 
Dr. Hermann Otto Solms in Begleitung der Parlamentari- 
schen Geschäftsführer Jörg von Essen, Bernhard Kaster 
und Iris Gleiche im März 2008 nach Brasilien. Neben 
politischen Gesprächen über die Rahmenbedingungen für 
die Wirtschaft standen Besuche von Entwicklungshilfe- 
projekten sowie bilaterale kulturpolitische Fragen im Vor- 
dergrund des Aufenthaltes. 

Seinen Aufenthalt im südlichen Afrika als Leiter der 
deutschen IPU-Delegation bei der 118. IPU -Versamm- 
lung in Kapstadt im April 2008 verkürzte Präsident Prof 
Dr. Norbert Lammert, um in Namibia - anknüpfend an 
den Besuch des namibischen Parlamentspräsidenten in 
Deutschland - zu Gesprächen über Demokratisierungs- 
prozesse, Bildungsfragen und zu bilateralen Entwick- 
lungsprojekten mit Parlamentariern sowie Vertretern der 
Zivilgesellschafl zusammenzutreffen. 

Der US-Präsidentschaftswahlkampf und die Auswirkun- 
gen auf die transatlantischen Beziehungen im Falle eines 
Politikwechsels führten Präsident Prof Dr. Norbert 
Lammert in Begleitung des Ersten Parlamentarischen Ge- 
schäftsführers der CDU/CSU-Fraktion, Dr. Norbert 
Röttgen, im Mai 2008 zu politischen Gesprächen in die 
USA nach Boston und Washington. Bei den Gesprächen 


u. a. mit Wissenschaftlern der John F. Kennedy School of 
Govemment/Universität Harvard in Cambridge/Boston 
sowie mit der Sprecherin des US-Repräsentantenhauses, 
Nancy Pelosi, und dem stellvertretenden Finanzminister 
Robert Kimmitt wurden mögliche Verbesserungen im 
transatlantischen Verhältnis beleuchtet, politische Ge- 
wichtungen und unterschiedliche Sichtweisen analysiert. 
Im Rahmen des 25-jährigen Bestehens der „Congressio- 
nal Study Group on Germany“ des amerikanischen 
Kongresses trafen der Präsident und die Delegation in 
verschiedenen Begegnungen mit den amerikanischen 
Partnern zusammen. 

Der Stand der Beziehungen zwischen Süd- und Nord- 
korea und die bilaterale Zusammenarbeit auf dem Bil- 
dungssektor sowie wirtschaftspolitische Fragen standen im 
Mittelpunkt einer Reise von Präsident Prof Dr. Norbert 
Lammert nach Südkorea. Er folgte damit einer Einladung 
seines südkoreanischen Amtskollegen und wurde vom 
Vorsitzenden der deutsch-koreanischen Parlamentarier- 
gruppe, Hartmut Koschyk (CDU/CSU), begleitet. Das 
50-jährige Bestehen der Parlamentariergruppe erfuhr auf 
diese Weise eine besondere Würdigung. Ein weiteres 
Augenmerk wurde bei den Gesprächen auf die sicher- 
heitspolitische Stabilität der Region gerichtet. 

ln Australien befasste sich Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang 
Thierse während seines Aufenthaltes im September 2008 
neben parlamentarischen Themen schwerpunktmäßig mit 
Fragen der kulturellen Zusammenarbeit und der australi- 
schen Minderheitenpolitik. 

Die Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner führten 
Fragestellungen zur Demokratienentwicklung, der Be- 
kämpfung von HIV/AIDS, der bilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit und Aspekte der Tourismusförderung im 
Februar 2009 nach Kenia und Mosambik. Der Vizepräsi- 
dent Dr. h. c. Wolfgang Thierse reiste im Februar 2009 in 
Begleitung der Abgeordneten Emst-Reinhard Beck 
(CDU/CSU), Elvira Drobinski-Weiß (SPD) und Harald 
Leibrecht (FDP) nach Kambodscha und Nepal. Im Mit- 
telpunkt der Besuche standen die Themenbereiche 
Demokratisiemng und Entwicklung rechtsstaatlicher 
Stmkturen, insbesondere vor dem Hintergmnd der in bei- 
den Ländern im Jahr 2008 durchgeführten Parlaments- 
wahlen bzw. Wahlen zur Verfassungsgebenden Versamm- 
lung in Nepal, ln Kambodscha lag vor dem Hintergmnd 
der zum Besuchszeitpunkt unmittelbar bevorstehenden 
ersten Hauptverhandlung vor dem Rote-Khmer-Tribunal 
in Phnom Penh ein weiterer Schwerpunkt auf Fragen der 
Aufarbeitung der Verbrechen der Roten Khmer. Einen 
Kernpunkt der politischen Gespräche in Nepal stellten die 
Zielsetzung sowie der Stand der Ausarbeitung der neuen 
nepalesischen Verfassung dar. 

Gedenken, Interknltnreller Dialog 

Im Mittelpunkt von Reisen von Vizepräsidentin Dr. h. c. 
Susanne Kästner im Juni 2008 und von Vizepräsidentin 
Petra Pau im März 2009 nach Israel bzw. in die Palästi- 
nensischen Gebiete standen Fragen nach den Perspekti- 
ven des nahöstlichen Friedensprozesses und des bilatera- 
len Verhältnisses vor dem Hintergmnd der Shoah. Die 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/14145 


Stellung der Frau in der Gesellschaft, Möglichkeiten ei- 
nes jüdisch-islamisch-christlichen Dialogs, namentlich 
unter Jugendlichen, Bekämpfung des Antisemitismus 
sowie Aspekte der Erinnerungskultur waren weitere 
Schwerpunkte. Einen ähnlichen Gesprächshintergrund 
hatten Besuche von Vizepräsidentin Petra Pau in Danzig 
im Mai 2009 aus Anlass der Einweihung eines Denkmals 
zur Erinnerung an die jüdischen Kindertransporte 1939 
bzw. von Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt nach Ora- 
dour-sur-Glane/Frankreich im Juni 2009 aus Anlass des 
10-jährigen Bestehens der Gedenkstätte bzw. des 65-jäh- 
rigen Gedenkens an das von Deutschen während des 
Zweiten Weltkrieges begangenen Massakers in Oradour- 
sur-Glane. Eine Konferenz zum Friedensprozess im Na- 
hen Osten führte Vizepräsidentin Petra Pau im November 
2008 nach Frankreich und eine Konferenz zur Bekämp- 
fung von Anfisemifismus im Februar 2009 nach London. 

Ein Besuch von Präsidenf Prof Dr. Norbert Lammert in 
den Vereinigfen Arabischen Emiraten im Juni 2009 stand 
im Zeichen des Interkulturellen Dialoges, der Demokra- 
tieentwicklung im Vergleich zu den Nachbarländern der 
Region sowie der wirtschaftlichen und kulturellen Zu- 
sammenarbeit. 

3 Reisen der Ausschüsse sowie 
Gegenbesuche 

Die Reisen sowie Gegenbesuche der Ausschüsse und des 
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung 
dienten vornehmlich dazu, Erfahrungen zu aktuellen, 
wichtigen und gemeinsam interessierenden politischen 
Themen auszutauschen und Erkenntnisse für die eigene 
Arbeit zu gewinnen. 

Gesprächspartner waren insbesondere die korrespondie- 
renden Ausschüsse und andere Mitglieder der ausländi- 
schen Parlamente, daneben Vertreter der Regierungen, 
andere Gruppen und Personen des öffentlichen Lebens 
sowie Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft und Verbän- 
den. Die Wahl der Reiseziele erfolgte dabei stets in enger 
Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt. 

ln den folgenden Abschnitten werden die Reisen und Ge- 
genbesuche ausländischer Parlamentarierdelegationen 
nach den einzelnen Ausschüssen und dem Parlamentari- 
schen Beirat für nachhaltige Entwicklung gegliedert auf- 
geführt. Die internationalen Aktivitäten wurden unter 
Bezugnahme auf die inhaltlichen Schwerpunkte des je- 
weiligen Gremiums dargestellt, wobei sie exemplarisch 
aufgeführt sind. Es handelt sich demnach nicht um eine 
vollständige Auflistung aller Aktivitäten. 

Ausschuss für Wahlprüfuug, Immuuität uud 
Geschäftsorduuug 

Eine Kurzreise des Ausschusses in die Schweiz im 
Februar 2008 diente insbesondere dazu, die dortigen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verständlichkeit von 
Gesetzestexten kennenzulemen. Daneben wurden mit 
Vertretern der entsprechenden Gremien der beiden Kam- 
mern des Parlaments (Bundesversammlung) allgemeine 
geschäftsordnungs- und immunitätsrechtliche Fragen er- 


örtert, die zum Geschäftsbereich des Ausschusses zählen. 
Die Schweiz verfügt über ein besonders ausgestaltetes 
System zur Verbesserung der Gesetzesverständlichkeit: 
ausgehend vom sogenannten Ämterkonsultationsverfah- 
ren, dessen wesentlicher Bestandteil die verwaltungs- 
inteme Redaktionskommission ist, bis hin zur parlamenta- 
rischen Redaktionskommission der Bundesversammlung. 
Dabei ist in jeder Phase der Sprachendienst der Bundes- 
kanzlei wesentlich beteiligt. Die hieraus gewonnenen 
Erkenntnisse führten auch zu einer Ergänzung der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages um eine Vor- 
schrift zur sprachlichen Beratung bei der Formulierung 
und Änderung von Gesetzentwürfen (§ 80a GO-BT). 

Anlass für die Reise nach Israel im November 2008 war 
der 60. Jahresfag der Gründung des Sfaafes Israel im Mai 
1948. Neben Gesprächen zu der aktuellen politischen 
Lage in Israel standen insbesondere Fragen des Gesetzge- 
bungsverfahrens, der Immunität der Abgeordneten sowie 
der Geschäftsordnung des Parlaments im Mittelpunkt der 
Reise, ln einem Gespräch mit dem Vorsitzenden des Ge- 
schäftsordnungsausschusses der Knesset wurde im Hin- 
blick auf die vorgezogene Knessetwahl am 10. Februar 
2009 die kürzlich durchgeführte Änderung des Wahl- 
rechts in Israel ausführlich erörferf. 

Fragen des Geschäftsordnungs-, Parlamenfs- und Status- 
rechfs sowie die Funktion und Arbeifsweise des 
Ausschusses wurden bei den Berlin-Besuchen von Dele- 
gationen aus Montenegro, Bosnien und Herzegowina, 
dem Libanon, Griechenland, Kasachstan, Liberia, Sierra 
Leone, Guinea, Haiti und Brasilien angesprochen. 

Petitionsausschuss 

Auch in der zweiten Hälfte der Wahlperiode war der Peti- 
tionsausschuss international gefragter Ansprechpartner 
für Delegationen aus vielen Teilen der Welt, die sich über 
die Arbeit des Ausschusses informieren wollten. Die De- 
legationen kamen aus so unterschiedlichen Staaten wie 
Indonesien, Turkmenistan, Spanien, Namibia, Südafrika, 
Tansania, Uganda, China, Kirgisistan, Vietnam, Algerien, 
Marokko, Tunesien oder Kanada. 

Im Rahmen einer Delegationsreise im April 2008 mach- 
ten sich Mitglieder des Ausschusses ein Bild von der Ar- 
beit der Menschenrechtsbeauftragten und verschiedener 
Nichtregierungsorganisationen in Russland und der 
Ukraine. Aufgrund der anhaltend hohen Anzahl von Peti- 
tionen mit Visabezug besuchte die Delegation auch Visa- 
stellen der deutschen Botschaften und führte entspre- 
chende Gespräche mit Parlamentariern beider Staaten. 

Im Februar 2009 fuhr eine Ausschussdelegation nach 
Griechenland, um sich über die Situation von Asylbewer- 
bern zu informieren, da dem Ausschuss zum Thema Asyl 
und Dublin-11- Verordnung zahlreiche Petitionen Vorla- 
gen. Im April 2009 beteiligte sich der Petitionsausschuss 
an einer China-Reise des Menschenrechtsausschusses, 
mit dem sich naturgemäß regelmäßig Überschneidungen 
in den Themen ergeben. Neben der generellen Menschen- 
rechtslage ging es den Bundestagsabgeordneten insbeson- 
dere um die Situation der Minderheit der Uiguren, mit der 
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sich der Petitionsausschuss intensiv beschäftigt hatte, so- 
wie um die politisch-religiöse Zukunft von Tibet. 

Bei einem Aufenthalt in Ungarn im Juni 2009 führte eine 
Delegation des Ausschusses Gespräche mit dem dortigen 
Ombudsmann für Datenschutz sowie dem Ombudsmann 
für zukünftige Generationen. Darüber hinaus trafen die 
Abgeordneten den Vorsitzenden des Menschenrechtsaus- 
schusses des ungarischen Parlaments und informierten 
sich über die deutsche Kulturarbeit in Ungarn. 

Seit vielen Jahren ist der Petitionsausschuss Mitglied im 
Internationalen Ombudsmanninstitut (101). Im Juni 2009 
fand die 9. Weltkonferenz des lOl statt, auf der der stell- 
vertretende Ausschussvorsitzende den Deutschen Bun- 
destag vertrat. Aus Anlass des 200-jährigen Bestehens der 
Institution des schwedischen Ombudsmannes war Stock- 
holm Ort der Konferenz, auf der es um den Erfahrungsaus- 
tausch zu verschiedenen aktuellen Themen wie Asyl und 
die Einbindung der Ombudsleute in die jeweiligen nationa- 
len Strukturen ging. Auch die Pflege der Beziehungen im 
Rahmen des Europäischen Ombudsmanninstituts (EOl) 
war ein wichtiger Bestandteil der Arbeit des Ausschusses. 
Eines der Hauptthemen eines tumusgemäß alle zwei Jahre 
stattfindenden Seminars der nationalen Bürgerbeauftragten 
aus den EU-Mitgliedstaaten im April 2009 auf Zypern war 
wiederum die Asylproblematik. 

Auswärtiger Ausschuss 

Ziele und Themen der Reisen von Delegationen des Aus- 
wärtigen Ausschusses und seiner Unterausschüsse orien- 
tieren sich an aktuellen internationalen Entwicklungen 
und Ereignissen, die Gegenstand der Ausschussarbeit 
sind, ebenso wie an längerfristigen Interessenschwer- 
punkten deutscher Außenpolitik. Im Berichtszeitraum 
zählten dazu insbesondere das Verhältnis zu den östlichen 
Nachbarn Deutschlands, Abrüstung und Nichtverbreitung 
von Nuklearwaffen, die Stärkung multilateraler Zusam- 
menarbeit besonders im Rahmen der Vereinten Nationen, 
internationale Energiepolitik und die Förderung der deut- 
schen kulturellen Präsenz im Ausland. 

Der vorangegangene militärische Konflikt zwischen Ge- 
orgien und Russland um die abtrünnigen georgischen Ge- 
biete Südossetien und Abchasien stand im Zentrum der 
Delegationsreise des Auswärtigen Ausschusses nach 
Moskau und Kiew im September 2008. Er bildete auch 
den Hintergrund der auswärtigen Sitzung des Ausschus- 
ses im Oktober 2008 in Warschau, die als gemeinsame 
Sitzung mit dem Auswärtigen Ausschuss des polnischen 
Parlaments abgehalten wurde und sich mit dem künftigen 
Verhältnis der Europäischen Union zu Russland sowie 
mit der Europäischen Nachbarschaftspolitik gegenüber 
der Ukraine, Georgien und der Republik Moldau befasste. 
Die Diskussion wurde beim Gegenbesuch der polnischen 
Seite in Berlin im März 2009 in einer weiteren gemeinsa- 
men Sitzung fortgesetzt. 

Eine Delegation des Unterausschusses Abrüstung, Rüs- 
tungskontrolle und Nichtverbreitung konnte sich bei 
einem Besuch in Moskau im Februar 2009 über die russi- 
schen Vorstellungen zu Fortschritten in diesen Politikbe- 


reichen unterrichten. Der Besuch einer Delegation des 
Auswärtigen Ausschusses des Parlaments der Islami- 
schen Republik Iran in Berlin bot Gelegenheit zu einer 
Aussprache über das umstrittene iranische Nuklearpro- 
gramm. Die Lage der Vereinten Nationen, die vor der 
doppelten Herausforderung stehen, den laufenden Pro- 
zess umfassender innerer Reformen erfolgreich abzu- 
schließen und zugleich den Ansprüchen der Staatenge- 
meinschaft an das Engagement der Weltorganisation in 
Krisen- und Konfliktsituationen zu entsprechen, war Ge- 
genstand der Reise einer Delegation des Unterausschus- 
ses Vereinte Nationen nach New York im Oktober 2008. 

Eine Delegation des Unterausschusses Globalisierung 
und Außenwirtschaft, der vor dem Hintergrund der welt- 
weiten Finanzmarktkrise eine Anhörung zur Rolle inter- 
nationaler Organisationen als Träger von Global Gover- 
nance durchgeführt hatte, konnte sich bei einem Besuch 
bei der OECD in Paris im Juni 2009 über die umfassen- 
den Arbeiten der Organisation zu dieser Thematik unter- 
richten. Der Besuch einer Delegation des Unterausschus- 
ses in Mexiko und Venezuela im Mai 2008 bot die 
Gelegenheit, den Grad der Abhängigkeit beider Staaten 
vom Erdölexport und den Umgang mit den damit verbun- 
denen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
zu vergleichen. 

Der Unterausschuss Auswärtige Kultur- und Bildungs- 
politik informierte sich auf einer Delegationsreise nach 
Rom im März 2008 über die unzureichende Unterbrin- 
gung des Deutschen Archäologischen Instituts und 
konnte sich in der Folge erfolgreich für die Finanzierung 
von Insfandsetzungsmaßnahmen einsefzen. Die Delega- 
tionsreise nach Chile und Argentinien im ApriFMai 2008 
diente der Unterrichtung über deutsche Auslandsschulen 
und Kooperationen im Bereich der Berufsbildung in den 
besuchten Staaten und der Teilnahme an der - vom Unter- 
ausschuss initiierten - Regionalkonferenz der Kultur- und 
Presseattaches der deutschen Botschaften in Lateiname- 
rika. 

Innenausschuss 

Nicht nur innenpolitische Fragen wie Migration und Inte- 
gration, deren grenzüberschreitender, internationaler Cha- 
rakter auf der Hand liegt, sondern auch Themen der inne- 
ren Sicherheit weisen häufig enge Auslandsbezüge auf: 
Eine effektive Bekämpfung von Terrorismus und organi- 
sierter Kriminalität - die selbst weltweit und länderüber- 
greifend agieren - setzt zwangsläufig eine enge inter- 
nationale Zusammenarbeit voraus. Gleiches gilt für die 
Bewältigung der Folgen von Naturkatastrophen, die an 
nationalen Grenzen nicht Halt machen. 

Fragen der Migration, des Grenzschutzes, Sicherheitsbe- 
lange, die Bekämpfung des Drogenhandels und der Kata- 
strophenschutz waren daher inhaltliche Schwerpunkte der 
Delegationsreisen im Berichtszeitraum in den Senegal 
und nach Marokko (März 2008), nach Österreich und in 
die Schweiz (April 2008), nach Polen und in die Ukraine 
(Mai 2008), nach Kolumbien und Ecuador (Oktober 
2008), nach China (Oktober 2008), nach Griechenland 
(Juni 2009) und nach Großbritannien (Juni 2009). 
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Im Bereich Migration ging es den Abgeordneten dabei 
darum, die Fluchtursachen besser zu verstehen und Mög- 
lichkeiten für eine Verbesserung des Dialogs und der Ko- 
operation mit den afrikanischen Herkunfts- und Transit- 
ländem auszuloten (Senegal/Marokko), die Praxis der 
Grenzsicherung und die allgemeine Situation an den 
neuen Schengenaußengrenzen kennenzulemen (Polen/ 
Ukraine) sowie sich über die Auswirkungen der europäi- 
schen Asyl- und Flüchtlingspolitik zu informieren (Grie- 
chenland). Bei mehreren Delegationsreisen stand die Zu- 
sammenarbeit der Sicherheitsbehörden im Mittelpunkt, 
zum einen bei der Begleitung internationaler Großereig- 
nisse wie der Fußballeuropameisterschaft (Österreich, 
Schweiz), zum anderen bei der Bekämpfung des interna- 
tionalen Terrorismus (Großbritannien) und der organisier- 
ten Kriminalität (China, Kolumbien/Ecuador). Themati- 
siert wurden auch Fragen der öffentlichen Verwaltung 
(China), der Extremismusprävention (Großbritannien) so- 
wie der Visumvergabe (Ukraine). Schließlich waren auch 
zwei Reisen im Schwerpunkt dem Zivil- und Katastro- 
phenschutz gewidmet: anlässlich eines internationalen 
Großereignisses (Österreich/Schweiz) bzw. im Zusam- 
menhang mit der Bekämpfung von Waldbränden und dem 
Aufbau von Freiwilligenstrukturen (Griechenland). 

Sportausschuss 

Der im Vorjahr begonnene Dialog mit dem Ausschuss für 
Körperkultur und Sport des polnischen Parlaments wurde 
im Rahmen gemeinsamer Sitzungen beider Ausschüsse 
im Sejm in Warschau (Juni 2008) und im Bundestag in 
Berlin (März 2009) fortgesetzt. Hierbei ging es im We- 
sentlichen um den Stand der Vorbereitungen der u. a. 
durch Polen auszurichtenden UEFA-Fußball-EM 2012 
und damit im Zusammenhang um Fragen der Sicherheit 
bei internationalen Sportgroßveranstaltungen, die Finan- 
zierung und Konzeption von Sportstätten, insbesondere 
Fußballstadien, sowie Förderkonzepte des Breiten- und 
Spitzensports in Deutschland und Polen. 

Der Sportausschuss hat mit einer Delegation von jeweils 
sieben Abgeordneten die beiden Spitzenveranstaltungen 
des internationalen Sportgeschehens besucht: die Olym- 
pischen und die Paralympischen Spiele in Peking. Neben 
dem Austausch mit den internationalen Vertretern des 
Spitzensports, mit Athleten, Verbänden sowie Sponsoren 
über Konzepte und Strategien der Sportförderung sowie 
der Finanzierung des Spifzensports wurden die Reisen 
auch für intensive Gespräche mit Vertretern der politi- 
schen Führung Chinas und Nichtregierungsorganisa- 
tionen genutzt. Dabei ging es u. a. um Presse- und 
Demonstrationsfreiheit sowie Infrastruktur- und Umwelt- 
fragen im Umfeld der Olympischen Spiele, die Lage in 
Tibef und die generelle Frage des Umgangs mif Men- 
schenrechten in China. 

Mit dem Anliegen der Intensivierung der Sportförderung 
im Ausland im Rahmen der Auswärtigen Kulturpolitik 
hat sich der Ausschuss in mehreren Sitzungen befasst und 
einen beachtlichen Aufwuchs der Mittel erreichen kön- 
nen. Er nahm dies zum Anlass, entsprechende Projekte in 
Tansania und Südafrika zu besuchen und sich ein eigenes 


Bild von der sehr erfolgreichen Arbeit der deutschen Ex- 
perten im Ausland zu machen. Diese leisten u. a. auch ei- 
nen wesentlichen Beitrag zu einem außerordentlich posi- 
tiven Deutschlandbild in den Projektländem. Zudem 
liefern sie aber auch mit der Ausbildung von Trainern und 
dem Aufbau organisierter Strukturen für den Sport in den 
Einsatzländem einen wichtigen Beitrag für die Ausbil- 
dung und Integration von Kindern und Jugendlichen über 
den Sport, zum Beispiel in den Townships Südafrikas. 
Daneben galt das Interesse dem Stand der Vorbereitung 
der Sportstätten und der Infrastruktur für die FIFA-Fuß- 
ball-WM 2010 in Südafrika. 

Rechtsausschuss 

Die Reisen des Rechtsausschusses und seines Unteraus- 
schusses Europarecht widmeten sich im Berichtszeitraum 
zum einen europarechtlichen Fragestellungen, die auch 
wegen der vor dem Bundesverfassungsgericht geführten 
Verfahren zum Vertrag von Lissabon von überragender 
Aktualität waren. Zum anderen informierte sich der Aus- 
schuss über die Antworten ausländischer Rechtsordnun- 
gen auf die Frage nach dem Verhältnis von Sicherheit und 
Freiheit, das angesichts der Bedrohung durch den Terro- 
rismus, aber auch durch andere Erscheinungsformen der 
Kriminalität stets aufs Neue konkret bestimmt werden 
muss. 

Anlässlich einer gemeinsamen Sitzung des Rechtsaus- 
schusses mit dem Gesetzgebungsausschuss des polni- 
schen Sejm in Warschau im Februar 2008 erörterten Mit- 
glieder beider Ausschüsse die Behandlung von EU- 
Vorlagen sowie die Prüfung der Subsidiarität und die 
Rolle der nationalen Parlamente im Hinblick auf die Ge- 
setzgebung auf EU-Ebene. Auf einer Delegationsreise im 
April 2009 nach Luxemburg führten Mitglieder des Un- 
terausschusses Europarecht mit dem Präsidenten, weite- 
ren Richtern sowie einer Generalanwältin des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) einen 
intensiven und konstruktiven Dialog über aktuelle Pro- 
bleme der Rechtsprechung des Gerichts. Dabei kam auch 
die in jüngerer Zeit in Deutschland geäußerte Kritik an ei- 
nigen Entscheidungen des Gerichtshofs zur Sprache, die 
von den Richtern des EuGH genau verfolgt und hinter- 
fragt wird. Diese erste Reise eines Ausschusses des Deut- 
schen Bundestages zum EuGH zeigte, welche Bedeutung 
der persönliche Austausch zwischen Bundestagsabgeord- 
neten und Vertretern europäischer Institutionen für ein 
besseres Versfändnis europäischer Fragestellungen hat. 

Bei dem Besuch in Israel und den Palästinensischen Ge- 
bieten im April 2008 stand die Erörterung von Rechtsfra- 
gen der Terrorismusabwehr im Vordergrund. Die in Tel 
Aviv und Jerusalem geführten Gespräche veranschaulich- 
ten zugleich die Besonderheiten der innen- und außen- 
politischen Situation dieses Staates. Insbesondere der 
Besuch beim israelischen Supreme Court (Verfassungsge- 
richt) verdeutlichte, wie schwer eine Balance zwischen 
Sicherheit und Freiheit unter erheblicher Bedrohung zu 
finden ist. Die Schwierigkeiten, im Nahen Osten zu einer 
für alle Seiten akzeptablen Lösung zu gelangen, wurden 
durch Besuche in den Palästinensischen Gebieten noch 
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greifbarer. Die Unterredungen in Ramallah sowie ein 
Besueh in Hebron gaben der Delegation neben Informa- 
tionen über die Reehtslage und -praxis in den Palästinen- 
sisehen Gebieten aueh Einblieke in die besonderen innen- 
und außenpolitisehen Probleme dieser Gebiete. Eine 
Reise naeh Australien und Neuseeland im Oktober 2008 
diente ebenfalls der Informationsgewinnung über Maß- 
nahmen zur Bekämpfung des Terrorismus und des inter- 
nationalen Drogenhandels. Die Delegation informierte 
sieh ferner bei der neuseeländisehen Intemetpolizei über 
teehnisehe Mögliehkeiten, gegen Intemetkriminalität vor- 
zugehen. Ferner erörterte sie die Voraussetzungen von 
Abhörmaßnahmen gegen Journalisten und der Strafver- 
folgung von Abgeordneten. 

Finanzausschuss 

Der Aussehuss knüpfte in der Wahrnehmung seiner interna- 
tionalen Aktivitäten an die Fragestellungen an, die bereits 
die Grundlage für die Delegationsreisen in der ersten Hälfte 
der 16. Wahlperiode (Bundestagsdrucksaehe 16/7841, 
Seite 9) bildeten. Die Fortentwicklung der Europäischen 
Union, die Wirkungen der Globalisierung auf die Steuer- 
gesetzgebungen der Nationalstaaten, Bedeutung von 
Doppelbesteuerungsabkommen, Finanzmarktgesetze und 
Aufsicht waren insoweit auch weiterhin die zentralen 
Themen in den Gesprächen. Während die Besuche in 
Südkorea und Vietnam (Februar 2008), Bulgarien und 
Rumänien (Mai 2008), Polen (Juni 2008) sowie in Süd- 
afrika und Botsuana (Juli 2008) noch unter „normalen“ 
Umständen stattfanden, dabei zum Teil auch der Vertie- 
fung der nachbarschaftlichen bzw. freundschaftlichen 
parlamentarischen Beziehungen dienten, standen die zeit- 
lich folgenden Besuche in den USA mit einer Teilnahme 
an den Jahresversammlungen von Weltbank und Interna- 
tionalem Währungsfonds (Oktober 2008), in Paris (De- 
zember 2008) und nochmals in den USA (New York und 
Washington, Februar 2009) sowie in Uruguay (Forum 
Europäische Union, Lateinamerika, Karibik in Monte- 
video: „Fiskalpolitik in Krisenzeiten“, Mai 2009) ganz im 
Zeichen der verstärkt auftretenden Finanzmarktkrise und 
deren internationaler Bewältigung. 

Die Gespräche mit Parlamentariern, Regierungsvertre- 
tem, Vertretern von Industrieunternehmen, Versicherun- 
gen, Banken und Aufsichtsbehörden in den USA hatten 
vor diesem Hintergrund und zeitlich fast parallel verlau- 
fenden Gesetzgebungen zur Bewältigung der Finanz- und 
Wirtschaftskrise in den USA und Europa beziehungs- 
weise Deutschland besondere Relevanz. 

Haushaltsausschuss 

Aufgrund seiner Zuständigkeiten für den Gesamtetat und 
für alle kostenwirksamen Einzelmaßnahmen ist der Haus- 
haltsausschuss auf sämtlichen Fachgebieten tätig, was 
sich auch in seiner Reisetätigkeit zu den verschiedensten 
Themen und Politikfeldem widerspiegelt. 

Im Berichtszeitraum begleitete der Ausschuss Versor- 
gungsflüge der Bundeswehr in afrikanische Staaten, die 
im Rahmen der Ausstattungshilfe Materialien und Bera- 
tungshilfe erhalten. Im Februar 2008 war das Ziel Nami- 
bia und im Februar 2009 Tansania. Bei beiden Reisen er- 


lebten die Delegationsmitglieder im Rahmen von 
konkreten Projektbesuchen die Effektivität der deutschen 
Hilfe. 

Im Bereich Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz führte eine Reise im Oktober 2008 nach Vietnam 
und Thailand, eine weitere im April 2009 nach Neusee- 
land. Trotz unterschiedlicher Agrarstrukturen dieser Staa- 
ten sowohl im Vergleich untereinander als auch im Ver- 
gleich Neuseelands mit Deutschland und der EU war 
augenfällig, dass Landwirtschaft auch ohne staatliche Un- 
terstützung rentabel sein kann. Bei den landwirtschaftli- 
chen Forschungsprojekten weist Neuseeland ein hohes, 
zum Teil weltweit führendes Niveau auf. 

Dass im Bereich Flugzeugbau die Firma Boeing bei 
neuen Produkten mit ähnlichen, wenn nicht noch schwer- 
wiegenderen Problemen zu kämpfen hat wie der europäi- 
sche Wettbewerber Airbus, zeigte ein USA-Besuch im 
April 2008 von Ausschussmitgliedern aus dem Bereich 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Während die deut- 
sche Magnetbahntechnologie auch von amerikanischer 
Seite als zukunftsfähig und für dortige Verhältnisse als 
geeignet angesehen wird, der hohe Preis aber abschre- 
ckend wirkt, scheinen die Exportaussichten des deutschen 
Autobahnmautsystems und der Rußpartikelfiltertech- 
nologie für Dieselmotoren weitaus besser zu sein. Eine 
weitere Reise führte im Juni 2009 nach Dubai und in den 
Oman. Dort wurde u. a. deutlich, dass Luftverkehrs- und 
Logistikgroßprojekte wie „Dubai World Central“ unge- 
achtet der aktuellen weltweiten Finanz- und Wirtschafts- 
krise die Wettbewerbsposition deutscher Firmen und 
Standorte gefährden, indem sie Passagier- und Handels- 
ströme von Europa in die Golfregion abziehen. Im Oman 
zeigte sich, dass nicht zuletzt aufgrund des hohen Anse- 
hens, das Deutschland im Land genießt, deutsche Unter- 
nehmen aus der Verkehrs- und Baubranche sehr gute Aus- 
gangspositionen haben, die durch eine intensive Pflege 
der bilateralen Beziehungen noch verbessert werden kön- 
nen. 

Die Strukturen der sozialen Sicherung und der Arbeits- 
verwaltung vor dem Hintergrund einer möglichen Voll- 
mitgliedschaft in der EU standen im Mittelpunkt einer 
Delegationsreise der Berichterstatter aus dem Bereich Ar- 
beit und Soziales in die Türkei. Arbeitsmarktpolitik und 
soziale Sicherung waren auch die zentralen Themen der 
Gespräche der Berichterstatter während eines Aufenthalts 
in Shanghai und Hongkong im Juni 2009. Des Weiteren 
wurden die Auswirkungen der Finanzkrise erörtert, die 
den Ausschuss insbesondere in der zweiten Hälfte der 
Wahlperiode intensiv beschäftigten und auch Gegenstand 
einer Delegationsreise in die USA im Oktober 2008 wa- 
ren. 

Im Bereich der Mittelbereitstellung für Gesundheitsmaß- 
nahmen - und hier insbesondere bei der HIV/AIDS-Be- 
kämpfung - reiste eine Delegation im September 2008 
nach Kenia und Ruanda. 

Ausschuss für Wirtschaft uud Techuologie 

Der Ausschuss beschäftigte sich im Berichtszeitraum vor 
allem mit den Auswirkungen der weltweiten Wirtschafts- 
krise und den Entwicklungen auf dem globalen Energie- 
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Sektor. Im Zentrum der Aussehussreisen in die USA im 
Mai 2008 sowie im Juni 2009 standen die Auswirkungen 
der Finanzkrise auf die Weltwirtsehaft. In den Gesprä- 
ehen mit der amerikanisehen Administration informierten 
sieh die Delegationsteilnehmer u. a. über die Gegenmaß- 
nahmen, die von amerikaniseher Seite unternommen wur- 
den, um die Auswirkungen der Wirtsehaftskrise einzu- 
dämmen und die Konjunktur auf Waehstumskurs zu 
bringen. Bei den Gespräehen mit dem Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank standen die weltwirt- 
sehaftliehen Auswirkungen der Finanzkrise im Vorder- 
grund, die Treffen mit hoehrangigen Vertretern der Pri- 
vatwirtsehaft drehten sieh hauptsäehlieh um deren 
Einsehätzung der globalen Wirtsehaftslage. 

Die Aussehussreise im September 2008 in die Russisehe 
Föderation stand im Zeiehen der Energiepolitik. Ziel der 
Delegationsreise war es, mit mögliehst vielen Akteuren 
der russisehen Energiepolitik zusammenzukommen, um 
sieh insbesondere einen Eindruck von der Zuverlässigkeit 
zukünftiger Energieexporte und der Bereitschaft einer 
engeren Zusammenarbeit mit der Europäischen Union 
bzw. der Bundesrepublik Deutschland zu verschaffen. 

Die Ministerkonferenz UNCTAD XII (Welthandels- und 
Entwicklungskonferenz) im April 2008 in Ghana bot ei- 
ner Delegation des Ausschusses die Möglichkeit, einen 
Dialog zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern 
zu führen, um Konsens in wichtigen Fragen im Kontext 
von Globalisierung, Handel und Investition zu suchen. Im 
Mittelpunkt der Konferenz stand auch die Verabschie- 
dung eines Arbeitsprogramms der Organisation für die 
kommenden vier Jahre. 

Der Ausschuss konnte im Berichtszeitraum ferner ein 
großes Interesse internationaler Besucher an seiner Arbeit 
und seinen Beratungsgegenständen verzeichnen. Unter 
anderem wurden Delegationen aus Australien, Chile, Ir- 
land, Japan, Litauen, Norwegen, Russland, der Ukraine 
und den USA zu Gesprächen mit Mitgliedern des Aus- 
schusses empfangen. Hauptthemen waren dabei die ak- 
tuellen Entwicklungen der internationalen und bilateralen 
Beziehungen sowie energie- und wirtschaftspolitische 
Entwicklungen in verschiedenen Regionen der Welt und 
deren Bewertung. Die weltweite Finanz- und Wirtschafts- 
krise sowie deren Auswirkung waren naturgemäß eben- 
falls Gegenstand der Gespräche. 

Ausschuss für Eruähruug, Laudwirtschaft uud 
Verbraucherschutz 

Die Agrarpolitik wird wesentlich von der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) der EU mitbestimmt. Deren Reform 
durch den sogenannten Health Check und die Einbindung 
der neuen Mitgliedstaaten waren Gegenstand vieler Dis- 
kussionen im Ausschuss und bestimmten die Gespräche 
bei Delegationsreisen des Ausschusses ins europäische 
Ausland. Die Verhandlungen der Welthandelsorganisa- 
tion (WTO) haben Auswirkungen auf den europäischen 
Markt, die Positionen einzelner Staaten sind daher von 
besonderem Interesse für die Arbeit des Ausschusses. 
Themen wie Klimawandel, Verbraucherschutz, Lebens- 
mittelsicherheit, grüne Gentechnik und Bioenergie sind 


weltweit drängende Fragen und erfordern globale Lösun- 
gen. Die Reisen und Besuche des Ausschusses im Be- 
richtszeitraum dienten der Information darüber, wie die 
jeweiligen Staaten sich diesen Herausforderungen stellen, 
und der Frage, ob sich daraus neue Impulse für die deut- 
sche Politik ergeben. 

Bei den Reisen des Ausschusses nach Frankreich und 
Großbritannien (April/Mai 2008) waren Fragen der Forst- 
politik, insbesondere Forschungsprojekte zu Agroforst- 
systemen und deren Übertragbarkeit auf Deutschland, 
von besonderem Interesse. Mit den britischen Parlamen- 
tariern wurde im Schwerpunkt die anstehende Reform der 
GAP diskutiert. Der Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur EU 
erfordert eine Reform der GAP, was bei dem Besuch des 
Ausschusses in Bulgarien und Kroatien (Oktober 2008) 
deutlich wurde. Von Interesse für die Bundestagsabgeord- 
neten waren darüber hinaus Fragen der Nahrungsmittel- 
und Lebensmittelsicherheit sowie die Lebensmittelverar- 
beitung. 

Ziel der Reise nach Australien und Neuseeland (Oktober/ 
November 2008) war es, die politischen Rahmenbedin- 
gungen dieser Staaten im Hinblick auf die WTO-Ver- 
handlungen kennenzulemen. Auf dem Weltmarkt behaup- 
ten sich beide Staaten nahezu ohne Agrarsubventionen, 
gleichzeitig setzen zunehmende Trockenheit und Wasser- 
mangel die Landwirtschaft unter Druck. Darüber hinaus 
wurden Fragen des globalen Wein- und Milchmarktes so- 
wie die Folgen des Klimawandels für die weltweite Land- 
wirtschaft erörtert. 

Russland ist auf ausländische Agrarimporte angewiesen 
und daher für den europäischen Markt von großem Inte- 
resse. Anlass für eine Reise nach Russland (April 2009) 
war u. a. die Teilnahme an der Jubiläumsveranstaltung 
„15 Jahre Kooperationsprojekt deutsch-russischer agrar- 
politischer Dialog“; sie diente aber auch dazu, sich im 
Rahmen eines Runden Tisches mit dem Agrarausschuss 
der Staatsduma der Russischen Föderation und Vertretern 
der russischen Wirtschaft über die Förderung und Finan- 
zierung der russischen Landwirtschaft zu informieren. 

Fragen der biologischen Landwirtschaft, die Situation 
von Biobetrieben und die Verarbeitung biologischer Pro- 
dukte waren häufig Diskussionsgegenstand im Aus- 
schuss. Die Reise einer Delegation des Ausschusses nach 
Österreich und Italien (Juni 2009) diente dem Ziel, sich 
über die Rahmenbedingungen der biologischen Landwirt- 
schaft zu informieren. Auch die Problematik der grünen 
Gentechnik stand immer wieder auf der Tagesordnung 
des Ausschusses, daher waren die Erkenntnisse aus den 
Gesprächen mit Vertretern der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit (EFSA), insbesondere die Frage 
des Zulassungsverfahrens genveränderter Organismen in- 
nerhalb der EU, für die Ausschussmitglieder von beson- 
derer Bedeutung. Fachreferenten der Emährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) informierten die Mitglieder der Delegation über 
den aktuellen Stand der Reform der FAO sowie über The- 
men wie die Entwicklung des ländlichen Raums, Forsten 
und Tiergesundheit. 
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Ausschuss für Arbeit uud Soziales 

Die zentralen sozialpolitischen Themen in Deutschland 
-Arbeitsmarktpolitik, demographischer Wandel, Alters- 
sicherung, Beschäftigung älterer Arbeitnehmer, Auswir- 
kungen der Globalisierung - bildeten die Schwerpunkte 
der vom Ausschuss für Arbeit und Soziales unternomme- 
nen Auslandsreisen. Ziel war es, in verschiedenen Staaten 
zu sehen, mit welchen Instrumenten dort Arbeitsmarkt- 
politik gestaltet wird und wie erfolgreich oder weniger er- 
folgreich diese unter den jeweiligen Rahmenbedingungen 
sind. Ein besonderes Interesse galt dabei Maßnahmen zur 
Arbeitsmarktintegration von jugendlichen Arbeitslosen 
mit geringer Qualifikation, von Berufsrückkehrem, Ar- 
beitslosen mit Migrationshintergrund sowie älteren Ar- 
beitnehmern. Bei den Reisen wurde im Sinne von „best 
practices“ nach Ansätzen gesucht, die möglicherweise 
auch in Deutschland neue Impulse bringen könnten. 

Mit dieser Zielsetzung unternahm der Ausschuss im Be- 
richtszeitraum Reisen nach Rumänien und in die Repu- 
blik Moldau (Februar 2008), Australien und Indien (Mai 

2008) , Finnland (September 2008), Spanien und Portugal 
(Oktober 2008) sowie Südkorea und Vietnam (April 

2009) . Bei der Reise nach Rumänien und in die Republik 
Moldau ging es vornehmlich um die sozialpolitischen 
Auswirkungen des rumänischen EU-Beitritts sowie die 
Frage der Übergangsfrist bei der Arbeitnehmerfreizügig- 
keit. Zugleich informierte sich der Ausschuss über das 
sehr sensible Verhältnis zwischen der Republik Moldau 
und Rumänien und die hieraus für die EU gegebenenfalls 
entstehenden Probleme. 

Beim Aufenthalt in Finnland ging es vor allem um die 
Frage der Beschäftigung von Problemgruppen am Ar- 
beitsmarkt, insbesondere den umfangreichen Bemühun- 
gen Finnlands zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmer. 
Einen weiteren Schwerpunkt bildeten die Anstrengungen 
Finnlands zur Reform der Alterssicherung im Hinblick 
auf den dort schon jetzt sich besonders dramatisch aus- 
wirkenden demographischen Wandel. 

Aspekte des demographischen Wandels waren auch Ge- 
genstand der Gespräche in Australien, Indien, Südkorea, 
Vietnam sowie Spanien und Portugal. Dabei zeigte sich, 
dass - wenn auch unter jeweils spezifischen Rahmenbe- 
dingungen und anderen zeitlichen Perspektiven - der de- 
mographische Wandel, sich rasch ändernde Familien- und 
Gesellschaftsstrukturen und die damit einhergehenden 
gravierenden Auswirkungen für die Alterssicherungssys- 
teme sowie die Pflege älterer Menschen in allen Staaten 
eine zentrale Herausforderung darstellen. 

Ein wichtiges Thema der Reisen ab Herbst 2008 waren 
auch die Auswirkungen der internationalen Finanzkrise 
auf Arbeitsmarkt und Beschäftigung. Besonders interes- 
sant waren diesbezüglich die Gespräche in Südkorea, das 
ähnlich wie Deutschland in überproportionalem Maße 
vom Export abhängig ist. ln den Schwellenländem Indien 
und Vietnam, aber auch in Südkorea und Australien infor- 
mierte sich der Ausschuss zudem über Fragen der Ar- 
beitskräftemigration sowie die Gewinnung von Fachkräf- 


ten vor dem Hintergrund eines weltweiten Wettbewerbs 
um die besten Köpfe. 

ln der Berichtsperiode hat sich zudem ein intensiver Ge- 
dankenaustausch mit dem Arbeits- und Sozialausschuss 
der vietnamesischen Nationalversammlung mit Treffen in 
Berlin und Hanoi entwickelt. Nachdem Vietnam seit rund 
zwei Jahrzehnten dabei ist, von der sozialistischen Plan- 
wirtschaft auf ein marktwirtschaftliches Wirtschaftssys- 
tem umzustellen, sind die Parlamentarier derzeit dabei, 
das gesamte Arbeits- und Sozialrecht diesen veränderten 
wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen. Dabei be- 
steht auf Seiten der vietnamesischen Abgeordneten gro- 
ßes Interesse, von den deutschen Erfahrungen in diesen 
Bereichen zu lernen. 

Verteidigungsausschuss 

Auch in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode stand für 
den Verteidigungsausschuss im Vordergrund, sich mit Be- 
suchen in den Einsatzgebieten der Bundeswehr vor Ort 
ein Bild über Stand und Bedingungen der Auftragserfül- 
lung zu den vom Deutschen Bundestag erteilten und im 
Ausschuss kontinuierlich beratenen Mandaten zu ver- 
schaffen. 

Im Februar 2008 informierte sich eine Delegation des 
Ausschusses beim deutschen Einsatzkontingent der Mari- 
nemission im Rahmen des UNIFIL-Mandats vor der 
Küste des Libanon über die Zusammenarbeit mit den li- 
banesischen Streitkräften, die Wirksamkeit des deutschen 
Beitrags (insbesondere in der Führungsrolle der MTF 
UNIFIL) sowie über Einsatzdauer und -bedingungen für 
die Soldatinnen und Soldaten vor Ort. 

Im April 2008 unterrichtete sich eine Delegation des Aus- 
schusses im Kosovo beim Besuch des deutschen Einsatz- 
kontingents im Rahmen des KFOR-Mandats über die 
Auswirkungen der kurz zuvor erfolgten Unabhängigkeits- 
erklärung auf die Sicherheitslage sowie über die Heraus- 
forderungen durch die neue Qualität und Intensität der 
Vorfälle im März 2008 mit Ausschreitungen im Norden 
Kosovos. Bei dem mit der Reise verbundenen Besuch in 
der Türkei wurden insbesondere die Zusammenarbeit mit 
NATO und EU sowie die Fortschritte bei der demokrati- 
schen Kontrolle des Militärs im Verteidigungsausschuss 
des türkischen Parlaments und im Nationalen Sicherheits- 
rat erörtert. 

Ein Besuch in der Assemblee nationale in Paris Ende 
April 2008 gab Gelegenheit, die in Berlin begonnenen 
Gespräche zur künftigen Ausrichtung der Sicherheitspoli- 
tik im neuen Weißbuch Frankreichs fortzuführen. Die 
Rolle des Deutschen Bundestages bei der Mandatierung 
von Auslandseinsätzen war ein wesentlicher Gegenstand 
des Austausches. 

Im September 2008 - unmittelbar vor der anstehenden 
Entscheidung über die Verlängerung des ISAF -Mandats - 
führte die Reise einer Delegation des Verteidigungsaus- 
schusses nach Kabul, Mazar-e Sharif und Kundus in 
Afghanistan. Schwerpunktthemen waren die Erfahrungen 
der seit Juli 2008 eingesetzten Quick Reaction Force, der 
Stand des Polizeiaufbaus, Drogenbekämpfungsstrategien 
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sowie aktuelle Sieherheitsvorfalle und Entwieklungen in 
der Umgebung von Kundus. 

Nach Amtsantritt von US-Präsident Barack Obama 
suchte eine Delegation des Ausschusses neue und alte 
Ansprechpartner in der amerikanischen Administration 
und im Kongress auf, um insbesondere gemeinsame 
Bündniseinsätze und das neue strategische Konzept für 
den Afghanistan-Einsatz zu erörtern. 

Eine Vielzahl an internationalen Besuchern des Verteidi- 
gungsausschusses in Berlin belegt wiederum die guten 
und intensiven internationalen Kontakte des Ausschusses, 
die zur Information der Ausschussmitglieder unabdingbar 
sind. Unter anderem begrüßte der Verteidigungsausschuss 
neben hochrangigen Vertretern der NATO Gäste aus den 
Bündnispartnerstaaten Kanada, Frankreich, Großbritan- 
nien, Griechenland und Türkei, Vertreter der Staaten der 
Einsatzgebiete der Bundeswehr wie Bosnien und Herze- 
gowina, Georgien, Libanon und Afghanistan sowie Ge- 
sprächspartner aus anderen Staaten wie zum Beispiel 
Österreich, Russland, Rumänien, Ukraine, China, Indien, 
Pakistan, Kasachstan, Argentinien und Iran. 

Ausschuss für Familie, Seuioreu, Fraueu uud Jugeud 

Auch in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode bestimm- 
ten die Fachgebiete des Ausschusses und seiner Unteraus- 
schüsse die Inhalte der Reisetätigkeit. Ziel war es, durch 
die Beispiele anderer Staaten neue Impulse für die natio- 
nale Politik zu erhalten und durch die Teilnahme an inter- 
nationalen Konferenzen nicht nur Informationen zu ge- 
winnen, sondern auch Schwerpunkte deutscher Politik 
darzustellen. So nahmen im Juli 2008 Ausschussmitglie- 
der an der jährlichen Konferenz der Gleichstellungsaus- 
schüsse in der EU (NCEO) in Paris teil, die sich mit der 
beruflichen Gleichstellung von Frauen und Männern so- 
wie der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen beim Zu- 
gang zu Führungspositionen beschäftigte. Ziel der Dele- 
gationsreise im April 2008 nach Kanada war es, sich über 
die kanadische Gleichstellungspolitik zu informieren, ins- 
besondere über die Entgeltgleichheit zwischen Frauen 
und Männern, die Repräsentanz von Frauen in Führungs- 
positionen, Antidiskriminierung, Migration und Integra- 
tion, Gewalt gegen Frauen sowie über Alterssicherung 
und Altersarmut. Im März 2009 reiste eine Delegation zur 
53. Sitzung der Frauenrechtskommission der Vereinten 
Nationen (VN) nach New York, deren diesjährige Sitzung 
„Die gleichberechtigte Teilung von Verantwortung zwi- 
schen Frauen und Männern“ sowie „Gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern in Entscheidungspro- 
zessen auf allen Ebenen“ zum Gegenstand hatte. 

Im Mittelpunkt der jugendpolitischen Themen gewidme- 
ten Reise des Ausschusses im Juli 2008 stand das bürger- 
schaftliche Engagement von Jugendlichen in den USA. 
Die Delegationsmitglieder informierten sich über die ent- 
sprechenden staatlichen und zivilgesellschaftlichen Stra- 
tegien und Programme. Anliegen war es insbesondere, 
die Erkenntnisse aus den amerikanischen Erfahrungen für 
die Arbeif an der Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die deufschen Freiwilligendiensfe zu nufzen. 


Im April 2009 führte eine Delegation des Ausschusses 
eine Reise nach Washington und Chicago durch, um sich 
in Vorbereitung auf den Sechsten Altenbericht der Bun- 
desregierung über die Altersbilder und die Nutzung der 
Potenziale des Alters in Wirtschaft und Gesellschaft der 
USA zu informieren. Es wurden insbesondere die sozia- 
len Sicherungssysteme vor dem Hintergrund der Finanz- 
krise untersucht und Themen wie Bildung, lebenslanges 
Lernen sowie soziale Betreuung diskutiert. 

Die Kinderkommission nahm im November 2008 am 
3. Weltkongress gegen sexuelle Ausbeutung von Kindern 
und Jugendlichen in Rio de Janeiro teil. Vor dem Hinter- 
grund des Gesetzes zur Umsetzung des Rahmenbeschlus- 
ses der EU zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung 
von Kindern und der Kinderpomographie war es Ziel der 
Teilnahme, Impulse für eine Infensivierung der bereifs 
eingeleiteten Maßnahmen und für die Entwicklung neuer 
Strategien zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung 
von Kindern und Jugendlichen zu gewinnen. 

Ausschuss für Gesuudheit 

Im Berichtszeitraum führte der Ausschuss drei Delega- 
tionsreisen durch. Bei der Reise nach Kanada und in die 
USA im Mai 2008 standen zunächst allgemeine Fragen 
wie die Leistungsfähigkeit, aber auch die Funktionsdefi- 
zite der Gesundheitssysteme der beiden Staaten im Vor- 
dergrund. Einen Schwerpunkt der Gespräche in Kanada 
bildeten neu aufgelegte Programme zur Krebsvorsorge, 
Krebsbekämpfung und Krebsnachbehandlung. Ein Bei- 
spiel für diese in der Wissenschaft teilweise als wegwei- 
send eingestuften Initiativen ist die im November 2006 
gegründete Canadian Partnership against Cancer, mit de- 
ren Hilfe sowohl die Zahl der Neuerkrankungen an Krebs 
als auch die Zahl der Krebstoten verringert werden soll. 
Die kanadischen Erfahrungen sind auch deshalb von 
Interesse für den Ausschuss für Gesundheit, weil unter 
slowenischer EU-Präsidentschaft die Bekämpfung von 
Krebserkrankungen zu einem Schwerpunkt der EU er- 
klärt wurde. 

ln den USA lernte die Delegation zum einen ein neues, 
von dem Untemehmensnetzwerk Kaiser Permanente ent- 
wickeltes Integriertes Versorgungskonzept kennen, das 
beansprucht, im Vergleich zur herkömmlichen nichtinte- 
grierten Versorgung eine höhere Qualität der Gesund- 
heitsleistungen und zugleich eine große Kosten-Nutzen- 
Effizienz zu bieten. Zum anderen informierte sich die De- 
legation in unterschiedlichen Einrichtungen über innova- 
tive Entwicklungen in zukunftsorientierten Bereichen wie 
der Arbeits- und Umweltmedizin, der embryonalen 
Stammzellforschung und der Forschung zu neurodegene- 
rativen Erkrankungen. 

Vor dem Hintergrund der deutschen Diskussion über die 
Einführung der elektronischen Gesundheitskarte stellten 
die Erfahrungen Dänemarks im Bereich von E-Health ei- 
nen wichtigen Aspekt der Reise im Oktober 2008 dar. So 
werden in Dänemark, das in der Telemedizin führend isf, 
nahezu alle Rezepfe, Entlassungsschreiben und Abrech- 
nungen elektronisch versendet. Über Intemetportale 
werden umfassende Patienteninformationen zu Medika- 
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menten, Krankheiten oder Behandlungen angeboten. Die 
in Dänemark gewonnenen Erkenntnisse sind aueh in die 
Beratungen über entspreehende Anträge eingeflossen, die 
sieh kritiseh mit der Einführung der elektronisehen Ge- 
sundheitskarte auseinandersetzen. 

Bei der Delegationsreise im Juni/Juli 2008 naeh War- 
sehau und in die deutseh-polnisehe Grenzregion standen 
die aus der zunehmenden Patientenmobilität resultieren- 
den Probleme der grenzübersehreitenden Gesundheitsver- 
sorgung im Vordergrund. Die Regelung soleher Probleme 
ist aueh das Ziel des Vorsehlags für eine Riehtlinie des 
Europäisehen Parlamenfs und des Rates über die Ausü- 
bung der Patientenreehte in der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung, zu dem der Deutsche Bundestag 
im November 2008 eine Entschließung verabschiedet hat. 
Nach Einschätzung der polnischen Gesprächspartner 
kommt es zwischen Deutschland und Polen insbesondere 
in den Grenzregionen zu einer dynamischen Entwicklung 
der Patientenmobilität, die allerdings auch finanzielle, 
rechtliche und organisatorische Probleme aufwerfe. Das 
Grundproblem besteht aus polnischer Sicht darin, dass in 
Deutschland wesentlich mehr Mittel für das Gesundheifs- 
wesen zur Verfügung sfünden als in Polen. 

Ausschuss für Verkehr, Bau uud Stadteutwickluug 

Das Eisenbahnwesen war auch in der zweifen Hälfte der 
16. Wahlperiode ein Schwerpunktthema des Ausschusses. 
Im Rahmen von Delegationsreisen hat sich der Ausschuss 
im Berichtszeitraum immer wieder über dieses Thema in- 
formiert. So standen bei einer Delegationsreise in die Ver- 
einigten Arabischen Emirate (März/April 2008) Entwick- 
lung und Bau von schienengebundenen Bahnen und die 
Frage der Nutzung von Magnetschwebebahnen im Vor- 
dergrund. Um die Struktur des Schienenverkehrs in 
Deutschland ging es bei einem Gespräch mit Mitgliedern 
der Arbeitsgruppe Schienenverkehr innerhalb des Wirt- 
schaftsausschusses der französischen Nationalversamm- 
lung in Berlin im Mai 2009. 

Die Bereiche Güterverkehr und Logistik haben in den in- 
ternationalen Verkehrsbeziehungen große Bedeutung. Im 
Berichtszeitraum gewannen diese Themen durch den von 
der Bundesregierung vorgelegten Masterplan Güterver- 
kehr und Logistik noch zusätzlich an Relevanz. Güterver- 
kehr und Logistik waren u. a. Gegenstand von Gesprächen 
des Ausschusses mit einer Delegation des niederländi- 
schen Parlaments und mit einem Mitglied der franzö- 
sischen Nationalversammlung. Sie waren auch ein 
Themenschwerpunkt bei der genannten Reise des Aus- 
schusses in die Vereinigten Arabischen Emirate. 

Wichtige Themen sind in den internationalen Beziehun- 
gen auch die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur für 
den grenzüberschreitenden Verkehr und die Möglichkeiten 
zur Zusammenarbeit beim Ausbau der Verkehrsinfrastruk- 
tur. ln Indien hat sich eine Delegation des Ausschusses im 
Februar 2009 über die dortige Verkehrsinfrastruktur so- 
wie die Möglichkeiten der deutschen Wirtschaft infor- 
miert, im gegenseitigen Interesse an der Verbesserung der 
Verkehrsinfrastruktur mitzuwirken. Die Gespräche erga- 


ben u. a., dass in Indien großes Interesse an deutschem 
Know-how im Bereich der Verkehrsinfrastruktur besteht. 

Im Frühjahr 2009 hat der Ausschuss das Ratifikationsge- 
setz zu dem zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Dänemark abgeschlossenen Staats- 
vertrag über eine feste Fehmambeltquerung beraten. Be- 
reits kurz nach der Unterzeichnung des Staatsvertrages 
hatte sich eine Delegation des Ausschusses im September 
2008 in Dänemark und Schweden ausführlich über das 
Verkehrsinfrastrukturprojekt einer festen Fehmambelt- 
querung und über die Erfahmngen mit der bereits beste- 
henden Quemng über den Öresund informiert. 

Fragen des Luftverkehrs spielen bei internationalen ver- 
kehrspolitischen Kontakten naturgemäß eine besondere 
Rolle. Im Rahmen der genannten Delegationsreise in die 
Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) wurden die Luft- 
verkehrsbeziehungen zwischen den VAE und der Bundes- 
republik Deutschland sowie der Europäischen Union aus- 
führlich erörterf. 

Im Bereich des Bauwesens isf die Energieeinspamng bei 
Gebäuden ein wichtiges Thema der Beratungen des Aus- 
schusses. ln Bezug auf diesen Themenkomplex hat sich 
eine Delegation des Ausschusses im Rahmen der genann- 
ten Reise im September 2008 nach Dänemark und 
Schweden informiert. Fragen der Straktur des Bauwesens 
standen im Juni 2008 bei einem Gespräch mit Mitgliedern 
einer Parlamentsdelegation aus der Ukraine im Vorder- 
grand. 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz uud 
Reaktorsicherheit 

Die Delegationsreisen des Ausschusses für Umwelf, Na- 
turschufz und Reaktorsicherheif sfanden im Zeichen des 
Klimaschufzes. Ihr Schwerpunkf lag dabei insbesondere 
auf dem Forcieren des Ausbaus und der Verbreitung um- 
weltfreundlicher Technologien sowie auf der Stärkung 
der internationalen Kooperation in diesem Bereich. Der 
verbesserte Technologietransfer stellt ein chinesisches 
Hauptanliegen dar, das im Rahmen der Delegationsreise 
des Ausschusses nach China im November 2008 einge- 
hend erörtert wurde und in den künftigen Klimaverhand- 
lungen zusätzliches Gewicht erhalten wird. Es wurde gro- 
ßes Interesse an der Zusammenarbeit mit Deutschland in 
den Bereichen Windenergie und Clean Coal Technologies 
bekundet. Darüber hinaus kristallisierten sich Koopera- 
tionspotenziale in den Bereichen Abwasser, Abfallbe- 
handlung und -entsorgung heraus. Eine Ausschussreise 
nach Kenia und Tansania im Februar 2009 stand im Zei- 
chen des Arten- und Naturschutzes sowie der Erhöhung 
des Anteils eraeuerbarer Energien. Dies ist nicht nur un- 
ter umweltpolitischen Aspekten, sondern auch im Hin- 
blick auf die Verschaffung des Zugangs der Bevölkerung 
zu Energie dringend geboten. Die Delegation leistete ei- 
nen Beitrag zu Initiativen, die in konkrete Projekte mün- 
deten. Ein besonderes Anliegen Kenias und Tansanias ist 
die Verbesserung ihrer Beteiligung am Clean Develop- 
ment Mechanism (CDM). Die Gesprächspartner beton- 
ten, dass es außerdem gelte, CDM-Projekte realistischer 
umzusetzen, ln beiden Ländern herrschte die Auffassung 
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vor, dass das Thema „Green Growth“ zu einem bestim- 
menden Faktor ihrer Wirtschaftspolitik gemacht werden 
müsse. Ein Informationsbesuch zur Abscheidung und Spei- 
cherung des bei der Energie- und Wärmegewinnung in 
Kraftwerken anfallenden Kohlendioxids führte Ende Fe- 
bruar 2009 nach Norwegen. Auf Einladung der Schweiz 
wurde einer Delegation des Ausschusses am 5./6. Februar 
2009 ermöglicht, sich ein Bild über die Endlagerfor- 
schung im Felslabor Mont Terri zu verschaffen. 

Darüber hinaus entsandte der Ausschuss Delegationen 
zum Deutsch-Indischen Umweltforum im November 
2008 in Neu Delhi und zum 6. Parlamentarischen Forum 
über den Klimawechsel der G8+5-Staaten im Juni 2009 in 
Rom. 

Ausschuss für Meuscheurechte uud humauitäre Hilfe 

ln der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode konzentrierte 
sich der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe auf nationale und internationale Menschenrechts- 
schutzsysteme, das neue Instrument der Vereinten Natio- 
nen der „Responsibility to Protect“, extraterritoriale 
Staatenpflichten sowie auf den Schutz religiöser und eth- 
nischer Minderheiten. Die Berichtspflichten der Bundes- 
regierung gegenüber Gremien der VN und dem Europarat 
spielten dabei ebenso eine Rolle wie die Arbeit des Men- 
schenrechtsrates (MRR) der VN in Genf Hierbei interes- 
sierte vor allem das neue sogenannte Universal-Periodic- 
Review (UPR)- Verfahren, bei dem jedes Mitgliedsland 
eine Bilanz seiner nationalen Menschenrechtspolitik vor- 
legen muss. Zur Vorstellung des deutschen UPR ent- 
sandte der Ausschuss im Februar 2009 eine Delegation in 
die Schweiz. 

Weitere Themenschwerpunkte des Ausschusses waren 
die Arbeit des Internationalen Strafgerichtshofes, die 
Menschenrechts- und Rechtsstaatsdialoge der Bundes- 
republik Deutschland und der EU - hier vor allem mit 
China und der Russischen Föderation - sowie die Flücht- 
lings- und Asylpolitik. Darüber hinaus standen regelmä- 
ßig die Themen Frauenrechte und Gewalt gegen Frauen 
auf der Agenda. 

Diesen Themenschwerpunkten trug der Ausschuss Rech- 
nung bei seinen Reisen nach Russland und Belarus (Juli 
2008), Indonesien und Kambodscha (Oktober/November 

2008) sowie in einer gemeinsamen Delegation mit Mit- 
gliedern des Petitionsausschusses nach China (April 

2009) . In Belarus ging es vor allem um die Situation kurz 
vor den im September 2008 anstehenden Parlamentswah- 
len. Die vorangegangenen Wahlen zum belarussischen 
Parlament waren von der EU und der OSZE nicht als 
freie und geheime Wahlen gemäß den internationalen 
Standards anerkannt worden. Neben dieser mangelnden 
Legitimation thematisierten die deutschen Abgeordneten 
bei ihren Gesprächen auch stets die Situation der politi- 
schen Gefangenen und forderten deren Freilassung. 

In Kambodscha machten sich die Abgeordneten - zehn 
Jahre nach dem endgültigen Ende der Herrschaft der Ro- 
ten Khmer - ein Bild von den Bemühungen zur Aufarbei- 
tung der Verbrechen des Regimes. Mit Unterstützung der 


internationalen Staatengemeinschaft hat das Land ein Tri- 
bunal zur Aufarbeitung der Verbrechen der Roten Khmer 
geschaffen, vor dem sich fünf Hauptakteure des Regimes 
zu verantworten haben. Die Reise in die Volksrepublik 
China war den Menschenrechtspolitikem ein besonderes 
Anliegen, zumal sie seit 2006 mehrfach vergeblich ver- 
sucht hatten, eine Einladung der chinesischen Seite zu be- 
kommen. Neben Peking waren Lhasa in Tibet und 
Urumqui in Xinjiang, in der die ethnische Minderheit der 
Uighuren lebt, von großem Interesse für die Delegation. 
In beiden Regionen wurde ein besonderes Augenmerk auf 
die Lage der ethnischen und religiösen Minderheiten ge- 
richtet. Weitere Gesprächsthemen in China waren die Ab- 
schaffung der Todesstrafe, die sogenannte Administrativ- 
haft und die Auswirkungen der Wirtschaftskrise vor 
allem auf die Wanderarbeiter. 

Im Rahmen seiner internationalen Aktivitäten ist es dem 
Ausschuss stets wichtig, neben offiziellen Vertretern der 
Regierungen, Parlamente und Institutionen auch Men- 
schenrechtsaktivisten, Journalisten, Gewerkschafter so- 
wie Vertreter von Nichtregierungsorganisationen und Kir- 
chen zu treffen. In der Regel werden zudem Gefängnisse 
und Krankenhäuser aufgesucht. 

Ausschuss für Bilduug, Forschuug uud 
Techuikfolgeuabschätzuug 

Bildung und Forschung sind die Grundlagen, auf denen 
Deutschland seine Zukunft aufbaut. Die Förderung von 
Bildung, Wissenschaft und Forschung durch die öffentli- 
che Hand ist deshalb ein wichtiger Beitrag zur Sicherung 
des Wohlstands in Deutschland. Der Ausschuss für Bil- 
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung gestaltet 
diesen Prozess an entscheidender Stelle mit. Dabei muss 
beachtet werden, dass die öffentliche Förderung von Wis- 
senschaft und Forschung sich daran messen lassen muss, 
welchen - insbesondere auch langfristigen - Nutzen sie 
für die Gesellschaft hat und wie dieser Nutzen auf lange 
Sicht erhalten werden kann. Deutschland steht dabei in 
einem internationalen Wettbewerb um die besten Köpfe 
und die leistungsfähigsten Standorte. 

Im Sommer 2008 bestand die Möglichkeit, die Forschun- 
gen zu dem Phänomen des Klimawandels vor Ort auf 
Spitzbergen in Augenschein zu nehmen. Nach überein- 
stimmender Auffassung aller Experten besteht dringender 
Forschungsbedarf, um Gesellschaft und Politik in die 
Lage zu versetzen, auf die mit dem Klimawandel verbun- 
denen politischen, wirtschaftlichen und ökologischen He- 
rausforderungen angemessen zu reagieren. Aus wissen- 
schaftlicher Sicht kommt den Polargebieten bei der 
Erforschung des Klimas eine überragende Bedeutung zu. 
Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten in der 
Polarforschung eine international anerkannte Position er- 
arbeitet. Durch Gespräche mit Wissenschaftlern, aber 
auch durch Besuch des Großforschungsschiffes „Polar- 
stem“ und der AWIPEV-Koldewey- Station als Teil der 
deutsch-französischen Forschungsbasis auf Spitzbergen 
konnte der Ausschuss sich ein eigenes Bild von den For- 
schungsanstrengungen machen. Die Beteiligung des 
Haushaltsausschusses an dieser Reise stellte dessen Infor- 
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mationsbedarf insbesondere hinsichtlich der Ersatzbe- 
schaffung von Großforschungsgeräten sicher. 

Schwerpunkte der Informationsreise nach Argentinien 
und Brasilien im Winter 2009 waren die Forschungsko- 
operationen mit beiden Ländern und der Bildungsbereich. 
Insbesondere interessierten Sachgebiete wie Ernährung, 
Energie, Klimaschutz, Nachhaltigkeit und Umweltschutz. 
Darüber hinaus bestand die Möglichkeit, die vielfältigen 
Kooperationen auf dem Gebiet der Forschung und der 
Bildung vor Ort zu vertiefen, um den Nutzen sowohl für 
Brasilien und Argentinien als auch für Deufschland zu er- 
höhen und neue Perspekfiven zu erschließen. Hierzu 
gehören auch die Infensivierung der institutionellen Zu- 
sammenarbeit, das Kooperieren der Hochschulen, der Aus- 
tausch von Wissenschafllerinnen und Wissenschaftlern und 
eine verstärkte Zusammenarbeit in der beruflichen Bil- 
dung. Der abschließende Besuch eines Regenwaldprojek- 
tes stellte die Bedeutung der Forschungszusammenarbeit 
für den Klimaschufz in beeindruckender Weise dar. 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammeuarheit uud 
Eutwickluug 

Für die Arbeit des Ausschusses sind Reisen in die Staaten 
von grundlegender Bedeutung, in denen Entwicklungszu- 
sammenarbeit (EZ) geleistet wird, da eine Kontrolle und 
Beurteilung der EZ der Bundesregierung ohne Überprü- 
fung im jeweiligen Land unvollständig bliebe. 

Im Rahmen der teilweise kritischen Auseinandersetzung 
mit der Budgethilfe unternahm der Ausschuss gemeinsam 
mit Mitgliedern des Haushaltsausschusses und des 
Finanzausschusses im Juni 2008 und Februar 2009 Rei- 
sen nach Ruanda und Vietnam, zwei der wenigen Staaten, 
mit denen dieses Instrument der EZ bisher auf bilateraler 
Ebene praktiziert wird. Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung von Budgethilfe sind neben einer Armuts- und Re- 
formorientierung die Achtung der Menschenrechte und 
der Demokratie sowie die Einhaltung der Rechtsstaatlich- 
keit, weshalb die Auswahl und Kontrolle der Partnerstaa- 
ten besonders großer Sorgfalt bedarf 

Der Befassung mit der Thematik „Energie einschließlich 
emeuerbarer Energien in der EZ“ dienten die Delega- 
tionsreisen im Februar 2008 nach Ecuador (u. a. mit Blick 
auf die Initiative der ecuadorianischen Regierung, ein be- 
stimmtes Ölfeld im Nationalpark Yasuni nicht zu er- 
schließen) und nach Uganda im Mai 2008, in deren Rah- 
men das Bujagali- Wasserkraftwerk besucht wurde. 

Um sich vor allem über den Erfolg von konkreten Hilfs- 
maßnahmen nach Naturkatastrophen zu informieren, reis- 
ten Ausschussdelegationen im März und Oktober 2008 
nach Bangladesch und Myanmar. Die Reise im März 
führte auch nach Nepal, die im Oktober auch nach Pakis- 
tan - zwei Staaten, in denen man sich kurz vor bezie- 
hungsweise nach demokratisch durchgeführten Wahlen 
über die aktuelle Lage informierte, um daraus Rück- 
schlüsse für eine möglicherweise versfärkte EZ zu ziehen. 

Die Demokratische Republik Kongo war Ziel einer Dele- 
gationsreise im Mai 2008, um sich insbesondere ein Bild 
zu machen von der desolaten humanitären Lage der Men- 
schen in den Kivu-Provinzen und den Möglichkeiten, 


diese zu verbessern. Ein besonderes Augenmerk galt der 
Problematik der im Kongo weit verbreiteten und als 
Kriegswaffe eingesetzten schlimmsten Gewalttaten gegen 
Frauen und den Optionen für eine Verbesserung der Hilfe. 
Die ländliche Entwicklung, ein immer wiederkehrendes 
Thema im Ausschuss, zu dem er auch eine öffentliche 
Anhörung durchführte, bestimmte die Reise des Aus- 
schusses nach Sambia im April 2009. 

Den Schwerpunktthemen „Mikroversicherung“ und 
„Mikrofinanzierung als Instrument der EZ“ galt die Dele- 
gationsreise des Ausschusses auf die Philippinen und 
nach Indonesien im April 2009. Sie korrespondierte mit 
dem Beschluss des Deutschen Bundestages in Bundes- 
tagsdrucksache 16/8484, der die Bundesregierung auffor- 
dert, die Entwicklungs- und Schwellenländer verstärkt 
beim Aufbau und bei Reformen von sozialen Sicherungs- 
systemen zu unterstützen und die Thematik als Schwer- 
punkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit zu im- 
plementieren. 

Ausschuss für Tourismus 

Tourismus ist ein bedeutender Wirtschaftsfaktor, der 
2,8 Millionen standortgebundene Arbeits- und Ausbil- 
dungsplätze bietet. Eine wichtige Aufgabe der Tourismus- 
politik ist es, für bessere Rahmenbedingungen zu sorgen, 
wobei die besonderen Belange der Tourismuswirfschaft 
angemessen zu berücksichtigen sind. 

Für Deutschland ist die Mitgliedschaft in der Welttouris- 
musorganisation (UNWTO) ein wichtiges Instrument zur 
multilateralen Mitwirkung an der weltweiten Entwick- 
lung des Tourismus. Im September 2008 hat sich eine De- 
legation des Ausschusses in Madrid am Sitz der UNWTO 
über deren Arbeitsprogramm informiert, ln den Gesprä- 
chen ging es auch um die anstehende Neuwahl des Gene- 
ralsekretärs im Jahr 2009 sowie um die Notwendigkeit 
ernsthafter Reformen für die Organisation. Zudem traf 
sich die Delegation mit spanischen Abgeordneten und 
Regierungsvertretem, um bilaterale tourismuspolitische 
Themen zu erörtern. 

Die UNWTO rechnet damit, dass sich die Zahl der welt- 
weiten Touristenankünfte von 924 Millionen im Jahr 
2008 auf 1,6 Milliarden im Jahr 2020 erhöhen wird. Als 
Begünstigte der rasanten Tourismusentwicklung werden 
in erster Linie Entwicklungs- und Schwellenländer gese- 
hen. Der Tourismus hat zwar in vielen dieser Länder posi- 
tiv zur wirtschaftlichen Entwicklung beigetragen, gleich- 
zeitig können aber negative Effekte in ökologischer, 
sozialer oder kultureller Hinsicht auftreten. Der Aus- 
schuss hat sich in der 16. Wahlperiode intensiv mit den 
Trends im internationalen Femtourismus sowie den Aus- 
wirkungen des Tourismus auf Entwicklungs- und Schwel- 
lenländer befasst. Zur Vertiefung seiner Kenntnisse hat 
der Ausschuss im Januar 2008 eine Delegationsreise nach 
Kambodscha und Malaysia durchgeführt. 

Eine der unerfreulichen Seiten des Femtourismus ist ge- 
rade in Asien die kommerzielle sexuelle Ausbeutung von 
Kindern und Jugendlichen. Dem Ausschuss ist es ein 
wichtiges und vorrangiges Anliegen, sich auch in den 
Zielländem für den Schufz von Minderjährigen vor 
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sexueller Gewalt und Ausbeutung einzusetzen. Die Dele- 
gation hat sich vor allem in Kambodscha in Gesprächen 
mit der Regierung sowie Nichtregierungsorganisationen 
darüber informiert, wie das Land versucht, der Kinder- 
prostitution Herr zu werden. Der Einsatz eines BKA- Ver- 
bindungsbeamten in Phnom Penh hat bereits zu Erfolgen 
bei der Durchführung von Ermittlungs- und Strafverfah- 
ren gegen deutsche Straftäter geführt. 

Aus Anlass der Eröffnung der 1TB Asia, mit der die 
Messe Berlin die deutsche Erfolgsmarke „Internationale 
Tourismusbörse Berlin“ erstmalig exportierte und als 
neue Reisemesse für den asiatischen Markt präsentierte, 
besuchte eine Delegation des Ausschusses im Oktober 
2008 Singapur. 

Ausschuss für die Augelegeuheiteu der Europäischeu 
Uuiou 

Der Ausschuss unternahm Delegationsreisen in die Län- 
der, die im Berichtszeitraum die EU-Ratspräsidentschaft 
innehatten, um sich über deren jeweiligen Arbeitsschwer- 
punkte zu informieren. Die Abgeordneten besuchten im 
Mai 2008 Paris, im Februar 2009 Prag und im Juni 2009 
Stockholm. Gesprächsthemen waren Migrationspolitik, 
Klima- und Energiepolitik, der Vertrag von Lissabon, das 
Stockholmer Programm und die Finanzkrise. 

Im Rahmen des „Weimarer Dreiecks“ von Deutschland, 
Frankreich und Polen fand im Oktober 2008 eine Sitzung 
in Paris sowie im März 2009 ein trilaterales Parlamenta- 
riertreffen in Warschau statt. Themen waren auch hier die 
Ratifikation des Vertrags von Lissabon, das Energie- und 
Klimapaket der EU-Kommission sowie die Finanz- und 
Wirtschaftskrise. Darüber hinaus wurden die Gemein- 
same Agrarpolitik, die Sicherheits- und Verteidigungs- 
politik, die Krise in Georgien und die östliche Partner- 
schaft erörtert. 

Der Ausschuss nimmt regelmäßig an der CO SAG (Kon- 
ferenz der Europaausschüsse der Parlamente der Mit- 
gliedstaaten der EU) sowie der Ausschussvorsitzende an 
den vorausgehenden Vorbereitungstreffen teil. Neben der 
jeweiligen Ratspräsidentschaft waren Gegenstand der Be- 
ratungen im Mai 2008 in Ljubljana die Zusammenarbeit 
in den Bereichen Justiz und Inneres sowie die Lissabon- 
Strategie. Im November 2008 debattierten die COSAC- 
Vertreter in Paris die Energiesicherheit und die EU als 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. 
Schwerpunkte der COSAC im Mai 2009 in Prag waren 
die Finanz- und Wirtschaftskrise, die östliche Partner- 
schaft sowie Erfahrungen mit den Subsidiaritätstestläufen 
und im Juli 2009 in Stockholm die Ostseestrategie und 
das Stockholmer Programm. 

Aus Anlass der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei 
reiste im April 2008 eine Delegation nach Ankara, um 
sich über das Verbotsverfahren der Regierungspartei AKP 
sowie die Situation religiöser Minderheiten zu informie- 
ren. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen zwischen 
Nord- und Südzypem im Oktober 2008 war der Grund ei- 
ner Delegationsreise nach Nikosia. Der Beitritt der Slo- 
wakei zur Währungsunion war Anknüpfungspunkt für 
eine Reise nach Bratislava im Februar 2009. 


Auf Einladung reisten Delegationen des Ausschusses im 
Februar 2009 gemeinsam mit dem Innen- und dem 
Rechtsausschuss zu Gesprächen mit der stellvertretenden 
bulgarischen Ministerpräsidentin nach Sofia sowie im 
Juni 2009 zu den EU- Ausschüssen des italienischen Par- 
laments nach Rom und des ungarischen Parlaments nach 
Budapest. Die Besuche wurden auch für Gespräche mit 
weiteren Regierungsvertretem, Parlamentariern und für 
sogenannte Think Tanks genutzt. 

Auf Einladung des Ausschusses kam der rumänische Au- 
ßenminister im März 2009 zu Gesprächen über die Situa- 
tion in Bosnien und Herzegowina nach Berlin. Dem folg- 
ten im April 2009 der Austausch über die östliche 
Partnerschaft mit der schwedischen Europaministerin so- 
wie der Besuch des Vorsitzenden des Auswärtigen Aus- 
schusses des türkischen Parlaments, um die Annäherung 
der Türkei an die EU zu erörtern. Im Mai 2009 fanden 
Gespräche mit dem tschechischen Botschafter über die 
Ratifikation des Vertrags von Lissabon sowie mit einer 
Delegation des westlichen Balkans zur justiziellen Zu- 
sammenarbeit in der Region und mit dem kroatischen 
Chefunterhändler für den Beitritt Kroatiens zur EU statt. 

Ausschuss für Kultur uud Medieu 

Im Berichtszeitraum hat sich der Ausschuss im Rahmen 
seiner internationalen Aktivitäten ein Bild davon ge- 
macht, wie bi- und multilaterale Kulturabkommen umge- 
setzt werden, wie deutsche, aus öffentlichen Mitteln 
finanzierte Organisationen im Ausland Kultur und Spra- 
che vermitteln und inwieweit sich aus der Verfasstheit der 
Medienlandschaft im Zielland Schlüsse für die deutsche 
Medienpolitik ziehen lassen. 

Eine Abgeordnetendelegation reiste im April 2008 nach 
Israel, wo zum 60. Jahrestag der Staatsgründung deutsche 
Kulturwochen ausgerichtet wurden. Die Abgeordneten 
nutzten die Gelegenheit, auch palästinensisches Gebiet zu 
besuchen und auszuloten, ob der kulturelle Austausch 
trotz schwieriger Bedingungen verbessert werden kann. 
Der europäischen Kulturhauptstadt Istanbul und der 
Pflege der traditionell sehr freundschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen Deutschland und der Türkei diente eine 
Reise im Februar 2009, die auch in den Südosten des 
Landes führte. Akzente setzten die Bundestagsabgeord- 
neten dort bei den Themen Schutz des Kulturerbes und 
Lage der religiösen Minderheiten. 

Mit dem weiten Themenfeld der neuen Medien befasst 
sich der Unterausschuss Neue Medien. Dieses Gremium 
beauftragte im Herbst 2008 eine Delegation, sich in Lon- 
don über die rechtlichen und institutioneilen Rahmenbe- 
dingungen der neuen Medien, ihren Einsatz im öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk und im parlamentarischen Raum zu 
informieren, um Anregungen für die Ausgestaltung deut- 
scher Regelungen zu erhalten. 

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklnng 

Gemäß Einsetzungsbeschluss hat der Parlamentarische 
Beirat die Aufgabe, die nationale und die europäische 
Nachhaltigkeitsstrategie parlamentarisch zu begleiten so- 
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wie den Austausch mit dem Europäischen Parlament und 
den nationalen Parlamenten, besonders in Europa, zu 
pflegen. 

Nachdem in nahezu allen europäischen Staaten eine 
Nachhaltigkeitsstrategie eingefiihrt worden ist, hat die 
EU die Mitgliedstaaten aufgefordert, die Wirksamkeit ih- 
rer Strategien zu überprüfen und einen sogenannten Peer 
Review (Begutachtung) ihrer Nachhaltigkeitspolitiken 
und Nachhaltigkeitsstrategien durchzuführen. Der Peer 
Review Deutschland soll im Herbst 2009 abgeschlossen 
sein; an dem Informationsaustausch mit den internationa- 
len Sachverständigen, der im Juni 2009 in Berlin statt- 
fand, hat sich der Parlamentarische Beirat beteiligt. Die 
dort angelegte Fragestellung nach dem Management von 
Nachhaltigkeitsstrategien und den Kontroll- und Prüfver- 
fahren bildete ebenfalls einen besonderen Schwerpunkt in 
den Gesprächen mit Vertretern des Europäischen Parla- 
ments und der Europäischen Kommission im Rahmen ei- 
ner auswärtigen Sitzung in Brüssel im April 2008 und mit 
Vertretern der Parlamentsausschüsse und der Regierung 
während einer Delegationsreise nach Norwegen im Mai 
2008. 

Ein weiterer Schwerpunkt seiner Tätigkeit war die Fort- 
führung der Diskussion über die Auswirkungen des 
Klimawandels, insbesondere des Einsafzes und der Enf- 
wicklung emeuerbarer Energien. Während seiner Delega- 
tionsreise nach Norwegen führte der Beirat Gespräche 
mit Vertretern des Parlaments, der Regierung und staatli- 
chen sowie privaten Unternehmen, die in besonderer 
Weise mit der Fortschreibung der norwegischen Nachhal- 
tigkeitsstrategie, ihrer Umsetzung und Überprüfung be- 
fassf sind. Von besonderem Inferesse waren die norwegi- 
schen Erfahrungen im Bereich der Förderung und 
Speicherung emeuerbarer Energien (insbesondere Wind- 
kraft) sowie die Reduziemng der C02-Ausstöße und der 
Fördemng beziehungsweise Lagemng von CO 2 im Mee- 
resboden (CCS). Diese Gespräche wurden im November 
2008 mit Vertretern der norwegischen Regierang und nor- 
wegischen Energieuntemehmen in Berlin fortgesetzt. 

4 Reisen zu Konferenzen und Sitzungen 
der internationaien pariamentarischen 
Versammiungen 

Der Deutsche Bundestag entsendet Abgeordnetendelega- 
tionen zu Konferenzen und (Ausschuss-)Sitzungen der 
Interparlamentarischen Union (IPU), der Parlamentari- 
schen Versammlung der OSZE (OSZE PV), der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates (ER PV), 
der Europäischen Versammlung für Sicherheif und Ver- 
feidigungWersammlung der Wesfeuropäischen Union 
(WEU V), der Parlamenfarischen Versammlung der 
NATO (NATO PV), der Euromediterranen Parlamentari- 
schen Versammlung (EM PV) und der Ostseeparlamen- 
tarierkonferenz (BSPC). Der Bundestag ist zudem 
Beobachter bei der Parlamentarischen Versammlung der 
Schwarzmeerwirtschaftskooperation (PABSEC). 

Mit Ausnahme der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und der Versammlung der WEU, die regel- 
mäßig am Sitz dieser beiden Versammlungen tagen, also 


in Straßburg und in Paris, finden die Konferenzen und 
Sitzungen aller übrigen internationalen parlamentarischen 
Versammlungen an unterschiedlichen Orten auf Einla- 
dung der jeweiligen Mitgliedsparlamente statt. Sitzungen 
und Konferenzen dieser internationalen parlamentari- 
schen Versammlungen bzw. ihrer Organe werden dement- 
sprechend auch in Deutschland abgehalten. 

Die Mitglieder der deutschen Delegation in der Parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates, die aufgrund 
Artikel IX des geänderten Brüsseler Vertrages mit den 
Mitgliedern der deutschen Delegation in der Versamm- 
lung der WEU identisch sind, werden zu Beginn jeder 
Wahlperiode aufgrund des Gesetzes über die Wahl der 
deutschen Vertreter zur Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates vom Deutschen Bundestag gewählt. Die 
Mitglieder der deutschen Delegationen aller übrigen in- 
ternationalen parlamentarischen Versammlungen werden 
von den Fraktionen nach dem Verhältnis ihrer Stärke be- 
nannt. ln zahlreichen internationalen parlamentarischen 
Versammlungen bzw. deren Ausschüssen und Gremien 
haben Mitglieder des Bundestages Funktionen übernom- 
men, zum Beispiel als Vizepräsidenten, Schatzmeister, 
Ausschussvorsitzende oder Berichterstatter. Die bei allen 
Konferenzen gewonnenen Informationen und Erfahrun- 
gen fließen schließlich in die parlamentarische Arbeit des 
Deutschen Bundestages ein. 

Die Konferenzen aller internationalen parlamentarischen 
Versammlungen werden durch Sitzungen der deutschen 
Delegationen am Sitz des Bundestages bzw. am jeweili- 
gen Konferenzort vorbereitet, begleitet und ausgewertet. 
Über alle regulären Konferenzen und Sitzungen interpar- 
lamentarischer Versammlungen werden amtliche Unter- 
richtungen erstellt, die als Bundestagsdrucksachen ver- 
teilt und in den zuständigen Ausschüssen beraten werden. 
Sie enthalten die Beiträge der Mitglieder der deutschen 
Delegationen, weitere wichtige Debattenbeiträge sowie 
sämtliche Beschlüsse der Vollversammlung der jeweili- 
gen Organisationen. 

Interparlamentarische Union (IPU) 

Ziel der 1889 gegründeten IPU ist der Erfahrangs- und 
Meinungsaustausch zwischen Parlamentariern aller Län- 
der zu politischen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen. 
Die IPU will darüber hinaus einen parlamentarischen Bei- 
trag zum Schutz der Menschenrechte und zum besseren 
Verständnis der Arbeitsweise repräsentativer Institutionen 
erbringen. Der IPU gehören 153 nationale Parlamente so- 
wie acht assoziierte parlamentarische Versammlungen an. 
Ihrem Selbstverständnis nach stellt die IPU die parlamen- 
tarische Dimension der VN dar. Ein Meilenstein auf die- 
sem Weg war die Verleihung eines Beobachterstatus bei 
der Generalversammlung der VN im Jahr 2002. 

Der Deutsche Bundestag ist seit 1951 Mitglied der IPU. 
Die zu den Konferenzen der IPU entsandte deutsche De- 
legation besteht aus acht Abgeordneten, die sich in der 
16. Wahlperiode im Verhältnis 3:2: 1:1:1 auf die Fraktio- 
nen verteilen. Delegationsleiter ist der Präsident des 
Deutschen Bundestages Prof Dr. Norbert Lammert. Die 
IPU kommt zweimal jährlich zu Konferenzen zusammen. 
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in der ersten Jahreshälfte auf Einladung versehiedener 
Parlamente der Welt, in der zweiten Jahreshälfte am Sitz 
des internationalen Sekretariats in Genf Zu den zentralen 
Themen gehören die Förderung der Demokratie, die Hilfe 
beim Aufbau demokratiseher Institutionen, die Terroris- 
musbekämpfung, die Herausforderungen des globalen 
Klimawandels, die Sieherung der internationalen Ener- 
gieressourcen und die Zusammenarbeit zwischen der IPU 
und den VN. 

Im Berichtszeitraum hat die 118. Versammlung in Kap- 
stadt (April 2008), die 119. Versammlung in Genf (Okto- 
ber 2008) und die 120. Versammlung in Addis Abeba 
(April 2009) stattgefunden. Deutsche Abgeordnete sind 
in folgenden IPU-Gremien tätig: Monika Griefahn (SPD) 
im Koordinierungsausschuss der Parlamentarierinnen, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) im Aus- 
schuss für die Menschenrechte der Parlamentarier, 
Johannes Pflug (SPD) im Präsidium des Ausschusses für 
Frieden und internationale Sicherheit sowie Josef Philip 
Winkler (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) im Präsidium 
des Ausschusses für Demokratie und Menschenrechte. 
Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) war für das Haus- 
haltsjahr 2008 der IPU deren interner Rechnungsprüfer, 
ln seinem Bericht hielt er fest, dass es nicht reiche, die 
Ordnungsmäßigkeit des Finanzberichts der Versammlung 
zu prüfen, sondern dass daneben auch die Wirtschaftlich- 
keit von Maßnahmen untersucht werden müsse. Seine 
Prüfung unter diesen beiden Kriterien hat erstmals eine 
Reihe von Einsparmöglichkeiten im Bereich der Reise- 
und Hotelkosten und dem Umgang der Mitarbeiter des 
Sekretariats der Versammlung mit Bonusmeilen sowie im 
Bereich der Projektarbeit der IPU aufgezeigt. 

Außerdem war Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) für 
die 120. Versammlung der IPU Berichterstatter zu dem 
Thema „Klimawandel, nachhaltige Entwicklungsmo- 
delle und emeuerbare Energien“. Auf der Grundlage des 
von ihm vorgelegten Entschließungsentwurfs fordert die 
IPU ihre Mitglieder insbesondere dazu auf, die Nutzung 
von emeuerbaren Energiequellen für die Energieversor- 
gung zu unterstützen. Deutschland spielt beim Ausbau 
von emeuerbaren Energiequellen eine führende Rolle und 
fördert derzeit Energieprojekte in vielen Partnerländern. 
Hiermit wird ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz und 
zur Friedenssichemng geleistet. 

Parallel zu den Versammlungen der IPU tagt die Vereini- 
gung der Generalsekretäre der Parlamente (Association of 
Secretaries General of Parliaments (ASGP). Ziel der Ver- 
einigung ist es, den Kontakt zwischen den Parlamentsver- 
waltungen zu stärken, Erfahmngen auszutauschen und 
voneinander zu lernen. Die Verwaltung des Deutschen 
Bundestages ist seit der Frühjahrstagung 2009 mit einem 
gewählten Mitglied im Exekutivausschuss der Vereini- 
gung vertreten. 

Unter den insgesamt sechs geopolitischen Grappen in der 
Interparlamentarischen Union kommt der 1974 in Tokio 
gegründeten Gmppe der Zwölf Plus eine hohe Bedeutung 
zu. Der Name geht auf die EG-Staaten zurück, die 1974 
den geographischen Kern der Gmppe bildeten. Heute ge- 
hören ihr die Mitgliedstaaten des Europarates (mit Aus- 


nahme Russlands und der Ukraine) sowie Australien, Ka- 
nada, Neuseeland und Israel an. Das Europäische 
Parlament und die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates sind Beobachter. Die Mitgliedstaaten dieser 
Gmppe fühlen sich durch gemeinsame politische An- 
schauungen, Wertvorstellungen und Ziele verbunden. Je- 
des Land entsendet zu den Beratungen der Gmppe zwei 
Parlamentarier. Die Gmppe der Zwölf Plus ist im Be- 
richtszeitraum zu regelmäßigen Sitzungen jeweils an den 
Konferenzorten zusammengetreten. Die Gmppe stimmt 
sich in allen Bereichen der Beratungsthemen der IPU so- 
wie der personellen und Sachenlscheidungen ab. 

Neben den jährlichen Konferenzen der IPU gibl es Son- 
der- und Regionalkonferenzen, Silzungen ihrer Organe, 
Berichlerslallerreisen der IPU sowie gemeinsame Konfe- 
renzen und Hearings mit den Vereinten Nationen. Abge- 
ordnete des Deutschen Bundestages haben an der parla- 
mentarischen Konferenz zur Welthandelsorganisation 
sowie der Sitzung ihres Lenkungsausschusses, an dem 
parlamentarischen Hearing bei den VN, der Sitzung der 
Beratergrappe des Ausschusses für Angelegenheiten der 
VN der IPU und der Berichlerslallerreise dieser Beraler- 
gmppe nach Vietnam, dem Parlamentariertreffen anläss- 
lich des Wiener Forams zur Bekämpfung des Menschen- 
handels sowie dem Seminar der IPU zur Konvention über 
die Rechle von Menschen mil Behindemngen leilgenom- 
men. 

Parlamentarische Versammlung der OSZE 
(OSZE PV) 

Aus der 1975 in Helsinki gegründelen KSZE isl nach 
Ende des Kalten Krieges die Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) hervorgegangen. 
Ihr gehören alle Staaten in Europa, die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, die USA und Kanada an. 1991 auf 
Gmnd der „Charta von Paris“ für ein neues Europa in 
Madrid gegründel, hal es sich die OSZE PV zur Aufgabe 
gemacht, Mechanismen zur Konfliktverhütung und zur 
Konfliktbewältigung zu entwickeln, den Ausbau und die 
Festigung der demokratischen Institutionen in den OSZE- 
Mitgliedstaaten zu unterstützen und an der Weiterent- 
wicklung der institutionellen Stmkturen der OSZE mitzu- 
wirken. Der Parlamentarischen Versammlung gehören 
56 Mitgliedsparlamente an. Der Deutsche Bundestag ist 
von Beginn an Mitglied und entsendet 13 Abgeordnete. 
Leiter der deutschen Delegation ist der Vizepräsident des 
Deutschen Bundestages Dr. h. c. Wolfgang Thierse. Hans 
Raidel (CDU/CSU) ist seit 2007 Schatzmeister der OSZE 
PV, Uta Zapf (SPD) leitet die Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
Belarus. 

Jährlich findet eine Jahrestagung der OSZE PV in einem 
Mitgliedsland statt. Im Berichtszeitraum waren dies die 
Tagungen in Astana im Juni/Juli 2008 sowie im Jahr da- 
rauf in Vilnius. Seit 2001 hält die Versammlung auch eine 
jährliche Wintertagung in Wien ab, zu der ebenfalls alle 
Delegierten eingeladen sind. Eine weitere Tagung hat 
sich jeweils im Herbst etabliert, die neben der Sitzung des 
Ständigen Ausschusses ein Forum Mittelmeer umfasst. 
Im Berichlszeilraum war Toronto 2008 der Tagungsort. 



Drucksache 16/14145 


-18- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Daneben veranstaltet die OSZE PV Konferenzen, die sieh 
vertieft mit spezifischen Einzelfragen der OSZE-„Körbe“ 
befassen. Im Berichtszeitraum fand eine Konferenz in Du- 
blin zu den Auswirkungen der Finanzkrise statt. Ein weite- 
rer Schwerpunkt war das Thema „Wahlbeobachtung“. Die 
Versammlung setzt sich dafür ein, dass Parlamentarier 
auch in Zukunft eine Schlüsselrolle bei Wahlbeobachtun- 
gen spielen. Regelmäßig nehmen Abgeordnete des Deut- 
schen Bundestages an den Wahlbeobachtungsmissionen 
der OSZE PV teil, so im Berichtszeitraum an der Bebach- 
tung der Wahlen in Georgien, Armenien, Serbien, Bela- 
rus, den USA, der Republik Moldau und Albanien. Im 
Übrigen nehmen auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Bundestagsverwaltung an Wahlbeobachtungsmissio- 
nen teil. 

Parlamentarische Versammlung des Europarates 
(ER PV) 

Der 1949 gegründete Europarat mit Sitz in Straßburg ist 
eine zwischenstaatliche politische Organisation, der 
47 Mitgliedstaaten angehören. Zielsetzungen des Europa- 
rates sind der Schutz und die Stärkung der pluralistischen 
Demokratie und der Menschenrechte, die Behandlung ak- 
tueller politischer, wirtschaftlicher und sozialer Fragen 
sowie die Förderung der kulturellen europäischen Identi- 
tät. Er hat wesentlichen Anteil an der Schaffung eines 
europäischen Rechtsraumes und leistet wichtige Beiträge 
zur Integration der Transformationsländer. Deutschland 
ist seit 1950 Mitglied im Europarat. Die Parlamentarische 
Versammlung ist ein wichtiges institutionell verankertes 
Organ des Europarates. 

Der Deutsche Bundestag entsendet 18 ordentliche Mit- 
glieder in die Parlamentarische Versammlung, die sich in 
der 16. Wahlperiode nach dem Schlüssel 7:6:2:2:1 auf die 
Fraktionen verteilen. Die deutsche Delegation stellt mit 
ihrem Delegationsleiter Joachim Hörster (CDU/CSU) zu- 
gleich einen der Vizepräsidenten der ER PV. Professor 
Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD) ist Vorsitzende des Aus- 
schusses für Recht und Menschenrechte der Versamm- 
lung. Die Mitglieder der deutschen Delegation überneh- 
men regelmäßig Funktionen als Berichterstatter für die 
Ausschüsse der ER PV. Die Berichte werden im Plenum 
der ER PV diskutiert und die entsprechenden Entschlie- 
ßungen bzw. Empfehlungen zur Abstimmung gestellt. 

Die ER PV tritt viermal jährlich zu Plenartagungen, in der 
Regel in Straßburg, zusammen. Daneben finden zahlrei- 
che Ausschusssitzungen in Straßburg und Paris sowie in 
den Mitgliedstaaten des Europarates statt. So tagte im 
März 2009 der Ausschuss für Recht und Menschenrechte 
der Versammlung auf Einladung des Deutschen Bundes- 
tages in Berlin. 

Die Mitglieder der ER PV setzen sich mit zentralen ge- 
sellschaftlichen Problemen und Fragen der europäischen 
Politik auseinander. Seit Beginn der 1990er Jahre spielen 
besonders die Probleme beim Aufbau der neuen Demo- 
kratien in Mittel- und Osteuropa eine wichtige Rolle. Im 
Berichtszeitraum standen u. a. der Konflikt zwischen den 
beiden Mitgliedern der ER PV Russland und Georgien 
sowie die Auseinandersetzung zwischen der ER PV und 
dem Ministerrat des Europarates zur Frage der Neuwahl 


des Generalsekretärs des Europarates im Zentrum der De- 
batten. 

Seit dem Jahr 2007 steht in jeder Sitzungswoche ein Sit- 
zungstag unter einem bestimmten Schwerpunktthema. 
Bisher waren dies beispielsweise der Stand der Men- 
schenrechte und der Demokratie in Europa oder Fragen 
des interkulturellen und interreligiösen Dialoges. Ein 
weiteres wichtiges Instrument der ER PV ist das Monito- 
ringverfahren, in dem die Versammlung die Einhaltung 
der gemeinsam beschlossenen Standards in den Mitglied- 
staaten überprüft. Weiterhin organisiert auch die ER PV 
Wahlbeobachtungsmissionen, an denen Mitglieder der 
deutschen Delegation regelmäßig teilnehmen. 

Parlamentarische Versammlung der NATO 
(NATO PV) 

Aufgabe der NATO PV ist es, den Diskussions- und 
Transformationsprozess des NATO-Bündnisses parla- 
mentarisch zu begleiten. Die Versammlung versteht sich 
als Bindeglied zwischen den Parlamenten der 28 Mit- 
gliedstaaten und dem Nordatlantikrat. Durch langjährige 
persönliche Beziehungen und das dadurch gewachsene 
Vertrauen können Meinungsverschiedenheiten offener 
angesprochen werden als zwischen Regierungsvertre- 
tem. Thematische Schwerpunkte sind die Kooperation 
zwischen der Europäischen Union und der NATO, die 
transatlantischen Beziehungen und das Verhältnis zur 
Russischen Föderation. 

Die deutsche Delegation in der NATO PV, die von 
Dr. Karl Lamers (CDU/CSU) geleitet wird, besteht aus 
zwölf Mitgliedern des Deutschen Bundestages und sechs 
Mitgliedern des Bundesrates. Die Mitglieder des Bundes- 
tages verteilen sich in der 16. Wahlperiode nach dem 
Schlüssel 5:4: 1:1:1 auf die Fraktionen. Regelmäßig über- 
nehmen deutsche Mitglieder herausgehobene Funktionen 
in der NATO PV. So war der Delegationsleiter, Dr. Karl 
Lamers (CDU/CSU), bis Ende 2008 einer der Vizepräsi- 
denten der NATO PV und übernahm dann den Vorsitz des 
Politischen Ausschusses von Markus Meckel (SPD). Der 
langjährige Schatzmeister der NATO PV, Lothar Ibrügger 
(SPD), dessen Amtszeit im März 2008 endete, wurde im 
Herbst 2008 zum Vorsitzenden des Ausschusses für Wis- 
senschaft und Technologie gewählt. 

Die NATO PV tritt jährlich zu einer Frühjahrstagung und 
zu einer Herbsttagung in den Mitgliedstaaten zusammen. 
Gastgeber der Frühjahrs tagung 2008 war die deutsche 
Delegation in der NATO PV. Der Einladung ins Reichs- 
tagsgebäude in Berlin folgten 750 Teilnehmer aus den 
Mitgliedsparlamenten. Die Herbsttagung 2008 fand in 
Valencia statt, die Frühjahrstagung 2009 in Oslo. Die fünf 
Fachausschüsse und deren Unterausschüsse tagen drei- 
bis viermal jährlich, ln den Ausschüssen werden die Be- 
richte der zuvor gewählten Berichterstatter beraten. Wäh- 
rend der Herbsttagungen verabschiedet die Versammlung 
entsprechende Resolutionen, die sich an den Rat und/oder 
die Mitgliedstaaten richten. Die Sondergruppe Mittelmeer 
tritt etwa zweimal jährlich zusammen. Zwischen den 
Plenartagungen tagt der Ständige Ausschuss, um über die 
laufenden Geschäfte zu beraten. Das sogenannte Rose- 
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Roth-Programm unterstützt Staaten bei der Bewältigung 
der Herausforderungen des Transformationsprozesses. 

Zu den inhaltliehen Sehwerpunkten der Diskussionen in 
der Versammlung gehörte im Beriehtszeitraum die größte 
Operation des Bündnisses, die International Seeurity- 
Assistance-Foree-(lSAF)-Operation in Afghanistan. Da- 
neben nahm das Verhältnis zur Russisehen Föderation 
großen Raum in den Debatten ein, insbesondere ange- 
siehts der kriegerisehen Auseinandersetzungen zwisehen 
Russland und Georgien im August 2008. Die Abgeordne- 
ten besehäftigten sieh aueh verstärkt mit neuen Sieher- 
heitsrisiken, die beispielsweise dureh die Abhängigkeit 
von Energielieferungen, dureh den Klimawandel in der 
Arktis und dureh die Gefahr von Cyberangriffen entste- 
hen. 

Europäische Versammlung für Sicherheit und 
Verteidigung/Versammlung der West- 
europäischen Union (WEU V) 

Ziel der Europäisehen Versammlung für Sieherheit und 
VerteidigungWersammlung der Westeuropäisehen Union 
(WEU V) ist die parlamentarisehe Begleitung der Euro- 
päisehen Sieherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP). 
Um dies zu unterstreiehen, hat die Versammlung der 
Westeuropäisehen Union im Mai 2008 ihren Namen und 
die Gesehäflsordnung geändert. Mitglieder der Versamm- 
lung sind jetzt nieht mehr nur Parlamentarier aus den 
zehn Vertragsstaaten des geänderten Brüsseler Vertrages 
von 1954, sondern aus allen 27 Mitgliedstaaten der Euro- 
päisehen Union. Daneben nehmen Parlamentarier aus 
drei assoziierten Staaten und neun Partnerstaaten sowie 
Beobaehter an den Sitzungen der Versammlung und ihrer 
Aussehüsse teil. Leiter der aus 18 Mitgliedern bestehen- 
den deutsehen Delegation und außerdem Vizepräsident 
der Versammlung ist Gerd Höfer (SPD). Weitere Funk- 
tionsträger der Versammlung sind ferner Doris Bamett 
(SPD) als Vorsitzende des Haushaltsaussehusses und 
Axel E. Fiseher (CDU/CSU), seit Dezember 2008 Vorsit- 
zender des Aussehusses für Teehnologie und Raumfahrt. 

Zweimal jährlieh finden ordentliehe Vollversammlungen 
in Paris statt mit dem Ziel, Entsehließungen und Empfeh- 
lungen an den Rat der Westeuropäisehen Union (WEU) 
sowie an die Staats- und Regierungsehefs der Mitglied- 
staaten der WEU zu beraten und zu verabsehieden. Dane- 
ben tagen regelmäßig die seehs ständigen Aussehüsse. 
Einmal jährlieh findet ein wissensehaftliehes Kolloquium 
statt, so am 2. April 2009 in Berlin zum Thema „Zivil-mi- 
litärisehe Zusammenarbeit beim Krisenmanagement“. 
Am 1. April 2009 besuehten Mitglieder des Verteidi- 
gungsaussehusses und des Aussehusses für Teehnologie 
und Raumfahrt der Versammlung das Einsatzführungs- 
kommando der Bundeswehr bei Potsdam. 

Die Abgeordneten besehäftigten sieh im Beriehtszeitraum 
kontinuierlieh mit der Fortentwieklung der ESVP und mit 
ihren laufenden Missionen. Besondere Aufmerksamkeit 
fanden die Krise im Südkaukasus und die Bekämpfung 
der Piraterie vor der Küste Somalias. Angesiehts der be- 
vorstehenden Unterzeiehnung des Reformvertrages von 
Lissabon besehäfligte sieh die Versammlung aueh mit ih- 
rer zukünftigen Rolle im Rahmen der ESVP. 


Ostseeparlamentarierkonferenz 

Die Ostseeparlamentarierkonferenz (Baltie Sea Parliamen- 
tary Conferenee - BSPC) hat das Ziel, die gemeinsame 
Identität des Ostseeraums dureh eine enge Zusammen- 
arbeit zwisehen nationalen und regionalen Parlamenten 
zu stärken. Die BSPC soll politisehe Aktivitäten in der 
Region initiieren und koordinieren, die demokratisehen 
Institutionen in den Teilnehmerstaaten unterstützen und 
stärken sowie den Dialog zwisehen Regierungen, Parla- 
menten und der Zivilgesellsehaft verbessern. 

Jedes Mitgliedsparlament kann vier bis fünf Delegierte 
sfellen. Die Delegation des Deutsehen Bundestages wird 
in der 16. Wahlperiode vom Parlamentarisehen Staats- 
sekretär Franz Thönnes (SPD) geleitet. Neben dem Deut- 
sehen Bundestag entsenden aueh die Landesparlamente 
von Sehleswig-Holstein, Meeklenburg- Vorpommern, 
Hamburg und Bremen Delegationen. Die j ährliehe 
Plenarversammlung findet abweehselnd in den Mitglied- 
staaten statt. Das Sekretariat der BSPC befindet sieh beim 
Nordisehen Rat in Kopenhagen. 

Seit 2005 riehtet die Konferenz Arbeitsgruppen ein, die 
die Funktionen von Aussehüssen wahmehmen und sieh 
für die Dauer von zwei Jahren mit speziellen Fragen des 
Ostseeraumes befassen. Ihre Arbeit wird in Form eines 
Absehlussberiehtes der Konferenz zur Verabsehiedung 
vorgelegt. So wurden 2007 die Arbeitsgruppe „Arbeits- 
markt und soziale Wohlfahrt“ unter dem Vorsitz des Par- 
lamentarisehen Staatssekretärs Franz Thönnes (SPD) und 
die Arbeitsgruppe „Energie und Klimawandel“ eingerieh- 
tet, in der Kurt Bodewig (SPD) den Vizevorsitz innehat. 

Die 17. Jahrestagung der Ostseeparlamentarierkonferenz 
fand vom 31. August bis 2. September 2008 im sehwedi- 
sehen Visby statt. Im Mittelpunkt der Beratungen standen 
die Bedeutung der grenzübersehreitenden Zusammen- 
arbeit in der Ostseeregion für den Umwelfsehufz und für 
eine naehhaltige wirtsehaftliehe Entwieklung sowie die 
Befassung mif dem Berieht des Rafes der Osfseesfaafen 
und dem Berieht über die Umsetzung des Überdüngungs- 
beriehtes der Ostseeparlamentarierkonferenz. Die Dele- 
gierten befassten sieh ferner mit den Themen Klima- 
wandel und Energieeffizienz, Energieversorgung und 
Sieherheit sowie Meerespolitik und -sieherheit. 

Die 18. Jahrestagung der Ostseeparlamentarierkonferenz 
fand vom 3 1 . August bis 1 . September 2009 im dänisehen 
Nyborg statt. Unter dem Generalthema der Konferenz: 
„Neue Sieherheitsherausforderungen“ befassten sieh die 
Delegierten mit der Zusammenarbeit in der Ostseeregion, 
der maritimen Sieherheit sowie neuen Sieherheitsbedro- 
hungen. Des Weiteren beriet und billigte die Konferenz 
die Absehlussberiehte der Arbeitsgruppen „Arbeitsmarkt 
und soziale Wohlfahrt“ und „Energie und Klimawandel“. 

Euromediterrane Parlamentarische Versammlung 
(EM PV) 

Die am 2. Dezember 2002 gegründete Euromediterrane 
Parlamentarisehe Versammlung (EM PV) soll den Gedan- 
kenaustauseh zwisehen den Parlamenten der Mittelmeer- 
region und der EU fordern, der euromediferranen Zusam- 
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menarbeit dureh die stärkere Institutionalisierung der 
parlamentarischen Dimension neue Impulse verleihen 
und den Dialog der Kulturen verstärken. Die EM PV war 
bereits in den so genannten Barcelona-Prozess eingebun- 
den und beteiligt sich derzeit an der Ausgestaltung der 
Union für den Mittelmeerraum. Die Union für den Miffel- 
meerraum wurde am 13. Juli 2008 in Paris gegründet und 
geht auf eine Initiative Frankreichs zurück. 

Der Versammlung gehören derzeit 280 Parlamentarier an. 
140 Mitglieder stellen die Parlamente von Marokko, Al- 
gerien, Tunesien, Ägypten, Israel, den Palästinensischen 
Gebieten, Jordanien, dem Libanon, Syrien, der Türkei so- 
wie von Mauretanien. Weitere 140 Abgeordnete stellen 
das Europäische Parlament (49), die Parlamente der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (insgesamt 81) und 
andere Parlamente nördlicher Mittelmeeranrainerstaaten, 
die nicht Mitglieder der Europäischen Union sind (jeweils 
zwei aus Montenegro, Albanien, Bosnien und Herzego- 
wina, Kroatien und Monaco). Libyen hat einen Beobach- 
terstatus. Deutschland stehen drei Sitze in der EM PV zu. 
Delegationsleiter in der 16. Wahlperiode ist Hans Raidel 
(CDU/CSU). 

Die Versammlung hat zur Bearbeitung ihrer Aufgaben 
vier ständige Ausschüsse zu den Themen Wirtschaft, 
Politik, Kultur und Rechte der Frauen sowie einen Ad- 
hoc-Ausschuss für Energie, Umwelt und Wasser einge- 
richtet. Die Tatsache, dass Parlamentarier aus den Anrai- 
nerstaaten des Mittelmeerraumes und aus den Mitglied- 
staaten der EU zu diesen Themen in einen direkten 
Dialog treten können, verleiht der EM PV eine wichtige 
Funktion im kulturellen und politischen Austausch zwi- 
schen Europa, Israel und der arabischen Welt. 

Im Berichtszeitraum trat die EM PV im März 2008 in 
Athen und im März 2009 in Brüssel zu ordentlichen Jah- 
restagungen zusammen. Im Oktober 2008 fand in Jorda- 
nien zusätzlich eine außerordentliche Sitzung statt. Neben 
dem Nahostkonflikt wurde in der EM PV im Berichtszeit- 
raum insbesondere die Frage der Einbindung und Positio- 
nierung der EM PV zur Union für den Mittelmeerraum 
diskutiert. Auf der außerordentlichen Tagung in Jorda- 
nien wurde den Außenministern der an der Union für den 
Miffelmeerraum befeiligten Sfaaten empfohlen, die EM 
PV offiziell zu einem integralen Bestandteil der Union für 
den Mittelmeerraum zu erklären. Mit dieser Forderung 
befassten sich die Außenminister Anfang November 2008 
in Marseille. 

Parlamentspräsidentenkonferenzen 

Die Parlamentspräsidenten der Mitgliedstaaten der EU 
und die Parlamentspräsidenten der G8-Staaten treffen 
sich jährlich, die Parlamentspräsidenten der Mitgliedstaa- 
ten des Europarates alle zwei Jahre zum Meinungs- und 
Informationsaustausch zu parlamentsspezifischen Fragen. 
An diesen Konferenzen nimmt auch der Präsident des 
Europäischen Parlaments teil. Seit dem Jahr 2000 finden 
zudem alle fünf Jahre Weltparlamentspräsidenfenkonfe- 
renzen sfatt. 


An der sogenannfen Großen Parlamenfspräsidenfenkonfe- 
renz der Mitgliedsfaaten des Europarafes im Mai 2008 
nahm für den Deufschen Bundesfag Vizepräsidentin 
Gerda Hasselfeld teil. Die Konferenzteilnehmer befassten 
sich mit der Frage der Interaktion zwischen Parlament 
und Zivilgesellschaft sowie mit den Möglichkeiten, die 
den nationalen Parlamenten und dem Europarat zur För- 
derung der grundlegenden Werte Demokratie, Menschen- 
rechte und Rechtstaatlichkeit zur Verfügung sfehen. 

Der Präsidenf des Deufschen Bundesfages, Prof 
Dr. Norbert Lammerf, nahm an den Parlamenfspräsiden- 
fenkonferenzen der EU-Mifgliedsfaafen feil, die im Juni 
2008 in Lissabon und im Februar 2009 in Paris sfattfan- 
den. In Lissabon ging es u. a. um den Ratifizierungspro- 
zess des Vertrags von Lissabon sowie um die Aufgaben 
der nationalen Parlamente und ihre Partnerschaft mit dem 
Europäischen Parlament. Auf Einladung des französi- 
schen Parlaments diskutierten die Teilnehmer die institu- 
tioneile Zukunft der EU und die Umsetzung der Klauseln 
des Vertrags von Lissabon durch die nationalen Parla- 
mente. Außerdem berieten die Präsidenten die Rolle der 
Parlamente während der jeweiligen Präsidentschaft des 
Mitgliedstaates im Rat der Europäischen Union. 

Parallel zu den Gastgeberländern der G8-Gipfeltreffen 
fanden die G8-Parlamentspräsidentenkonferenzen im 
Jahr 2008 in Japan und im Jahr 2009 in Italien statt. Der 
japanische Parlamentspräsident hatte zur Diskussion des 
Beitrags der Parlamente zur Erhaltung von Frieden und 
zur Beförderung der Abrüstung nach Hiroshima eingela- 
den. Dort gedachte der Bundestagspräsident mit seinen 
Amtskollegen der Opfer des ersten Atombombenabwurfs 
auf eine Stadt im August 1945. Im Rahmen der G8-Parla- 
mentspräsidentenkonferenz im September 2009 in Rom 
erörterte der Präsident des Deutschen Bundestages mit 
seinen Amtskollegen die Rolle der Parlamente bei der 
Förderung des interkulturellen Dialogs und der sozialen 
Integration. Zu dem Austausch der Präsidenten über das 
Thema der Rolle der Parlamente bei der Bekämpfung des 
Drogenhandels und der organisierfen Kriminalitäf hatte 
der ifalienische Parlamenfspräsidenf auch die Parlamenfs- 
präsidenten aus den Schwellenländem Ägypten, Brasi- 
lien, China, Indien, Mexiko und Südafrika eingeladen. 

5 Reisen der Parlamentariergruppen sowie 
Gegenbesuche 

Der Deutsche Bundestag unterhält internationale Bezie- 
hungen durch Parlamentariergrappen, die in Verbindung 
mit einem oder mehreren Staaten stehen. In der 16. Wahl- 
periode gab es 53 Parlamentariergruppen, wovon 35 bila- 
terale und 18 multilaterale Gruppen sind. Hinzu kam ein 
Länderbeauftragter für die Republik Moldau. Die Parla- 
menfariergruppen sfehen als inferfraktionelle Zusammen- 
schlüsse ohne Geschäftsordnung oder Satzung den Abge- 
ordneten aller Fraktionen offen. Jeder Abgeordnete darf 
bis zu fünf Parlamentariergruppen angehören. Im Vor- 
stand sind alle Fraktionen gleich stark vertreten. Die Zu- 
sammensetzung der weiteren Mitglieder ist nicht an die 
im Plenum bestehenden Mehrheitsverhältnisse gebunden. 
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Die Reisen und Besuche im Rahmen dieser bilateralen 
und multilateralen Parlamentariergruppen dienen dem 
kontinuierlichen Kontakt zu Abgeordneten der Partner- 
staaten und dem fortlaufenden Dialog über die für sie 
wichtigen und politisch aktuellen Themen. Daneben tref- 
fen sich die Mitglieder mit Vertretern aus Politik, Verwal- 
tung und der Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Kultur und 
Medien, um über die politische und gesellschaftliche 
Lage in den Partnerstaaten informiert zu sein. 

Für bilaterale Parlamentariergruppen besteht die Mög- 
lichkeit, einmal in einer Wahlperiode eine Delegations- 
reise mit bis zu sieben Abgeordneten in den Partnerstaat 
durchzuführen. Den Parlamentariern des Partnerstaates 
gegenüber kann eine Einladung zu einem Gegenbesuch in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgesprochen werden. 
Für multilaterale Parlamentariergruppen gilt, dass sie 
zweimal in einer Wahlperiode in ausgewählte der in der 
Parlamentariergruppe zusammengefassten Staaten reisen 
können. 

Sowohl die Reisen als auch die Besuche tragen zu einem 
besseren Verständnis der jeweils anderen Staaten bei, in- 
dem die Parlamentariergruppenmitglieder beziehungs- 
weise ausländische Besuchsdelegationen einen umfassen- 
den Einblick in die Funktionsweise des politischen 
Systems, in das Staats- und Rechtssystem, in Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft sowie in die Kultur erhal- 
ten. Da allein der freundschaftliche Bezug zu dem jewei- 
ligen Partnerstaat beziehungsweise der Partnerregion im 
Vordergrund steht, können selbst politisch heikle Themen 
angesprochen werden, die bei offiziellen Gesprächen 
nicht immer behandelt werden. Dies trägt zu einem offe- 
nen und damit oft kritischen Dialog auch bei sehr sensib- 
len Themen bei. Nicht zuletzt leisten die Vielzahl und die 
unterschiedliche Herkunft der Gesprächspartner aus den 
verschiedensten Bereichen einen Beitrag zu einem gegen- 
seitigen und ausgewogenen politischen Verständnis. 
Durch ihre besondere Sachkenntnis über den Partnerstaat 
beziehungsweise die Partnerregion sind die Parlamen- 
tariergruppen zu einem Ansprechpartner für ausländische 
Besuchsdelegationen mit unterschiedlichsten Interessen 
und Zielsetzungen geworden. 

Im Folgenden wird eine Kurzübersicht über die Reisen 
und Gegenbesuche der Parlamentariergruppen in alpha- 
betischer Reihenfolge gegeben. Trotz vielfältiger ander- 
weitiger Aktivitäten sind einige Parlamentariergruppen 
nicht genannt, da deren Reisen oder Gegenbesuche durch 
ausländische Delegationen in der ersten Hälfte der Wahl- 
periode stattgefimden haben. 

Parlamentarier gruppe ASEAN 

(Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, 
Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam) 

Im Januar 2008 besuchte eine Delegation dieser Parla- 
mentariergruppe Laos, Thailand und die Philippinen, ln 
ihren Gesprächen über den weiteren Prozess der Integra- 
tion der ASEAN-Staaten konnte sie an eine Vielzahl von 
Begegnungen mit Parlamentariern, Regierungsvertretem 
und Mitgliedern der Zivilgesellschaft aus ASEAN-Staa- 
ten in Berlin anknüpfen. Wiederholt wurde von Seiten der 


Gesprächspartner auf die Geschichte der EU-lntegration 
Bezug genommen, bei der Deutschland eine besonders 
aktive Rolle gespielt habe und weiterhin wahmehme. Die 
gemeinsame Verantwortung für den Kampf gegen den 
Klimawandel, der maßgeblich durch die großen Industrie- 
nationen verursacht sei, wurde von den politischen Ge- 
sprächspartnern in Laos, Thailand und auf den Philippi- 
nen betont. Die Förderung der emeuerbaren Energien 
wurde als Notwendigkeit und Chance gesehen. Sie könne 
jedoch nur mit Unterstützung westlicher Partner gelingen. 
Darüber hinaus interessierten sich die Bundestags- 
abgeordneten für die Entwicklung eines nachhaltigen 
Tourismus, der für alle drei besuchten Staaten zu einem 
wesentlichen wirtschaftlichen Faktor werden kann. Die 
Delegation bereiste sowohl Thailand als auch die Philip- 
pinen in politisch unruhigen Zeiten. Sie warb bei Gesprä- 
chen mit Parlamentariern und Mitgliedern der Zivilgesell- 
schaft für die Sfärkung demokratischer Sfrukfuren und die 
Eindämmung der Korruption. 

Deutsch-Baltische Parlamentariergruppe 

(Estland, Lettland, Litauen) 

Die Einbindung der baltischen Länder in EU und NATO 
wurde von der Deutsch-Baltischen Parlamentariergruppe 
im Berichtszeitraum intensiv beobachtet und unterstützt. 
Die weitere Integration in diese westlichen Bündnisse ge- 
nießt in allen drei Ländern hohe Priorität; entsprechende 
Bedeutung kommt der Zugehörigkeit zum Schengen- 
Raum seit Dezember 2007 zu. Mit einem Besuch im 
nordöstlichsten Teil der EU in der estnischen Grenzstadt 
Narva dokumentierte die Parlamentariergruppe im Rah- 
men ihrer Delegationsreise im Mai 2008 deshalb ihre An- 
erkennung für diesen Prozess. Gleichzeitig machten die 
Abgeordneten sich dort ein Bild von der problemlosen 
Umsetzung der Sicherheitserfordemisse. Weitere Statio- 
nen der Reise waren die baltischen Hauptstädte Tallinn, 
Riga und Vilnius. Alle drei Länder hatten nicht zuletzt 
durch intensive bilaterale Handelsbeziehungen mit 
Deutschland eine sehr positive Wirtschaftsentwicklung 
zu verzeichnen; allerdings gab es deutliche Anzeichen für 
ein langsameres wirfschaftliches Wachstum. Die Bundes- 
tagsabgeordneten erörterten in Estland, Lettland und 
Litauen mit ihren politischen Gesprächspartnern aus Par- 
lament und Regierung die negativen Folgen des Transfor- 
mationsprozesses für die sozialen Entwicklungen in der 
Gesellschaft sowie die Abwanderung junger und begabter 
Menschen. Weitere Gesprächsthemen waren die Stellung 
der russischsprachigen Minderheiten und die nachlas- 
sende Verbreitung der deutschen Sprache, ln allen drei 
Ländern traf sich die Delegation außerdem mit früheren 
Teilnehmern am Internationalen Parlamentsstipendium 
des Deutschen Bundestages, die sich zumeist in Alumni- 
Vereinigungen organisiert haben. 

Deutsch-Belgisch-Luxemburgische 

Parlameutariergruppe 

Diese Parlamentariergruppe nahm sich insbesondere Fra- 
gen der parlamentarischen Zusammenarbeit im Rahmen 
der Europäischen Union an. So waren während einer De- 
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legationsreise nach Belgien (Mai 2008) verbesserte Mit- 
wirkungsmöglichkeiten der nationalen Parlamente bei der 
EU-Gesetzgebung, die aktuelle Situation der EU vor der 
Ratifikationsphase des Vertrags von Lissabon sowie die 
Mechanismen der belgischen Politik im Umgang mit EU- 
Entscheidungen zentrale Themen des Meinungsaus- 
tauschs mit den Mitgliedern der belgischen Partnergruppe 
der Abgeordnetenkammer und des Senats. Daneben 
wurde über die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen und 
die Zusammenarbeit in Verkehr und Logistik gesprochen. 
Einen Schwerpunkt hierbei bildeten die Bestrebungen der 
belgischen Föderalregierung, in Kooperation mit den zu- 
ständigen deutschen Stellen durch die Reaktivierung der 
historischen Eisenbahntrasse „Eiserner Rhein“ die Ver- 
bindung zwischen Antwerpen und dem Ruhrgebiet zu 
verbessern. 

Parlamentariergruppe Bosnien und Herzegowina 

Die Parlamentariergruppe, die sich auf Beschluss des Äl- 
testenrates vom Februar 2007 erst in der laufenden Legis- 
laturperiode konstituiert hat, will mit ihrer Arbeit Bosnien 
und Herzegowina auf dem Weg der Annäherung an die 
Strukturen der EU begleiten und unterstützen. Vor diesem 
Hintergrund reiste eine Delegation im März/ April 2008 
nach Sarajewo, Mostar und Banja Luka. Im Mittelpunkt 
der politischen Gespräche sowohl auf der Staatsebene als 
auch auf der Ebene der Entitäten sowie mit dem Hohen 
Repräsentanten der internationalen Staatengemeinschaft 
und EU-Sonderbeauftragten für Bosnien und Herzego- 
wina standen das Stabilisierungs- und Assoziierungsab- 
kommen mit der EU und anstehende Reformen, insbeson- 
dere der Verfassung und der Polizei. Im Hinblick auf 
einen möglichen EU-Beitritt machte die Delegation aus 
Deutschland deutlich, dass dieser nur mit einem einheitli- 
chen Bosnien und Herzegowina sowie einer stabilen 
Staatsregierung möglich sei. 

Deutsch-Brasilianische Parlamentariergruppe 

Die Deutsch-Brasilianische Parlamentariergruppe infor- 
miert sich regelmäßig über Themen von bilateralem Inte- 
resse wie etwa die sehr guten Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen Deutschland und Brasilien, Aspekte der Ener- 
giepolitik und des Ressourcenschutzes sowie sozial- 
politische Fragen. So standen im Dezember 2008 Ener- 
giepolitik und Ressourcenschutz, aber auch allgemeine 
wirtschaftspolitische Fragen im Mittelpunkt des Besuchs 
einer vierköpfigen Delegation der Brasilianisch-Deut- 
schen Freundschaftsgruppe des Nationalkongresses in 
Berlin, ln allen Gesprächen wurde wiederholt betont, dass 
es gerade in einem Land wie Brasilien als einem der 
größten Produzenten von Bioenergie, das über enorme 
natürliche Ressourcen verfügt und gleichzeitig vor gro- 
ßen sozialen Herausforderungen steht, darum gehen 
müsse, den ökonomischen Wert der Natur zu erkennen. 
Die brasilianischen Abgeordneten interessierten sich au- 
ßerdem für das deutsche Wahlrecht, da in Brasilien an ei- 
ner entsprechenden Reform gearbeitet wird. Bei Treffen 
mit den zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages 
gab es Gelegenheit für eine ausführliche Erörferung die- 


ser für ein demokratisches Gemeinwesen zentralen The- 
matik. Darüber hinaus kamen die Rolle Brasiliens als 
„Global Player“ Südamerikas, seine diplomatischen Be- 
mühungen bei regionalen Konflikten sowie die Rolle im 
Mercosur zur Sprache. 

Deutsch-Britische Parlamentariergruppe 

Eine Delegation der Deutsch-Britischen Parlamentarier- 
gruppe reiste im Juni 2008 zu einem Kurzbesuch nach 
London. Im Mittelpunkt des Interesses standen die Euro- 
päische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die Zu- 
kunft der NATO und die Lage in Afghanistan. Im Rah- 
men intensiver Gespräche zwischen Fachpolitikem beider 
Parlamente gelang es, die jeweiligen Standpunkte zu die- 
sen Themen vertieft kennenzulemen. Darüber hinaus 
wurde mit der britischen Seite über die Förderung emeu- 
erbarer Energien und den Einsatz der Kernenergie zur 
Stromerzeugung diskutiert, wobei die Standpunkte zum 
Teil recht kontrovers waren. 

Deutsch-Chiuesische Parlameutariergruppe 

Die Diskussion über die nicht immer konfliktfreie Ent- 
wicklung der deutsch-chinesischen Beziehungen prägte 
einen Delegationsbesuch von Mitgliedern des Nationalen 
Volkskongresses im Februar 2009 in Berlin und am Stahl- 
standort Duisburg. Die Auswirkungen der internationalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise auf China und Deutschland 
sowie Konzepte zu deren Bewältigung waren Gegenstand 
von Gesprächen auf politischer Ebene, aber auch mit Un- 
temehmensvertretem. Im Rahmen eines Workshops, an 
dem neben den chinesischen Gästen und Mitgliedern der 
Deutsch-Chinesischen Parlamentariergruppe auch Vertre- 
ter politischer Stiftungen und von sogenannten Think 
Tanks teilnahmen, fand ein intensiver Meinungsaustausch 
über die veränderte Rolle und gewachsene Verantwortung 
der Volksrepublik China in der internationalen Staatenge- 
meinschaft statt. Es gab unterschiedliche Auffassungen 
zu der Frage, ob China weiterhin Partner deutscher Ent- 
wicklungszusammenarbeit sein sollte. 

Deutsch-F ranzösische Parlamentariergruppe 

Die Deutsch-Französische Parlamentariergruppe ist ein 
wichtiges Bindeglied in den besonders intensiven und 
vielschichtigen Beziehungen zwischen dem Deutschen 
Bundestag und der französischen Nationalversammlung. 
Ihr Ziel ist es, durch den offenen Meinungsaustausch zu 
politisch relevanten Themen und in persönlichen Kontak- 
ten das Verständnis für die Posifionen des Parfnerlandes 
zu vertiefen. Dabei spielt das Bewusstsein der gemeinsa- 
men Verantwortung Deutschlands und Frankreichs für die 
Entwicklung der Europäischen Union eine maßgebliche 
Rolle, ln dieser Rahmensetzung führten die Freund- 
schaftsgruppen des Deutschen Bundestages und der As- 
semblee nationale im Berichtszeitraum ihr 6. und 7. Par- 
lamentarierkolloquium „Paris-Berlin“ durch, zu dem 
regelmäßig deutsche, französische und europäische Poli- 
tiker, Vertreter unterschiedlichster Organisationen aus 
Wirtschaft und Wissenschaft oder andere Experten einge- 
laden werden. Während es beim 6. Parlamentarierkollo- 
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quium im April 2008 in Lyon um das Thema „Öffentliche 
Sicherheit und individuelle Freiheitsrechte“ ging, wurde 
im Januar 2009 in Hamburg „Europäische Industriepoli- 
tik im Bereich der Luft- und Raumfahrt“ diskutiert. 

ln Anknüpfung an die im April 2008 in Lyon behandelten 
Themen informierte sich im Juni 2008 eine Delegation 
französischer Abgeordneter bei Gesprächen mit dem Prä- 
sidenten des Bundeskriminalamts in Wiesbaden sowie 
mit dem Präsidenten der Bundespolizeidirektion für den 
Flughafen Frankfurt/Main über die bilaterale und euro- 
päische Sicherheitszusammenarbeit. Weitere Gesprächs- 
themen dieses Deutschlandbesuchs der französischen 
Parlamenfarier waren die inferregionale Zusammenarbeif 
und die deufsch-französische Kooperafion in den Berei- 
chen Kultur und Bildung. 

Im November 2008 reisten acht Mitglieder des Bundesta- 
ges im Rahmen des 6. Hospitantenprogramms nach 
Frankreich. Ziel dieses regelmäßig durchgeführten Aus- 
tauschprogramms ist es, im persönlichen Kontakt mit ei- 
nem Partnerabgeordneten Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede in der Arbeitsweise zu erkunden, um so das Ver- 
ständnis für das Nachbarland zu verliefen. Dabei konnfen 
die deufschen Abgeordnefen ihre Kollegen im Wahlkreis 
bei Begegnungen mit Bürgern, bei Veranstaltungen der 
örtlichen Parteigremien, bei Gesprächen in den lokalen 
Einrichtungen sowie in Paris am Sitz des Parlaments bei 
der Arbeit begleiten. 

Deutsch-Griechische Parlamentarier gruppe 

Sowohl eine Delegationsreise nach Griechenland (Mai 
2008) als auch den Gegenbesuch griechischer Abgeord- 
neter in Deutschland (September 2008) nutzten Mitglie- 
der dieser Parlamentariergruppe für einen intensiven In- 
formations- und Meinungsaustausch, der ein weites 
Spektrum an Themen abdeckte, ln Athen wurde die Pro- 
blematik von aus der Türkei kommenden Wirtschafts- 
flüchtlingen afrikanischer Abstammung erörtert, bei de- 
ren Lösung sich die griechische Seite eine engere 
Zusammenarbeit und finanzielle Unterstützung seitens 
der EU-Mitglieder wünschte, ln Berlin ging es dagegen 
u. a. um neue Ziele in der weiteren Zusammenarbeit, ln 
diesem Zusammenhang wurden als Schwerpunkte die 
Themen Energiepolitik, Katastrophenschutz und regiona- 
ler Tourismus von den Abgeordneten erörtert. Sozialpro- 
jekte auf den Gebieten Pflege, Behinderte und Jugend 
standen ebenfalls auf dem Programm der griechischen 
Gäste. 

Deutsch-Indische Parlamentariergruppe 

Die rasante wirtschaftliche Entwicklung der Regional- 
macht Indien, die innen- und außenpolitischen Herausfor- 
derungen durch die zahlreichen Volksgruppen und Reli- 
gionen sowie die traditionell belasteten Beziehungen 
zwischen Indien und Pakistan sind regelmäßige Themen 
für die Arbeif der Deutsch-Indischen Parlamentarier- 
gruppe. Fragen sowohl der inneren wie der äußeren Si- 
cherheit wurden daher auch im Rahmen einer Delegati- 
onsreise im Januar/Februar 2008 erörtert. Angriffe auf die 


christliche Minderheit in Orissa und an anderen Orten, 
die sich kurz vor der Reise ereignet hatten, bildeten dazu 
bedauerlicherweise einen aktuellen Bezug. Ein weiterer 
Fokus der Delegationsreise lag auf den vielfältigen bilate- 
ralen deutsch-indischen Beziehungen, die von intensiven 
politischen Kontakten auf allen Ebenen über wissen- 
schaftliche und technologische Zusammenarbeit sowie 
Investitionsaktivitäten deutscher Unternehmen bis hin zu 
Schüleraustauschen reichen. 

Neben der Hauptstadt Neu Delhi wurden mit Kerala und 
Assam zwei sehr unterschiedliche Bundesstaaten besucht. 
Während Kerala wirtschaftlich erfolgreich und politisch 
wie sozial stabil ist, handelt es sich bei Assam um einen 
wirtschaftlich rückständigen Bundesstaat, der seit Jahr- 
zehnten unter militanten Gruppen zu leiden hat. Gleich- 
zeitig ist Assams Hauptstadt Guwahati eine der weltweit 
am schnellsten wachsenden Städte, was entsprechende 
Herausforderungen an den infrastrukturellen Ausbau 
stellt. Der Aufenthalt der Delegation in diesem entlege- 
nen Bundesstaat war der erste offizielle Besuch aus 
Deutschland dort überhaupt und wurde von den einheimi- 
schen Medien entsprechend positiv hervorgehoben. Alle 
Gesprächspartner der Bundestagsabgeordneten sowohl in 
Assam als auch in Neu Delhi machten immer wieder 
deutlich, dass die Bekämpfung der vor allem in den länd- 
lichen Gebieten herrschenden Armut erklärtes Ziel ihrer 
Politik sei. Die gemeinsamen demokratischen Grund- 
werte, der gemeinsame Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus und die damit verbundene Hoffnung auf eine 
allgemeine Stabilisierung der südasiatischen Region ei- 
nerseits sowie eine Lösung des Konflikts in Afghanistan 
und das Ziel eines erfolgreichen zivilen Wiederaufbaus 
andererseits prägten die politischen Gespräche auf allen 
drei Stationen während der Delegationsreise. 

Deutsch-Irische Parlamentariergruppe 

Das Referendum zum Vertragswerk von Lissabon, das im 
Juni 2008 in Irland mit einem ablehnenden Votum been- 
det wurde, stand im Mittelpunkt der Gespräche sowohl 
beim Besuch einer Delegation der irischen Freundschafts- 
gruppe im Januar 2008 in Deutschland als auch bei einer 
Delegationsreise der Deutsch-Irischen Parlamenfarier- 
gruppe in das Partnerland im Oktober 2008. Die deutsche 
Delegation wurde kurzfristig zu einer Anhörung des Un- 
terausschusses „Ireland’s future in the European Union“ 
des irischen Parlaments eingeladen, der über die weitere 
Zukunft Irlands in der Europäischen Union berief. Die 
Mifglieder des Bundesfages beanfwortefen Fragen zur 
Ausgesfaltung der Befeiligung des Bundesfages an Ver- 
fahren der europäischen Rechtssefzung und zur Möglich- 
keit, die EU -Politik der Bundesregierung zu beeinflussen. 
In der lebhaften Debatte wurden verschiedene Stand- 
punkte sowohl zu den Perspektiven des Vertrages von 
Lissabon nach der Ablehnung durch die Mehrheit der iri- 
schen Bevölkerung als auch zur Ausgestaltung der Rechte 
von Parlamenten bei europäischen Rechtsakten deutlich. 
Zu den Themen Migration und Integration, die in Irland 
zunehmend an Brisanz gewinnen, wurden die Delega- 
tionsmifglieder nach den deufschen Erfahrungen befrag!. 
Die Mifglieder der Deufsch-Irischen Parlamentarier- 



Drucksache 16/14145 


-24- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


gruppe informierten sieh außerdem im County Kerry, 
dem Wahlkreis des irisehen Parlamentspräsidenten, über 
Infrastrukturmaßnahmen zur Verbesserung der wirt- 
sehaftliehen und sozialen Lage in ländliehen Räumen Ir- 
lands. 

Deutsch-Italienische Parlamentariergruppe 

Die Aktivitäten und Gespräehe von Mitgliedern dieser 
Parlamentariergruppe waren im Berichtszeitraum u. a. 
vom Bemühen um die Intensivierung des deutsch-italieni- 
schen Jugendaustausches geprägt. Es gelang der Parla- 
mentariergruppe, den Anstoß für eine Intemetplattform 
für den bilateralen Jugendaustausch zu geben, deren Ein- 
richtung von den Außenministern Italiens und Deutsch- 
lands vereinbart wurde. Sowohl bei Gesprächen mit italie- 
nischen Journalisten und dem Leiter des Italienischen 
Kulturinstituts in Berlin als auch anlässlich der Delega- 
tionsreise von Mitgliedern der Deutsch-Italienischen Par- 
lamentariergruppe nach Neapel und Rom im Frühjahr 
2009 wurde über das Deutschlandbild in Italien und das 
Italienbild in Deutschland sowie über die Veränderungen 
in der italienischen Parteienlandschafl diskutiert. Die De- 
legationsreise nach Neapel und Rom stand darüber hinaus 
im Zeichen der Verbesserung der deutsch-italienischen 
Kooperation im Bereich der Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden organisierten Kriminalität. Die Delegation, 
die Italien kurz nach einem verheerenden Erdbeben in 
den Abruzzen besuchte, wandte sich nach ihrer Rückkehr 
mit einem Spendenaufruf an die Mitglieder des Bundes- 
tages. 

Deutsch-Kanadische Parlamentariergruppe 

Während einer Delegationsreise dieser Parlamentarier- 
gruppe im Mai 2008 nach Ottawa, Montreal und Quebec 
standen außen- und sicherheitspolitische Fragen im Mit- 
telpunkt des Interesses. Im Gespräch mit der kanadischen 
Seite wurden die zum Teil differierenden Positionen über 
die weiterzuentwickelnde Strategie des internationalen 
Militäreinsatzes in Afghanistan deutlich. Darüber hinaus 
wollten die Mitglieder der Deutsch-Kanadischen Parla- 
mentariergruppe während ihres Aufenthalts in ihrem Part- 
nerland vor allem Informationen über die dortigen Erfah- 
rungen als Einwanderungsland erhalten und Konzepte zur 
Integration von Migranten sowohl auf dem Arbeitsmarkt 
als auch in die Gesellschaft kennenlemen. Die kanadi- 
schen Gesprächspartner warben darüber hinaus für einen 
verstärkten Jugendaustausch und intensivere akademi- 
sche Beziehungen mit Deutschland. Sie baten außerdem 
um Erläuterungen der politischen Konzepte von Bundes- 
tag und Bundesregierung zum Klimawandel und zur För- 
derung emeuerbarer Energien. Schließlich war die Zu- 
kunft des kommerziellen Walfangs Gegenstand mehrerer 
kontroverser Gespräche. 

Parlamentarier gruppe Maghreb-Staaten 

(Algerien, Libyen, Marokko, Mauretanien, Tunesien) 

Während des Besuchs einer Delegation der algerischen 
Nationalversammlung im Oktober 2008 in Berlin wurden 
aktuelle innen- und außenpolitische Themen mit Vertre- 


tern verschiedener Ausschüsse des Bundestages, von Mi- 
nisterien und Nichtregierungsorganisationen erörtert. Im 
Zentrum des Interesses standen dabei bildungs- und wirt- 
schaftspolitische Fragen, das globale Vorgehen gegen den 
internationalen Terrorismus, aber auch (von deutscher 
Seite angesprochen) die Rolle Algeriens im Westsahara- 
konflikt. 

Ebenfalls im Oktober 2008 informierten sich Mitglieder 
der Parlamentariergruppe im Rahmen einer Delegations- 
reise nach Marokko und Libyen über die innen- und 
außenpolitische Situation dieser beiden Länder. Bei den 
Gesprächen in Marokko ging es im Wesentlichen um 
Maßnahmen zur Armutsbekämpfüng und um den West- 
saharakonflikt. Ferner konnten sich die Bundestags- 
abgeordneten ausführlich über den Fortgang der Untersu- 
chungen der Menschenrechtsverletzungen informieren, 
die zwischen 1956 und 1999 in den sogenannten bleier- 
nen Jahren begangen wurden, ln Libyen stand die Mittel- 
meerunion im Mittelpunkt der Diskussionen, die von 
Libyen nicht unterstützt wird, da sowohl die Zusammen- 
setzung als auch die Verhandlungsführung der Union von 
libyscher Seite nicht akzeptiert werden. 

Deutsch-Maltesische Parlamentariergruppe 

Im Mittelpunkt der Arbeit dieser Parlamentariergruppe 
steht der Ausbau der deutsch-maltesischen Zusammen- 
arbeit in politischer, wirtschaftlicher und wissenschaftli- 
cher Hinsicht. Einen Schwerpunkt bilden die Intensivie- 
rung der Forschungszusammenarbeit und die universitäre 
Kooperation. Seit dem EU-B eitritt im Jahre 2004 gelten 
auch für Malfa die europäischen Bestimmungen, die das 
kleinsfe Land der Europäischen Union vor neue Heraus- 
forderungen sfellen. Während einer Delegafionsreise 
nach Malfa im März 2009 haben sich die Bundesfagsab- 
geordnefen in zahlreichen Gesprächen ein Bild von der 
Sifuation der illegalen Einwanderung auf Malfa gemacht. 
Die Delegation bekam den Eindruck, dass Malta gerade 
in Zeiten der Wirtschaftskrise den Strom an Flüchtlingen 
nicht mehr bewältigen kann und auf intensive Hilfe durch 
die europäischen Staaten angewiesen ist. Seit Winter 
2008 verschlechterte sich nach Ansicht der Gesprächs- 
partner die Lage, da so viele Einwanderer wie nie zuvor 
Malta erreicht hätten. Die Drohung einiger internationaler 
Organisationen, das Land zu verlassen, wenn sich die hu- 
manitären Bedingungen für die Flüchtlinge nicht verbes- 
sere, habe die Befürchtung einer Verschlimmerung der 
Situation der einheimischen Bevölkerung und der Ein- 
wanderer ausgelöst. Ein weiteres Thema der Reise war 
der Austausch über Möglichkeiten des Umweltschutzes 
für Malta. Das Land leidet unter einem großen Mangel an 
Wasser; die Energie- und Wasserkosten sind für große 
Teile der Bevölkerung nicht mehr bezahlbar. In diesem 
Zusammenhang regte die Delegation an, auf Malta die 
Möglichkeiten von Solar- und Windenergie zu nutzen. 

Deutsch-Mexikanische Parlamentariergruppe 

Wiederholt hat sich die Deutsch-Mexikanische Parlamen- 
tariergruppe in der Berichtszeit mit zentralen Problemen 
der mexikanischen Innenpolitik befasst; allen voran mit 
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der Sicherheitslage, die durch Drogenschmuggel, organi- 
sierte Kriminalität und deren Bekämpfung durch die 
mexikanische Armee gekennzeichnet ist, sowie mit der 
Zukunft der Energieversorgung. Beide Problemkreise 
wurden ausführlich beim Besuch einer vierköpfigen De- 
legation der Mexikanisch-Deutschen Freundschafts- 
gruppe des Nationalkongresses im Januar 2009 in 
Deutschland erörtert. Eine Reihe von Gesprächspartnern 
würdigte die Bemühungen Mexikos, als wichtigstes Tran- 
sitland für Drogen in die USA gegen die mächtigen Kar- 
telle vorzugehen, äußerten sich dabei aber auch besorgt 
über die mit dem Militäreinsatz vielfach verbundenen 
Menschenrechtsverletzungen. Mitglieder des Bundesta- 
ges wie der Bundesregierung setzen sich für eine grund- 
sätzliche Energiereform in Mexiko und einen verstärkten 
Einsatz von emeuerbaren Energien ein, da sich die bisher 
erschlossenen Ölreserven in absehbarer Zeit erschöpfen 
werden. Ausdrücklich warben sie für eine Beteiligung an 
der Internationalen Agentur für Emeuerbare Energien 
(IRENA). Weitere Schwerpunkte des Besuchs lagen für 
die mexikanischen Abgeordneten in der Information über 
das deutsche duale Ausbildungssystem sowie über kom- 
munale Infrastruktur und Versorgung. 

Deutsch-Mittelamerikanische Parlamentariergruppe 

(Belize, Costa Rica, Dominikanische Republik, 

El Salvador, Guatemala, Haiti, Honduras, Jamaika, 

Kuba, Nicaragua, Panama) 

Die Entwicklung der Länder Mittelamerikas und der Ka- 
ribik in politischer, wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht 
ist Gegenstand der Arbeit in dieser Parlamentariergruppe. 
Mit Haiti und Nicaragua besuchte eine Delegation im Ja- 
nuar/Februar 2009 die beiden ärmsten Länder der westli- 
chen Hemisphäre. Daher standen in Haiti auch die Ar- 
mutsbekämpfung, die unterschiedlichen Anstrengungen 
deutscher wie internationaler Hilfsorganisationen sowie 
die Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen im 
Mittelpunkt der Gespräche der Bundestagsabgeordneten. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt der Entwicklungszusam- 
menarbeit mit Haiti ist der Katastrophenschutz, ln dem 
Zusammenhang spielt die grenzüberschreitende Zusam- 
menarbeit mit der Dominikanischen Republik eine wich- 
tige Rolle. Vor Ort konnte sich die Delegation einen Ein- 
druck der Verwüstungen durch die Wirbelstürme des 
Herbstes 2008 sowie von grenzüberschreitenden Projek- 
ten verschaffen. Die deutschen Abgeordneten stimmten 
mit ihren haitianischen Gesprächspartnern aus Parlament 
und Regierung darin überein, dass politische Konsolidie- 
rung und soziale Perspektiven einander bedingen und 
wichtige Voraussetzungen für ein Ende der extremen Ar- 
mut und der tagtäglichen Gewalt sind. 

Die politischen Gespräche in Nicaragua drehten sich 
hauptsächlich um die von der Opposition und der interna- 
tionalen Gemeinschaft erhobenen Vorwürfe des Wahlbe- 
trugs bei den Kommunalwahlen im November 2008. Be- 
reits im Vorfeld der Wahlen war es zu Verstößen gegen 
demokratische Regeln gekommen. Als Konsequenz hatte 
die EU ihre Budgethilfe für Nicaragua eingestellt. Im Par- 
lament wiesen Vertreter der sandinistischen Regierung 
und der Regierungsparteien die Vorwürfe wiederholt zu- 


rück und versuchten, diese zu entkräften. Die Delegation 
aus dem Bundestag thematisierte außerdem das gerade im 
nicaraguanischen Parlament verabschiedete rigide Abtrei- 
bungsgesetz, das Abtreibung auch bei medizinischer Indi- 
kation unter Strafe stellt. Gesprächsthema war zudem die 
mögliche Ausgestaltung eines Assoziierungsabkommens 
zwischen Zentralamerika und der EU. Daneben infor- 
mierten sich die Abgeordneten über wichtige Projekte der 
nachhaltigen Ressourcermutzung, die von der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit gemeinsam mit nicaragua- 
nischen Partnern getragen werden. 

Deutsch-Niederländische Parlamentarier gruppe 

Die Deutsch-Niederländische Parlamentariergruppe ver- 
steht sich als Forum für den Meinungsaustausch auf par- 
lamentarischer Ebene zwischen Abgeordneten beider 
Länder. Beim Berlinbesuch einer Delegation von Abge- 
ordneten der Zweiten Kammer des Niederländischen Par- 
laments im März 2009 wurden verschiedene Themen von 
bilateralem Interesse behandelt. Die Diskussionen über 
die Energieversorgungssicherheit der Zukunft und über 
die Strategien zur Bewältigung der Folgen der Finanz- 
krise ergaben ähnliche Fragestellungen, Standpunkte und 
Interessenlagen auf niederländischer und deutscher Seite. 
Ein weiterer Programmpunkt war der Erfahrungsaus- 
tausch über die unterschiedlichen Wege zur Integration 
von Menschen mit Migrationshintergrund. Darüber hi- 
naus wurde über die Bildungspolitik in Deutschland ge- 
sprochen, wobei das System der beruflichen Bildung, 
Modelle zur Förderung benachteiligter Jugendlicher 
sowie Maßnahmen aus dem Konjunkturpaket der Bun- 
desregierung eine besondere Rolle spielten. Außerdem 
erörterten die Abgeordneten - anknüpfend an die bereits 
im Oktober 2007 in Den Haag diskutierten Fragen - den 
Stand des Ausbaus der Schienenverkehrsverbindungen 
„Betuwe-Linie“ und „Eiserner Rhein“. 

Deutsch-Nordische Parlamentariergruppe 

(Dänemark, Finnland, Island, Norwegen, Schweden) 

Die Deutsch-Nordische Parlamentariergruppe steht im re- 
gelmäßigen Kontakt zu den Botschaften der nordischen 
Länder sowie zu Parlamentariern aus der Region, die sich 
zu Besuchen in Deutschland aufhalten, und verfolgt so 
die politischen Entwicklungen in den Ländern. Bei zahl- 
reichen Gesprächsterminen ging es um die Themen Ener- 
giepolitik und Umweltschutz, aber auch um Fragen der 
Sozialsysteme sowie um die Auswirkungen der Finanz- 
und Wirtschaftskrise, insbesondere in Island. Der Besuch 
einer Delegation von Abgeordneten des norwegischen 
Storfing im Februar 2008 befasste sich in einem Fachge- 
spräch eingehend mit Fragen der Energiepolitik und des 
Klimawandels, bei dem die unterschiedlichen Ansätze in 
Deutschland und in Norwegen zur Sprache kamen. Diese 
Themen waren auch Gegenstand eines Gesprächs, das die 
norwegischen Abgeordneten mit Experten des Auswärti- 
gen Amts führten, die sich - nicht zuletzt wegen der 
Implikationen für Frieden und Sicherheit - für ein inter- 
nationales Abkommen zum Klimaschutz aussprachen. 
Weitere Informationsgespräche kreisten um die Zukunfts- 
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fahigkeit der Gesundheitsversorgung und die dazu nöti- 
gen Reformen sowie um Arbeitsmarktstrategien. 

Klimawandel und Energiepolitik standen im Mittelpunkt 
einer Delegationsreise im Juni 2008. Sie diente dazu, sieh 
über die jeweilige Strategie Dänemarks einsehließlieh 
Grönland und Islands zu informieren, mit der der globa- 
len Herausforderung stetig steigender Energiepreise und 
sieh besehleunigender klimatiseher Veränderungen be- 
gegnet wird. Die Delegation maehte sieh mit den neuen 
Teehnologien in diesem Sektor vertraut und zeigte sieh 
beeindruekt von den Erfolgen bei den Bemühungen die- 
ser nordisehen Länder, einen immer größeren Anteil an 
emeuerbaren Energien einzusetzen und gleiehzeitig den 
Anteil an fossilen Brennstoffen weiter zu reduzieren. 
Aber aueh das sieh bereits zu diesem Zeitpunkt abzeieh- 
nende Ende der Jahre des wirtsehaftliehen Booms und die 
damit verbundene Frage einer denkbaren zukünftigen 
Mitgliedsehaft Islands in der EU wurde von den Abge- 
ordneten thematisiert. 

Parlamentarier gruppe Östliches Afrika 

(Äthiopien, Burundi, Dschibuti, Eritrea, Kenia, Ruanda, 
Somalia, Sudan, Uganda) 

Ein Fokus der Arbeit der Parlamentariergruppe lag wei- 
terhin auf den kriegerisehen Auseinandersetzungen im 
Sudan und in Somalia sowie auf dem Grenzkonflikt zwi- 
sehen Äthiopien und Eritrea und den damit verbundenen 
Mensehenreehtsverletzungen. Aber aueh der völlig uner- 
wartete Gewaltausbrueh naeh den Präsidentsehafts- und 
Parlamentswahlen im als stabil geltenden Kenia hat ge- 
zeigt, wie fragil die politisehe Lage in diesen Staaten ist. 
Die Parlamentariergruppe stößt dabei immer wieder auf 
die Frage eines friedliehen Zusammenlebens der zahlrei- 
ehen versehiedenen Ethnien. Eine Hauptaufgabe sieht sie 
darin, Staaten beim Aufbau demokratiseher Staatsformen 
und bei der wirtsehaftliehen Entwieklung zu unterstützen. 
Einen weiteren Sehwerpunkt bildet die Entwieklungszu- 
sammenarbeit auf den Gebieten Friedenssieherung, Kon- 
fliktprävention, Umweltsehutz sowie Verbesserung der 
Infrastruktur. 

Auf der Delegationsreise naeh Äthiopien im März 2008 
spielte zum einen die innenpolitisehe Situation vor den 
anstehenden Kommunalwahlen bei dem Hintergrund der 
Auseinandersetzungen über den Ausgang der Parlaments- 
wahlen 2005 eine Rolle. Die Delegation gewann den Ein- 
druek, dass sieh das Land in einer relativ stabilen politi- 
sehen Periode befindet, die potenziellen Auswirkungen 
demographiseher Versehiebungen zugunsten islamiseher 
Bevölkerungsanteile allerdings unsieher sind. Zum ande- 
ren wurde das Verhältnis zu den Naehbam Sudan und So- 
malia, die Krisensituation in diesen Ländern sowie das 
gestörte Verhältnis zu Eritrea thematisiert. Die Einfiuss- 
mögliehkeiten auf den Sudan seheinen begrenzt, die 
friedliehe Beilegung des Grenzkonflikts mit Eritrea dürfte 
noeh einige Zeit auf sieh warten lassen. 

Das Hauptinteresse aller Gespräehspartner einer keniani- 
sehen Abgeordnetendelegation, die sieh im September 
2008 in Deutsehland aufhielt, war gekennzeiehnet dureh 
die politisehe Situation naeh den ethnisehen Unruhen in- 


folge der Wahlen. Alle Mitglieder der Delegation waren 
Angehörige einer großen Koalition, die seit März 2008 
im Amt ist, und interessierten sieh sehr für die Arbeif der 
großen Koalition in Deutsehland. Sie baten die deutsehen 
Gespräehspartner um weitere Unterstützung bei der De- 
mokratieimplementierung. Außerdem plädierten sie 
dafür, die vom Auswärtigen Amf naeh den Unmhen ver- 
öffentliehfen Reisewamungen aufzuheben, weil die Tou- 
ristengebiefe von den Unruhen nieht betroffen gewesen 
seien und der Tourismus eine der Haupteinnahmequellen 
Kenias darstelle. 

Bei dem Delegationsbesueh äthiopiseher Abgeordneter 
im Dezember 2008 hat sieh der Eindruek verstärkt, dass 
immer noeh zahlreiehe Probleme zwisehen Äthiopien und 
Somalia sowie Eritrea bestehen. Außerdem wurde die 
Gelegenheit genutzt, sieh über mögliehe Maßnahmen ge- 
gen Piraterie vor den Küsten Somalias austausehen. Die 
Delegation aus Äthiopien konnte sieh in zahlreiehen Ge- 
spräehen über demokratisehe Grundsätze, den Föderalis- 
mus und die Arbeitsweise des Parlaments informieren. 
Von deutseher Seite wurde das geplante Gesetz zur Rege- 
lung der Arbeit für Niehtregierungsorganisafionen kriti- 
siert. 

Deutsch-Polnische Parlamentarier gruppe 

Im März 2009 besuchte eine Delegation der Polnisch- 
Deutschen Parlamentariergruppe aus dem Sejm Berlin 
und Niedersachsen. Das Thema „Erinnerungskultur in 
Europa“ und die europäische Energiesicherheit standen 
im Mittelpunkt der Gespräche in Berlin. Die Aktivitäten 
des Bundes der Vertriebenen wurden von den polnischen 
Abgeordneten mehrfach scharf kritisiert. Die Mitglieder 
der Deutsch-Polnischen Parlamentariergruppe des Bun- 
destages bezogen unterschiedliche Positionen hierzu. An- 
lässlich eines Besuchs des Georg-Eckert-lnstituts für in- 
temafionale Schulbuchforschung informierten sich die 
Abgeordneten über das Projekt eines deutsch-polnischen 
Geschichtsbuchs. Die polnischen und die deutschen Par- 
lamentariergruppenmitglieder stimmten darin überein, 
dass das Verhältnis zwischen beiden Ländern durch einen 
verstärkten Jugendaustausch, die Unterstützung der Ar- 
beit des Deutsch-Polnischen Jugendwerks und die Inten- 
sivierung von Städtepartnerschaften weiter verbessert 
werden kann. 

Deutsch-Rumänische Parlamentariergruppe 

Im Rahmen einer Delegationsreise der Parlamentarier- 
gruppe nach Rumänien im Herbst 2008 nahmen die Bun- 
destagsabgeordneten an den von der Deutschen Botschaft 
in Bukarest ausgerichteten Feierlichkeiten zum Tag der 
Deutschen Einheit teil. Die hohe Wertschätzung der ru- 
mänischen Gesprächspartner für das wiedervereinigfe 
Deufschland wurde dabei deuflich zum Ausdruck ge- 
bracht. Neben politischen Gesprächen in Bukarest trugen 
Aufenthalte im ländlichen Raum und in verschiedenen 
mittelgroßen Städten Rumäniens dazu bei, dass sich die 
Delegation ein Bild von der schlechten Lage großer Teile 
der rumänischen Bevölkerung machen konnte. Die stark 
verbreitete Korruption war ein wichtiges Thema der Ge- 
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spräche der Delegationsmitglieder mit rumänischen Par- 
lamentariern und Regierungsmitgliedem. Die deutsche 
Seite wies zudem immer wieder darauf hin, dass in den 
Bereichen Sozial- und Gesundheitspolitik sowie bei der 
Unterstützung von Menschen mit Behinderungen Verbes- 
serungen nötig seien. Der nur schrittweise vorangehende 
Prozess der EU-lntegration Rumäniens wurde von den 
deutschen Parlamentariern problematisiert, wogegen die 
Mehrzahl der rumänischen Gesprächspartner diesbezüg- 
lich eine eher optimistische Sichtweise vertrat. Spannun- 
gen zwischen Rumänien und der Republik Moldau waren 
ebenfalls Gesprächsthema, ln Rumänien besteht Besorg- 
nis über den Erhalt der kulturellen Identität der Rumänen, 
die in der Republik Moldau die Bevölkerungsmehrheit 
stellen. Im Donaudelta informierte sich die Delegation 
über das dortige Biosphärenreservat und die Chancen für 
einen nachhaltigen Tourismus in der Region. Auf dem 
Programm standen zudem Gespräche mit Vertretern der 
deutschen Minderheit. 

Deutsch-Russische Parlameutariergruppe 

Die Wahl von US-Präsident Barack Obama sowie die glo- 
bale Finanzkrise standen im Mittelpunkt aller Gespräche, 
die Abgeordnete der russischen Staatsduma während ih- 
res Gegenbesuchs in Deutschland im November 2008 
führten. Trotz unterschiedlicher Auffassungen in vielen 
wichtigen Politikfeldem signalisierten die russischen Par- 
lamentarier ihre Bereitschaft zur Verbesserung der derzei- 
tig schlechten Beziehungen zwischen Russland und den 
USA. Sie bewerteten den neuen US-Präsidenten positiv 
im Hinblick darauf, dass er der Außenpolitik seines Lan- 
des einen großen Stellenwert gebe, äußerten sich aber zu- 
gleich skeptisch angesichts seiner politischen Unerfah- 
renheit. Die deutsche Seite kritisierte die Reaktion 
Russlands auf den Konflikt mit Georgien im Südkaukasus 
als unangemessen und konstatierte einen Rückgang des 
Interesses an ausländischen Investitionen in Russland seit 
Ausbruch des Konflikts. Weitere Gesprächsthemen waren 
das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwi- 
schen der EU und Russland, die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen sowie die Vorbereitung der Olympi- 
schen Winterspiele 2014 in Sotschi. Die deutschen und 
russischen Abgeordneten verabredeten für die weitere Ar- 
beit in ihren Parlamentariergruppen, gemeinsame Lösun- 
gen für die Bekämpfung von in beiden Ländern bestehen- 
den Vorurteilen und Problemen zu finden. 

Parlamentariergruppe SADC-Staaten 

(Angola, Botsuana, Demokratische Republik Kongo, 
Lesotho, Madagaskar, Malawi, Mauritius, Mosambik, 
Namibia, Sambia, Seychellen, Simbabwe, Südafrika, 
Swasiland, Tansania) 

Einen Schwerpunkt der Arbeit der Parlamentariergruppe 
bildete die Vorstellung und Bewertung des von der 
Southern African Development Community (SADC) un- 
ter Führung von Tansania erarbeiteten regionalen strategi- 
schen Entwicklungsplans. Damit sollen u. a. Armut und 
Krankheiten bekämpft und die demokratische, wirtschaftli- 
che und kulturelle Entwicklung der Länder dieser Region 


vorangetrieben werden. Weiteres Schwerpunktthema der 
Parlamentariergruppe sind die Menschenrechtsverletzun- 
gen in einigen der SADC-Mitgliedstaaten. Insbesondere 
Frauen und Kinder werden in den Bürgerkriegsgebieten 
systematisch misshandelt. Der Parlamentariergruppe ist 
es ein Anliegen, Möglichkeiten zur medizinischen und 
psychologischen Betreuung der Opfer zu finden. 

Vom Problem der Massenvergewaltigungen und dem 
Umgang damit in Parlament und Regierung konnte sich 
die Parlamentariergruppe bei ihrer Delegationsreise in die 
Demokratische Republik Kongo im April 2008 ein Bild 
machen. Dabei wurden auch Gespräche im besonders kri- 
sengeschüttelten Ostkongo geführt, wo die Menschen- 
rechtssituation weiterhin völlig unbefriedigend ist. Die 
Delegation konnte feststellen, dass erst langsam ein Be- 
wusstseinswandel in Bezug auf die Verantwortung der 
Regierung und der demokratischen Instanzen für die Be- 
endigung der Menschenrechtsverletzungen einsetzt, aber 
auch, dass sich Opfer vermehrt an Hilfsorganisationen 
wenden. Die Delegation bezeichnete die demokratische 
Entwicklung als stagnierend, nachdem man nach den er- 
folgreich verlaufenden Wahlen 2006 noch Zeichen der 
Ermutigung und Beruhigung gesehen hatte. 

Während einer Delegationsreise nach Angola, Namibia 
und Südafrika im Juli 2009 diskutierten die Bundestags- 
abgeordneten in Gesprächen mit Regionalorganisationen 
wie dem SADC-Tribunal, dem SADC Parliamentary Fo- 
rum und der Southern Africa Customs Union die Hinder- 
nisse und Perspektiven für eine weitere Integration der 
SADC-Staaten. Die Delegationsmitglieder gewannen so- 
wohl in der angolanischen Hauptstadt Luanda als auch in 
ländlichen Gebieten einen Eindruck davon, wie stark die 
Infrastruktur des Landes nach einem fast dreißigjährigen 
Bürgerkrieg immer noch zerstört ist. Wirtschaftliches 
Wachstum trägt nur in geringem Maße zur Verbesserung 
der Lebenssituation der Mehrheit der Bevölkerung bei. 
Der Präsident der angolanischen Nationalversammlung 
und eine große Zahl von angolanischen Abgeordneten äu- 
ßerten starkes Interesse an einer Vertiefung der beidersei- 
tigen parlamentarischen Kontakte. Ähnlich verhielten 
sich die Vertreter des Parlaments von Namibia, wo die 
Delegation verschiedene Gespräche zu den Themen gute 
Regierungs führung, Stärkung rechts staatlicher Institutio- 
nen und Programme zur Eindämmung von HIV/AIDS 
führte. Bei einem mehrstündigen Treffen mit oppositio- 
nellen Abgeordneten des Movement for Democratic 
Change aus Simbabwe, die dafür eigens nach Johannes- 
burg gereist waren, gelang es, detaillierte Informationen 
über die von außen schwer zu beurteilende politische 
Lage in Simbabwe zu erhalten. 

Deutsch-Schweizerische Parlamentariergruppe 

Auch in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode blieb die 
Kontroverse um die Anfiugsregelung für den Flughafen 
Zürich-Kloten zentrales Thema der Arbeit der Deutsch- 
Schweizerischen Parlamentariergruppe. Im Rahmen einer 
Delegationsreise im September 2008 verschafften sich 
die Abgeordneten vor Ort in einem intensiven Meinungs- 
austausch mit allen beteiligten Seiten ein Bild von den 



Drucksache 16/14145 


- 28 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


unterschiedlichen Positionen. Dabei bestand zwischen 
deutschen und schweizerischen Parlamentariern Konsens 
über die Notwendigkeit, dieses Thema - angesichts eines 
ansonsten außerordentlich guten bilateralen Verhältnisses - 
ohne weitere Verzögerungen auf dem Verhandlungsweg 
durch die Regierungen beider Staaten zu regeln. Darüber 
hinaus konnte die Delegationsreise für Gespräche über 
Steuerpolitik und das Bankgeheimnis genutzt werden, 
wozu es in Deutschland und der Schweiz voneinander ab- 
weichende Auffassungen gab. Weiterhin wurde am Bei- 
spiel eines schweizerischen Unternehmens, das Standorte 
in Deutschland, anderen europäischen Ländern sowie in 
Übersee hat, über grenzüberschreitende wirtschaftliche 
Zusammenarbeit diskutiert. Hierbei wurde besonders auf 
Chancen und Herausforderungen bei Investitionen in den 
östlichen Bundesländern eingegangen. 

Deutsch-Spanische Parlamentariergruppe 

Das deutsche föderale Sysfem isf ein wichtiger Bezugs- 
punkt für Spanien, wo die Frage der polifischen Gewich- 
tung zwischen Nationalstaat und autonomen Regionen 
die politische Agenda auch 30 Jahre nach Inkrafttreten 
der demokratischen Verfassung von 1978 bestimmt. Die 
Ausgestaltung des Föderalismus einerseits und der Auto- 
nomien andererseits stand daher auch im Mittelpunkt der 
Delegationsreise der Deutsch-Spanischen Parlamentarier- 
gruppe im September/Oktober 2008. Neben der Haupt- 
stadt Madrid besuchten die Abgeordneten die beiden au- 
tonomen Regionen Baskenland und Navarra. Das in 
Spanien besonders schwierige Thema der nationalen 
Identität beherrschte die Gespräche mit den Vertretern al- 
ler größeren politischen Parteien auf den drei Reisestatio- 
nen. Besonders im Baskenland wurde deutlich, dass die 
damit verbundene extremistische Gewalt weniger mit 
konkreten politischen Forderungen als vielmehr mit einer 
Art Gewalttradition zu begründen ist; denn der Grad an 
Autonomie sowohl in finanzieller wie auch in kultureller 
Hinsicht ist sehr hoch und übertrifft beispielsweise den 
der deutschen Bundesländer bei weitem. Weitere Themen 
waren die Bemühungen um eine gesellschaftliche und ju- 
ristische Aufarbeitung der Verbrechen aus der Zeit des 
Bürgerkriegs und der nachfolgenden Diktatur unter 
Franco sowie die Arbeit der deutschen Kultur- und Wis- 
senschaftsinstitute vor Ort. 

Deutsch-Südamerikanische Parlamentariergruppe 

(Argentinien, Bolivien, Chile, Ecuador, Guyana, 
Kolumbien, Paraguay, Peru, Suriname, Uruguay, 
Venezuela) 

ln den Gesprächen der Deutsch-Südamerikanischen Par- 
lamentariergruppe mit Abgeordneten, Botschaftern und 
Vertretern der Zivilgesellschaft aus den Ländern Südame- 
rikas geht es regelmäßig um die in mehreren Staaten statt- 
findenden Prozesse von verfassungsgebenden Versamm- 
lungen sowie um die Bemühungen dieser Staaten um eine 
modernere und gerechtere Gesellschaft. Die neue bolivia- 
nische Verfassung stand daher auch im Mittelpunkt des 
Besuchs einer Delegation der Bolivianisch-Deutschen 
Freundschaftsgruppe des bolivianischen Abgeordneten- 


hauses im September 2008. Eine Reihe von Mitgliedern 
des Bundestages nutzte die Gelegenheit, um sich aus ers- 
ter Hand über die äußerst zugespitzte innenpolitische 
Lage in Bolivien zu informieren, ln Anbetracht der dorti- 
gen konfliktgeladenen Situation war es bemerkenswert, 
dass die fraktionsübergreifende Delegation bei ihrem Be- 
such in Deutschland als geschlossene Gruppe auftrat. Die 
bolivianischen Abgeordneten führten darüber hinaus 
zahlreiche Informationsgespräche, die sich u. a. mit den 
Themen emeuerbare Energien, Zertifizierung und Ver- 
marktung von biologisch angebauten Lebensmitteln, dua- 
les Ausbildungssystem sowie konkrete Maßnahmen der 
WirtschaflsfÖrderung befassten. 

Mit Ecuador und Kolumbien besuchte eine Delegation 
der Deutsch- Südamerikanischen Parlamentariergruppe 
im August/September 2008 zwei Länder, die seit dem ko- 
lumbianischen Angriff auf ein Lager der Guerillaorgani- 
sation PARC auf ecuadorianischem Boden im März 2008 
keine diplomatischen Beziehungen mehr zueinander un- 
terhalten. Ein zentrales Gesprächsthema in Ecuador war 
das wichtigste Reformprojekt der Regierung, nämlich die 
Ausarbeitung einer neuen Verfassung. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Gespräche galt der Initiative der ecuado- 
rianischen Regierung, das inmitten eines Nationalparks im 
Amazonasgebiet gelegene Ölfeld Ishpingo, Tambococha- 
Tiputini (ITT) nicht zu erschließen, wenn die internatio- 
nale Gemeinschaft für die Hälfte der Einnahmeausfälle 
durch die Nichterschließung aufkommt. Mit der als „ITT- 
Projekt“ bezeichneten Initiative hatte sich der Deutsche 
Bundestag bereits im Juni 2008 in einem fraktionsüber- 
greifenden Antrag befasst und grundsätzliches Interesse 
bekundet (Bundestagsdrucksache 16/9758). ln zahlrei- 
chen Gesprächen wurde deutlich, dass noch viele Fragen 
geklärt werden müssen, bevor konkrete Zusagen gemacht 
werden können, ln Kolumbien machte sich die Delega- 
tion vor Ort ein Bild von der verbesserten Sicherheits- 
und Wirtschaftslage. Sie informierte sich in diesem Zu- 
sammenhang über den deutschen Beitrag zur Krisenprä- 
vention und Konfliktbewältigung. 

Deutsch-Südasiatische Parlamentariergruppe 

(Afghanistan, Bangladesch, Nepal, Pakistan, Sri Lanka) 

Die Parlamentariergruppe verfolgt die politische Ent- 
wicklung in den Ländern Südasiens mit großer Aufmerk- 
samkeit und kommt in Berlin regelmäßig mit Vertretern 
von Politik und Zivilgesellschaft aus der Region zusam- 
men. Die demokratische Entwicklung in Pakistan und 
Bangladesch mit dementsprechend durchgeführten Parla- 
mentswahlen in Pakistan (Frühjahr 2008) beziehungs- 
weise in Bangladesch (Winter 2008) und anschließenden 
geordneten Regierungswechseln war daher auch aus- 
schlaggebend für die Entscheidung, beide Länder im Fe- 
bruar 2009 zu besuchen, ln zahlreichen hochrangigen Ge- 
sprächen, u. a. mit dem Premierminister in Islamabad und 
der Premierministerin in Dhaka, wurden die Bekämpfung 
der extremen Armut und die Schaffung von Zukunftsper- 
spektiven für die größtenfeils junge Bevölkerung in 
diesen muslimischen, aber befonf säkularen Sfaafen als 
Themen von größter Bedeutung erörtert. Die Bundestags- 
abgeordneten stimmten mit ihren Gesprächspartnern 
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darin überein, dass Fortsehritte in dieser Hinsieht die viel- 
leieht wichtigste Vorbedingung sind, um der Herausfor- 
derung der islamistischen Gewalt zu begegnen, die vor 
allem Pakistan bedroht, ln Pakistan besuchte die Delega- 
tion außerdem Lahore und Karachi, wo sie mit wichtigen 
Vertretern der Opposition, der Wirtschaft und der Zivilge- 
sellschaft (Anwaltsbewegung) zusammenkam. Bei dem 
Besuch in Bangladesch bildete die deutsche Entwick- 
lungszusammenarbeit, die sich für die Überwindung der 
strukturellen Probleme einsetzt, einen weiteren Schwer- 
punkt der Begegnungen. 

Der partnerschaftliche Austausch mit den Parlamentari- 
ern aus der Region konnte beim anschließenden Besuch 
von sieben Abgeordneten des nationalen Parlaments von 
Bangladesch in Berlin im Mai 2009 fortgesetzt und ver- 
tieft werden. Die Abgeordneten nutzten die Gelegenheit 
zum Gespräch mit verschiedenen Gremien des Bundesta- 
ges sowie Vertretern der Bundesregierung und informier- 
ten sich eingehend über weitergehende Kooperations- 
möglichkeiten zwischen Deutschland und Bangladesch. 
Besuche im Bundesrat und im brandenburgischen Land- 
tag in Potsdam ermöglichten außerdem eine ausführliche 
Beschäftigung mit dem deutschen föderalen System. 

Deutsch-Südkaukasische Parlameutariergruppe 

(Armenien, Aserbaidschan, Georgien) 

Die Intensivierung der parlamentarischen Kontakte und 
die Förderung der angestrebten Einbindung Aserbaid- 
schans in die europäischen Strukturen standen im Mittel- 
punkt des Besuchs der aserbaidschanischen Freund- 
schaflsgruppe im März 2009 in Deutschland. Zentrale 
Gesprächsthemen waren der Konflikt um Berg-Karabach 
und die Bemühungen der deutschen Seite, als „einfaches 
Mitglied“ der OSZE-Minsk-Gruppe zu einer friedlichen 
Lösung des Konflikts beizutragen, ln Berlin wurden The- 
men wie die europäische Nachbarschaftspolitik, das par- 
lamentarische Regierungssystem und die Rechtsstaatlich- 
keit in der Bundesrepublik Deutschland mit den 
Gesprächspartnern aus Bundestagsausschüssen, Fraktio- 
nen sowie politischen Stiftungen aufgegriffen und erör- 
tert. Vor dem Hintergrund ihrer eigenen Geschichte erga- 
ben sich für die aserbaidschanischen Parlamenfarier bei 
Gesprächen mif Verfrefem und Verfreferinnen des Landfa- 
ges im brandenburgischen Pofsdam interessanfe Erkennt- 
nisse, da die dortigen Erfahrungen beim Aufbau demo- 
kratischer Strukturen und Institutionen sehr praxisnah 
erläutert wurden. Ein Besuch armenischer Abgeordneter 
im November 2008 diente dem vertieften Meinungsaus- 
tausch über die zum Teil konflikthafte Lage im Südkau- 
kasus. Zudem wurden immer wieder die Vertreibungen 
und Massaker an den Armeniern im Jahr 1915 themati- 
siert. Die armenischen Parlamentarier erinnerten in die- 
sem Zusammenhang an die seit Ende des 19. Jahrhun- 
derts gewährte Unterstützung des armenischen Volkes 
durch den deutschen Theologen und Gelehrten Johannes 
Lepsius. Ebenso würdigten sie das heutige Verständnis 
Deutschlands für die Vergangenheif und gegenwärtige Si- 
tuation der Armenier. Es komme u. a. in der Behandlung 
der Massaker und Deportationen im schulischen Ge- 
schichtsunterricht zum Ausdruck, obwohl türkische Poli- 
tiker daran Kritik übten. 


Parlamentarischer Freundeskreis Berlin-Taipei 

Im September 2008 hielt sich eine Delegation des Parla- 
mentarischen Freundeskreises Berlin-Taipei in Taiwan 
auf Alle Aktivitäten des Freundeskreises im Berichtszeit- 
raum standen im Zeichen der nach Parlaments- und Präsi- 
dentschaflswahlen veränderten Politik Taiwans gegen- 
über der Volksrepublik (VR) China. Eine Politik der 
kleinen Schritte, die auf Wandel durch Annäherung statt 
auf politische Konfrontation setzt, hat seit 2008 nicht nur 
zu einer Vertiefung der wirtschaftlichen und wissen- 
schaftlichen Kooperation zwischen Taiwan und der VR 
China, sondern auch zu einer deutlichen Entspannung der 
geostrategischen Lage beidseits der Taiwan-Straße ge- 
führt. Die hochrangigen Gesprächspartner der Delegation 
auf Parlaments- und Regierungsebene drängten auf eine 
weniger restriktive Visapraxis der Europäischen Union 
gegenüber Taiwan und auf Unterstützung für die Forde- 
rung nach subsfanzieller Mifarbeif in infemationalen Or- 
ganisationen. Der Prozess der deutschen Wiedervereini- 
gung war für die faiwanische Seife unfer dem Blickwinkel 
der Perspektive der Annäherung zwischen Taiwan und 
der VR China von besonderem Interesse, wobei von allen 
Gesprächspartnern das Modell einer Wiedervereinigung 
unter den Vorzeichen des Systems der VR China abge- 
lehnt wurde. Die Delegation des Parlamentarischen 
Freundeskreises Berlin-Taipei würdigte gegenüber ihren 
Gesprächspartnern die veränderten Beziehungen zwi- 
schen Taiwan und der VR China und ermutigte sie, wei- 
terhin für eine Mifarbeit Taiwans in internationalen Orga- 
nisationen zu werben. Mit der Reise wollten die 
Abgeordneten dazu beigetragen, im Deutschen Bundes- 
tag das Bewusstsein für die besondere Interessenlage Tai- 
wans zu schärfen. 

Deutsch-Tschechische Parlamentariergruppe 

Ein intensiver Informations- und Meinungsaustausch mit 
den tschechischen Partnern zu allen bilateralen Fragen, 
aber auch zu vielfältigen Themen der Innen-, Außen-, 
Europa-, Wirtschafts- und Verkehrspolitik ist das Anlie- 
gen dieser Parlamentariergruppe. Während einer Delega- 
tionsreise nach Prag im September/Oktober 2008, die 
damit im Vorfeld der Übernahme der EU-Ratspräsident- 
schaft durch die Tschechische Republik durchgeführt 
wurde, war die noch ausstehende Ratifizierung des Lissa- 
bon-Vertrages zentrales Thema der Gespräche. Von be- 
sonderem Interesse waren dabei die Entwicklungen, die 
der tschechische Senat mit der von ihm initiierten Überprü- 
fung auf Verfassungskonformitäf durch das obersfe fsche- 
chische Gericht in Gang gesetzt hatte. Die tschechische 
Seite nutzte die Gespräche, um einerseits über die Umset- 
zung der europäischen Dienstleistungsrichtlinie in nationa- 
les tschechisches Recht zu informieren und andererseits 
Kritik an der eingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit 
für fschechische Bürger zu üben. 

Deutsch-Türkische Parlamentariergruppe 

Im Mai 2009 erfolgte der Gegenbesuch einer türkischen 
Delegation nach einer Reise deutscher Abgeordneter im 
April 2007. Während ihres Aufenthaltes in Berlin hatte 
die Delegation der Interparlamentarischen Türkisch- 
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Deutschen Freundschaftsgruppe der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei eine Vielzahl von Begegnungen mit 
Bundestagsabgeordneten. Im Zentrum der Gespräche 
stand der EU-Beitrittswunsch der Türkei, wobei in die- 
sem Zusammenhang auch die Zypemproblematik, die 
Kurden-Frage sowie die Einhaltung der Menschenrechte 
in der Türkei erörtert wurden. Von türkischer Seite waren 
ferner das deutsche Zuwanderungsgesetz, die Frage der 
Integration türkischer Migranten in Deutschland sowie 
die beabsichtigte Vorgehensweise im Hinblick auf Visa- 
erleichterungen nach dem „Soysal-Urteil“ des Europäi- 
schen Gerichtshofes vom Februar 2009 von besonderem 
Interesse. 

Deutsch-Ukrainische Parlamentariergruppe 

Im Rahmen des Besuchs einer Delegation der Ukrainisch- 
Deutschen Freundschaftsgruppe im Juni 2008 in Deutsch- 
land waren für die Abgeordneten der mögliche Beitritt 
der Ukraine in die NATO und zur EU sowie energie- und 
wirtschaftspolitische Fragen von besonderem Interesse. 
Gespräche mit Vertretern des brandenburgischen Landta- 
ges hatten neben dem Anliegen der Verbesserung der 
Handelsbeziehungen den deutschen Föderalismus zum 
Inhalt. Die Teilnahme der Delegation am 3. Ukraine-Tag 
in Berlin (16. Juni 2008) bot den Mitgliedern der beiden 
Parlamentariergruppen Gelegenheit, mit Experten aus 
beiden Ländern Fragen der Annäherung und der Vertie- 
fung der politischen und wirtschaftlichen Kooperation zu 
diskutieren. 

Nach der Auflösung des Parlaments in Kiew sollte eine 
Delegationsreise im Oktober 2008 die Bedeutung eines 
parlamentarischen Meinungsaustausches gerade in Kri- 
senzeiten unterstreichen. Im Mittelpunkt der Gespräche 
standen neben der innenpolitischen Lage in der Ukraine 
die außenpolitischen Zielsetzungen des Landes. Hier wa- 
ren insbesondere die Auswirkungen der globalen Finanz- 
marktkrise sowie die wirtschaftlichen, kulturellen und 
bildungspolitischen Beziehungen zwischen der Ukraine 
und Deutschland von Interesse. Die Delegation machte 
mehrfach ihr Anliegen deutlich, dass die Reformprozesse 
in der Ukraine unabhängig vom „Membership-Action- 
Plan“ der NATO und des perspektivischen Beitritts der 
Ukraine zur EU auf keinen Fall gebremst werden dürften. 
Dies betrachten die beiden Parlamentariergruppen als ge- 
meinsame Aufgabe für die nächsfen Jahre. 

Deutsch-Ungarische Parlamentariergruppe 

Die Vertiefung der ohnehin sehr guten Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und Ungarn auf der Ebene der beiden 
Parlamente ist ein wichtiges Anliegen dieser Parlamen- 
tariergruppe. Beim Deutschlandbesuch einer Delegation 
ungarischer Abgeordneter im Oktober 2008 wurde über 
den Ausbau der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die 
Ausdehnung der Städte- und Schulpartnerschaften und 
die Erweiterung des touristischen Angebots Ungarns für 
Besucher aus Deutschland gesprochen. Mit Blick auf die 
Rolle Ungarns in der Europäischen Union und seine Ver- 
bindungen zu den östlichen Nachbarn sowie den Balkan- 
staaten lag ein weiterer thematischer Schwerpunkt auf der 


europäischen Nachbarschaftspolitik. Dabei wurde auch 
die Situation der ungarischen Minderheiten in diesen 
Ländern diskutiert. Gesprächsgegenstand waren zudem 
die Feierlichkeiten zum 20-jährigen Jubiläum der Öff- 
nung der Sperranlagen an der ungarisch-österreichischen 
Grenze im August 2009. 

Parlamentariergruppe USA 

Im Jahr 2008 feierte das Congress-Bundestag-Seminar 
seinen 25. Geburtstag. Das Congress-Bundestag-Seminar 
findet jährlich wechselnd in den USA und Deutschland 
statt und bietet Kongressabgeordneten der Congressional 
Study Group on Germany die Möglichkeit, sich intensiv 
mit Bundestagsabgeordneten der Parlamentariergruppe 
USA auszutauschen. Im Verlauf von 25 Jahren ist ein 
Netzwerk politischer und persönlicher Beziehungen ent- 
standen, das seine Haltbarkeit auch in Zeiten transatlanti- 
scher Dissonanzen bewiesen hat. Die Arbeit der beiden 
Parlamentariergruppen wurde anlässlich des 25. Con- 
gress-Bundestag-Seminars, das in Washington und Utah 
stattfand, im Rahmen einer Feierstunde u. a. durch den 
Bundestagspräsidenten Prof Dr. Norbert Lammert ge- 
würdigt. Die Congress-Bundestag-Seminare, die einen 
tiefgehenden Meinungsaustausch in eher informeller At- 
mosphäre ermöglichen, greifen jeweils Themen auf, die 
für Transaflantiker beider Seifen von großer Bedeutung 
sind: zum Beispiel Strategien und Zukunft des internatio- 
nalen Einsatzes in Afghanistan, die veränderte Rolle Chi- 
nas in der internationalen Staatengemeinschaft, Konzepte 
zur Verminderung des Konfiiktpotenzials im Nahen und 
Mittleren Osten, Klimawandel und Förderung emeuerba- 
rer Energien. Die Teilnehmer am Seminar nehmen sich 
aber auch Zeit, ihr Verständnis für das jeweils andere 
Land zu vertiefen, indem sie zum Beispiel über die Rolle 
der Religion in der amerikanischen Politik oder die unter- 
schiedlichen Bildungssysteme sprechen. Beim 26. Con- 
gress-Bundestag Seminar, das im Mai 2009 in Berlin und 
Köln stattfand, standen die Auswirkungen der internatio- 
nalen Finanz- und Wirtschaftskrise auf die USA und 
Deutschland sowie die unterschiedlichen Konzepte zu ih- 
rer Bewältigung auf der Agenda. Da Präsident Barack 
Obama und die Demokratische Partei eine grundlegende 
Reform des Gesundheitswesens anstreben, informierten 
sich die Mitglieder der Congressional Study Group on 
Germany zudem über die Grundlagen des Gesundheits- 
systems und der Krankenversicherung in Deutschland. 

Parlamentariergruppe West- und Zentralafrika 

(Aquatorialguinea, Benin, Burkina Faso, Cöte d ’lvoire, 
Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Kame- 
run, Kap Verde, Kongo/Brazzaville, Liberia, Mali, Niger, 
Nigeria, Senegal, Sierra Leone, Togo, Tschad, Zentral- 
afrikanische Republik) 

ln dem Bemühen um die Intensivierung der Beziehungen 
zu den Mitgliedstaaten der Parlamentariergruppe be- 
suchte eine Delegation im November 2008 Togo, Benin 
und Mali, ln Togo standen bei den Treffen mit Vertretern 
der Regierung und der Opposition die Kommunalwahlen, 
die zum Zeitpunkt der Reise bevorstanden, im Mittel- 
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punkt. Während bei einem Kurzaufenthalt in Benin der 
Aufbau der Infrastruktur zur Stärkung der Wirtsehaft des 
Landes als Transitland mit Zugang zum Meer erörtert 
wurde, bildeten in Mali neben dem Dezentralisierungs- 
prozess aueh Fragen zur Einhaltung der Mensehenreehte, 
insbesondere die Absehaffung der weibliehen Genitalver- 
stümmelung, Gespräehssehwerpunkte. 

Im Mai 2009 fanden während des Besuehes einer Delega- 
tion der gabunisehen Nationalversammlung in Berlin 
zahlreiehe Gespräehe mit Mitgliedern versehiedener 
Faehaussehüsse des Deutsehen Bundestages und Vertre- 
tern der Ministerien statt, in denen es unter u. a. um die 
Wiederaufnahme der Entwieklungshilfe für Gabun und 
um bildungspolitisehe Themen ging. 

Im Juni 2009 hielt sieh eine Delegation in Guinea auf, wo 
zuvor im Dezember 2008 ein Militärputseh stattgefunden 
hatte. Im Mittelpunkt der informellen Gespräehe stand 
die Einhaltung der Zusage dureh die Junta und die Über- 
gangsregierung, Parlamentswahlen im Herbst 2009 bezie- 
hungsweise Präsidentsehaftswahlen im Dezember 2009 
durehzuführen. Naeh den Gespräehen mit den guinei- 
sehen Maehthabem war der Optimismus hinsiehtlieh de- 
mokratiseher Entwieklungen in dem Land bei den Bun- 
destagsabgeordneten eher verhalten. 

Deutsch-Zentralasiatische Parlamentarier gruppe 

(Kasachstan, Kirgisistan, Mongolei, Tadschikistan, Turk- 
menistan, Usbekistan) 

Der erste Besueh einer turkmenisehen Parlamentarier- 
gruppe im Deutsehen Bundestag im März 2008 hatte sei- 
nen Sehwerpunkt in wirtsehaftspolitisehen Fragestellun- 
gen. Zudem bestand auf turkmeniseher Seite großes 
Interesse an den Themen Bildung, Klimasehutz und alter- 
native Energien. Diese Themenbereiehe konnten in inten- 
siven Gespräehsrunden mit Abgeordneten des Bundes- 
tages und während weiterer Termine in Berlin und im 
Bundesland Baden- Württemberg behandelt werden, ln 
Gespräehen mit Abgeordneten versehiedener Faehaus- 
sehüsse gewannen die turkmenisehen Parlamentarier ei- 
nen Eindruek von der Arbeit des Bundestages. Mitglieder 
der Deutseh-Zentralasiatisehen Parlamentariergruppe und 
des Aussehusses für Mensehenreehte und humanitäre 
Hilfe drangen auf eine Verbesserung der mensehenreeht- 
liehen Lage, insbesondere der Situation politiseher Häft- 
linge, in Turkmenistan. 

Naeh der Ausarbeitung der EU-Zentralasienstrategie un- 
ter der deutsehen EU-Ratspräsidentsehaft 2007, die zum 
ersten Mal politisehe Leitlinien für ein wesentlieh größe- 
res Engagement der EU in Zentralasien festlegte, diente 
die Delegationsreise naeh Usbekistan und Turkmenistan 
im Juli 2008 der Intensivierung parlamentariseher Bezie- 
hungen zu beiden Ländern. Fragen der Demokratieent- 
wieklung, der Reehtsstaatliehkeit und der Entwieklung 
des parlamentarisehen Systems standen im Mittelpunkt 
der Gespräehe. ln Usbekistan wurde zusätzlieh ein 
Sehwerpunkt auf die Weiterentwieklung von Ökonomie 
und Ökologie gelegt. Deshalb besuehte die Parlamen- 
tariergruppe Projekte mit deutscher Beteiligung im Süd- 
westen des Landes, die Weiterbildung fördern und den 


ökologischen Wiederaufbau der Land- und Wassemut- 
zung am Aralsee unterstützen. 

Im Rahmen eines Gegenbesuchs kamen Abgeordnete des 
kirgisischen Parlaments im Dezember 2008 nach Berlin 
und Brandenburg. Sie betonten, die Demokratie sei nach 
15 Jahren noch relativ jung in Kirgisistan, aber das Land 
habe trotz vieler rechtsstaatlicher Defizite durchaus eine 
Reihe von Fortschritten aufzuweisen. Umso mehr waren 
die kirgisischen Parlamentarier an Erfahrungen mit 
rechtsstaatlichen Normen in einem „westlichen Staat“ 
wie Deutschland interessiert. Treffen mit kommunalen 
und landespolitischen Vertretern Brandenburgs dienten 
dem Kennenlemen föderaler Strukturen, der kommunalen 
Selbstverwaltung und des Finanzausgleichs zwischen den 
verschiedenen staatlichen Ebenen. Neben ausführlichen 
Informationsgesprächen mit Abgeordneten des Auswärti- 
gen Ausschusses sowie des Ausschusses für Menschen- 
rechte und humanitäre Hilfe im Deutschen Bundestag galt 
das besondere Interesse der kirgisischen Delegation der 
Arbeit des Petitionsausschusses. 

6 Einzeldienstreisen der Abgeordneten 

Wie die Delegationsreisen sind auch die Einzeldienstrei- 
sen der Abgeordneten als Mitglieder ihrer jeweiligen 
Ausschüsse vorrangig auf die Informationsgewinnung so- 
wie den Erfahrungs- und Meinungsaustausch gerichtet. 
Diese Reisen dienen außerdem der Stärkung der Wahr- 
nehmung der Kontrollfunktion gegenüber der Regierung 
durch die Abgeordneten. Denn eine unmittelbare und 
möglichst wenig gefilterte Informationsgewinnung zur 
politischen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen Lage 
in den jeweiligen Staaten und Regionen ist häufig nur auf 
diese Weise erreichbar. 

Die im Berichtszeitraum von den Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages durchgeführten Einzeldienstreisen 
sind angesichts der Themen, mit denen sich die Abgeord- 
neten im Rahmen ihrer Mandatsausübung befassen, viel- 
fältig und weit gefasst. Zunehmend bilden die Einladun- 
gen zu Kolloquien und Konferenzen zu einer Vielzahl 
von Themen den Anlass für Einzeldienstreisen von Abge- 
ordneten. Zudem haben Abgeordnete immer wieder Gele- 
genheit, Reisen des Bundespräsidenten, der Bundeskanz- 
lerin oder anderer Mitglieder der Bundesregierung zu 
begleiten. 

Aufgrund der Vielzahl und der großen Themenbreite wer- 
den die Einzeldienstreisen des Berichtszeitraums im Fol- 
genden nur exemplarisch und nach regionalen Aspekten 
grob gegliedert dargestellt. 

Europa 

Brüssel war - insbesondere wegen der dort ansässigen In- 
stitutionen der Europäischen Union - wie in den vorange- 
gangenen Berichtszeiträumen eines der Hauptziele der 
Reisen von Abgeordneten, ln zahlreichen Gesprächsrun- 
den wurden mit Vertretern der Europäischen Kommission 
und des Europäischen Parlaments Themen der Europapo- 
litik, der Finanz-, Steuer- und Wirtschaftspolitik sowie 
der Arbeits- und Sozialpolitik erörtert. Darüber hinaus 
nahmen Mitglieder des Bundestages an Konferenzen der 
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EU-Mitgliedstaaten sowie an anderen Parlamentariertref- 
fen teil und besuchten dort ansässige Einrichtungen der 
Europäischen Union. Anlässe für Reisen nach Brüssel 
waren u. a. auch Sitzungen des Europäischen Präsidiums 
der Global Parliamentarians on Habitat, die Konferenz 
„The Role of New EU Member States in EU-Africa 
Development Policy“, das Brüssel Forum 2009, auf dem 
aktuelle Fragen der transatlantischen Agenda diskutiert 
wurden, sowie die Strategiekonferenz des Parlamentarier- 
netzwerkes GLOBE Europe zur Abstimmung der parla- 
mentarischen Aktivitäten für ein Post-Kyoto-Klimaab- 
kommen. 

Ein umfangreiches und vielfältiges Themenspektrum 
führte Abgeordnete in das Nachbarland Frankreich. So 
nahmen Mitglieder des Bundestages in Paris an Vorsit- 
zendenkonferenzen der Ausschüsse für Soziales, Auswär- 
tiges, Europa, Finanzen, Recht, Inneres und Verteidigung 
der EU-Mitgliedstaaten und des Europäischen Parlaments 
im Zusammenhang mit der französischen Ratspräsident- 
schafl in der Europäischen Union teil. Auch wurde das 
deutsche Parlament bei den Feierlichkeiten anlässlich des 
50-jährigen Bestehens der Deutschen Schule im Mai 
2008 in Paris vertreten. Dienstreisen wurden zudem so- 
wohl für die Teilnahme an der 200. Tagung des Rates der 
Europäischen Weltraumorganisation ESA als auch an der 
in Paris stattfindenden Konferenz des Global Fund 
Europe zum Thema Malaria durchgeführt sowie für den 
Besuch der Musikmesse MIDEM in Cannes und der Rüs- 
tungsmesse EUROSATORY 2008 in Paris. Ein Abgeord- 
neter reiste im Januar 2009 nach Toulouse, um Gespräche 
über Fragen der deutsch-französischen Zusammenarbeit 
zu führen. Ein anderes Mitglied des Bundestages be- 
suchte das französische atomare Versuchsendlager Bure 
in Lothringen. 

Im Februar 2008 reiste ein Mitglied des Ausschusses für 
Umwelf, Nafurschufz und Reakforsicherheif nach Lon- 
don, um mit Vertretern der britischen Regierung über die 
Gründung einer Internationalen Agentur für Emeuerbare 
Energien (IRENA) zu sprechen. Einen Monat später 
nahm ein Bundestagsabgeordneter die Gelegenheit wahr, 
anlässlich der Eröffnung der Cranach-Aussfellung in 
London kulturpolitische Gespräche zu führen. Bei einem 
weiferen Besuch Großbrifanniens ging es in einem Ge- 
spräch mif dem Vorsifzenden des Nachhaltigkeifsrafes in 
Großbritannien um die britische Politik in den Bereichen 
Klimawandel und emeuerbare Energien sowie insbeson- 
dere um Kontroll- und Prüfverfahren in der Nachhaltig- 
keitsstrategie. Zu einem Treffen mit den für die Kontrolle 
europäischer Gesetzgebung zuständigen Mitgliedern des 
britischen Unterhauses sowie mit Europapolitikem aller 
Parteien reiste ein Mitglied des Ausschusses für die An- 
gelegenheiten der Europäischen Union nach Großbritan- 
nien. Auf einer Konferenz in London diskutierten 
deutsche Parlamentarier über die Bekämpfung des Anti- 
semitismus. Ein Innenpolitiker aus dem Bundestag nahm 
auf Einladung des Vorsitzenden des Innenausschusses im 
britischen Unterhaus an einem Seminar über den Kampf 
gegen den Menschenhandel teil. 


Fragen der Kultur- und Bildungspolitik standen im Mit- 
telpunkt verschiedener Dienstreisen nach Italien. So be- 
suchten Abgeordnete die Goethe-Institute in Italien, um 
sich durch Gespräche mit Vertretern dieser Einrichtungen 
über den Reformprozess der Institute zu informieren. An- 
dere Parlamentarier reisten nach Loveno di Menaggio 
und Venedig, um den Bundestag auf Veranstaltungen der 
Villa Vigoni sowie auf der 53. Biennale zu vertreten. Im 
Juni 2008 nahmen Abgeordnete als Mitglieder der deut- 
schen Delegation an einer internationalen Konferenz der 
Emähmngs- und Landwirtschaflsorganisation der Verein- 
ten Nationen (FAO) zum Thema „Weltemährangssiche- 
mng: Herausforderangen durch Klimawandel und Bio- 
energie“ in Rom teil. Die europäische Zusammenarbeit in 
den Bereichen Wirtschaft und Kultur stand im Mittel- 
punkt von Gesprächen eines europapolitischen Abgeord- 
neten mit Vertretern der italienischen Regierung und Ver- 
waltung. Ein Mitglied des Verteidigungsausschusses 
besuchte in Neapel Dienststellen der NATO. 

Gespräche über die haushaltspolitischen Aspekte der ge- 
planten Einführung des Euro sowie über den Beitritt Li- 
tauens zum Schengener Abkommen standen im Mittel- 
punkt einer Dienstreise nach Vilnius. Auf einer anderen 
Reise zu außenpolitischen Themen wurden mit dem Au- 
ßenminister und Parlamentariern Litauens Fragen der Be- 
ziehungen zu Deutschland erörtert. Eine Konferenz zum 
Thema Bioenergie war Anlass für eine Dienstreise im 
April 2009. 

Die Position der neuen polnischen Regierung innerhalb 
der Europäischen Union und gegenüber Russland sowie 
die bilateralen Beziehungen zu Deutschland standen im 
Vordergrund der Gespräche, die ein Abgeordneter Anfang 
April 2008 mit Vertretern der polnischen Regierung, der 
deutsch-polnischen Handelskammer und der deutschen 
Wirtschaft in Warschau führte. Eine andere Reise nach 
Warschau diente der Vorbereitung einer für den Herbst 
2008 geplanten gemeinsamen Sitzung der Europaaus- 
schüsse der Parlamente Frankreichs, Polens und Deutsch- 
lands. An der polnisch-weißrassischen Grenzstation 
Terespol informierte sich ein Abgeordneter über die 
Aktivitäten der Europäischen Grenzschutzagentur 
FRONTEX. Mitglieder des Bundestages nahmen im De- 
zember 2008 am High-Level- Segment auf Ministerebene 
der 14. Vertragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkon- 
vention teil. Gespräche über die deutsch-polnischen Be- 
ziehungen und die Vertiefung regelmäßiger politischer 
Kontakte standen im Mittelpunkt weiterer Dienstreisen 
nach Polen. 

Reisen nach Rumänien und Bulgarien fanden im Kontext 
des Beitritts dieser Länder zur Europäischen Union zum 
1 . Januar 2007 statt. Die Beziehungen zu den Mitgliedern 
der Europäischen Union, die bilateralen Beziehungen zu 
Deutschland sowie zwischen Rumänien und Bulgarien, 
der Stand der inneren Reformprozesse sowie die Kon- 
trolle und Verwendung von Mitteln der Europäischen 
Union standen daher auf dem Gesprächsprogramm der 
Abgeordneten, die nach Bukarest und Sofia reisten, um 
politische Gespräche mit Vertretern der Regierungen und 
der Parlamente Rumäniens und Bulgariens zu führen. 
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Mitglieder aller im Bundestag vertretenen Fraktionen 
reisten aueh in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode 
naeh Russland, um politisehe Gespräehe mit Vertretern 
der Regierung und der Staatsduma sowie mit Repräsen- 
tanten von Niehtregierungs-, Bürger- und Mensehen- 
reehtsorganisationen sowie Oppositionsparteien zu füh- 
ren. Hierbei standen u. a. die deutseh-russisehen 
Beziehungen, die Situation nach den Präsidentschafts- 
wahlen, die russischen Vorstellungen zum Nahostkon- 
flikt, der Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Eur- 
opa (KSE- Vertrag), die Menschenrechtslage in Russland 
sowie Fragen des Eigentums, der Wirtschaft, des Trans- 
ports und der Logistik im Mittelpunkt des Interesses. Da- 
rüber hinaus war der Deutsche Bundestag auch auf der 
Konferenz über die demografische Herausforderung in 
Russland und in den Ländern der Europäischen Union, 
der Ostseepipeline-Konferenz, der 2. Deutsch-Russischen 
Rohstoff-Konferenz, der interparlamentarischen Kon- 
ferenz zum Thema „Das Projekt Nordeuropäische Gaslei- 
tung“ und auf dem 1. Deutsch-Russischen Joumalisten- 
Symposium vertreten. 

Die aktuelle politische Lage nach der Wahl des neuen 
Staatspräsidenten, die Annäherung Serbiens an die Euro- 
päische Union, die Einbindung in regionale Organisatio- 
nen und Initiativen sowie die politische Entwicklung im 
Kosovo standen im Mittelpunkt der Gespräche, die Mit- 
glieder des Auswärtigen Ausschusses und des Ausschus- 
ses für die Angelegenheiten der Europäischen Union in 
Serbien führten. 

Während der EU-Ratspräsidentschaft Sloweniens im ers- 
ten Halbjahr 2008 fanden in Ljubljana Konferenzen der 
Vorsitzenden der Auswärtigen Ausschüsse sowie der 
Europa-, Verteidigungs-, Umwelt-, Bildungs-, Kultur- 
und Landwirtschaftsausschüsse der nationalen Parla- 
mente der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie 
des Europäischen Parlaments statt, zu denen der Bundes- 
tag Mitglieder seiner entsprechenden Gremien entsandte. 
Außerdem nahmen Mitglieder des Ausschusses für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie des Aus- 
schusses für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union im Januar bzw. Juni 2008 an einem interparlamen- 
tarischen Treffen zur Energie- und Klimapolitik sowie an 
einer Konferenz zum Thema Bioenergie in Ljubljana teil. 

Aktuelle Themen europäischer Politik und der Energie- 
Außenpolitik erörterte ein Mitglied des Bundestages in 
Madrid mit Vertretern spanischer Ministerien. Ein Mit- 
glied des Unterausschusses für Abrüstung, Rüstungskon- 
trolle und Nichtverbreitung des Auswärtigen Ausschusses 
reiste zur Teilnahme an einem Diskussionsfomm zur ge- 
genwärtigen Lage der Klein- und Leichtwaffenproblema- 
tik nach Barcelona. Ein anderer Abgeordneter prüfte bei 
einem Besuch deutscher Einrichtungen in Madrid die An- 
gemessenheit der dafür im Efaf des Auswärtigen Amfs 
vorgesehenen Haushalfsmittel. Konsulfationsgespräche 
über die Gründung einer Infemationalen Agentur für Er- 
neuerbare Energien führte ein Mitglied des Umweltaus- 
schusses mit Vertretern der spanischen Regierung. Der 
Bundestag war auf dem 4. Internationalen Steuerberater- 
kongress und auf der 23. Europäischen Konferenz für So- 


larenergie ebenso verfrefen wie auf dem High Level Mee- 
ting einer Konferenz über Emähmngssichemng, zu der 
ein Abgeordneter die Bundesministerin für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und Entwicklung begleitete. 

Der Stand der Beitrittsverhandlungen zur Europäischen 
Union war eines der wichtigsten Gesprächthemen von 
Abgeordneten auf ihren Reisen in die Türkei. Im Oktober 
2008 diskutierte ein Mitglied des Ausschusses für die An- 
gelegenheifen der Europäischen Union den Fortschrifts- 
bericht der Europäischen Kommission zum EU-Beitritt 
mit Vertretern der türkischen Regierung und anderer In- 
stitutionen. Im März 2008 und im März/ April 2009 be- 
gleiteten Abgeordnete Vertreter der Bundesregierung auf 
ihren Reisen zu familien- bzw. integrationspolitischen 
Themen. Ein anderes Mitglied des Bundestages erörterte 
im März 2009 Probleme der Wasserversorgung auf dem 
5. Weltwasserfomm in Istanbul. 

Konferenzen und Tagungen führten Bundestagsabgeord- 
nete in die Ukraine. Im April 2008 referierte ein Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses auf einer Konferenz des 
ukrainischen Parlamentes zur Problematik eines mögli- 
chen NATO-Beitritts der Ukraine und zu Fragen der euro- 
päischen Sicherheit. Um Konflikte in der Schwarzmeer- 
region ging es auf einer internationalen Konferenz in 
Odessa. Ein Mitglied des Ausschusses für Menschen- 
rechte und humanitäre Hilfe nahm im Oktober 2008 in 
Kiew an einer internationalen Konferenz zum Thema 
„Promoting Human Rights for Lesbian and Gays in 
Ukraine“ teil. 

Afrika 

Auch in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode infor- 
mierten sich deutsche Parlamentarier auf ihren Reisen 
über die politische und gesellschaftliche Entwicklung so- 
wie über die gegenwärtige Situation auf dem afrikani- 
schen Kontinent. 

Im Juli 2008 reiste ein Abgeordneter nach Kairo, um die 
zuständigen ägyptischen Regiemngsmitglieder wegen der 
Einrichtung einer internationalen Agentur für Emeuer- 
bare Energien zu konsultieren und den Leiter der nationa- 
len ägyptischen Behörde für Emeuerbare Energien zu 
freffen. 

Um die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 
ging es im dritten „High Level Forum on Aid Effective- 
ness“, zu dem zwei Mitglieder des Bundestages die Bun- 
desministerin für wirtschaffliche Zusammenarbeif und 
Enfwicklung nach Accra in Ghana begleifefen. 

Ein Mitglied des Unterausschusses Auswärtige Kultur- 
und Bildungspolitik des Auswärtigen Ausschusses reiste 
im Frühjahr 2009 nach Burkina Faso, um den Aufbau ei- 
nes Netzwerkes zwischen deutschen und afrikanischen 
Akteuren aus Kunst und Kultur voranzubringen und an 
dem afrikanischen Kultur- und Filmfestival FESPACO 
teilzunehmen. 

Zu einer internationalen Konferenz zur Stärkung von 
Frauen in Fühmngspositionen und Einbeziehung dieser 
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Frauen in alle Angelegenheiten der Friedens- und Sieher- 
heitspolitik des Landes reiste eine Abgeordnete naeh 
Monrovia in Liberia. 

Gespräehe über Fragen der Migration und der Naehbar- 
sehaftspolitik führte ein Mitglied des Aussehusses für die 
Angelegenheifen der Europäisehen Union im Mai 2009 in 
Marokko. 

Einladungen der Deufsehen Welthungerhilfe (DWHH), 
sieh vor Ort über die von der DWHH durehgeführte Auf- 
klärungs- und Präventionskampagne „Virus Free Genera- 
tion“ zu informieren, und des Organisationskomitees der 
internationalen enviroWater 2009, an der enviroWater- 
Konferenz teilzunehmen, waren Anlässe für Diensfreisen 
naeh Südafrika. 

Die mensehenreehtliehe und humanifäre Lage sfand im 
Miffelpunkf der Gespräehe, die Mifglieder des Aussehus- 
ses für Mensehenreehfe und humanifäre Hilfe im Sudan 
führten. Ein Abgeordneter reiste in den Sudan, um im 
Vorfeld der Besehlüsse des Bundestages über die weitere 
Beteiligung der Bundeswehr an den Militärmissionen 
UNAMID und UNMIS die Lage vor Ort zu erkunden und 
sieh über die Erfahrungen bei der Beteiligung an den Mi- 
litärmissionen zu informieren. 

Nordamerika 

Abgeordnete aller im Bundestag vertretenen Fraktionen 
reisten in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode aus den 
versehiedensten Anlässen in die USA. Zahlreiehe Ge- 
spräehstermine und Treffen mit hoehrangigen Vertretern 
der Regierung und des Kongresses dienten der Informa- 
tion und dem regelmäßigen Meinungsaustauseh sowie der 
Vertiefung der bestehenden Kontakte mit der amerikani- 
sehen Seite. So spraehen die Bundestagsabgeordneten 
beispielsweise über die Konfliktherde Naher Osten, Irak, 
Iran, Afghanistan und Kosovo, das politisehe Engage- 
ment des transatlantisehen Partners im Irak und Afghanis- 
tan, die weitere Zusammenarbeit Deutsehlands und der 
USA in der NATO, das US Missile Defense Program, kli- 
masehutzpolitisehe Themen sowie über das Gefangenen- 
lager Guantanamo auf Kuba. Ein Innenpolitiker aus dem 
Bundestag führte Gespräehe über Terrorismusbe- 
kämpfung, Grenzsieherung, Migration und Integration. 
Aktueller Gespräehsbedarf ergab sieh für die deutsehen 
Parlamentarier aus den amerikanisehen Wahlen, dem Re- 
gierungsweehsel und der Situation naeh den Wahlen. 

Einzeldienstreisen in die USA fanden u. a. aueh zu Faeh- 
gespräehen mit Vertretern von Banken, Finanzinvestoren, 
kulturellen Einriehtungen und anderen Organisationen 
sowie zur Teilnahme an internationalen Konferenzen 
statt. Zwei Mitglieder des Bundestages besuehten im 
Spätsommer 2008 die Parteitage der Demokraten und der 
Republikaner zur Nominierung der Präsidentsehaftskan- 
didaten. 

Mittel- und Südamerika 

Im Februar 2008 nahmen zwei Umweltpolitiker aus dem 
Deutsehen Bundestag an einer Umweltkonferenz in Bra- 


silien teil, bei der es um die Weiterentwieklung eines 
internationalen Klimasehutzregimes sowie Fragen des in- 
ternationalen Kohlenstoffmarktes, der Nutzung von Bio- 
kraftstoffen und des internationalen Sehutzes des Regen- 
waldes ging. Ende April 2008 begleiteten Mitglieder des 
Aussehusses für Umwelt, Natursehutz und Reaktorsieher- 
heit den Bundesumweltminister auf seiner Reise naeh 
Brasilien zum Thema Biodiversität. Ein Mitglied des 
Aussehusses für Verkehr, Bau und Sfadtenfwieklung ver- 
trat den Bundestag auf einer internationalen Biotreibstoff- 
konferenz, informierte sieh bei dieser Gelegenheit über 
Aktivitäten deutseher Unternehmen in Brasilien und be- 
suehte eine Reihe von Sozialprojekten im Raum Sao 
Paulo. Mitglieder des Unteraussehusses Auswärtige Kul- 
tur- und Bildungspolitik des Auswärtigen Aussehusses 
besuehten im April 2009 deutsehe Sehulen in Eeuador. 

Die Themenkomplexe „Ländliehe Entwieklung“ und 
„Hungerbekämpfung“ sowie die Orientierung der deut- 
sehen Entwieklungszusammenarbeit standen im Mittel- 
punkt einer Reise, die ein Mitglied des Aussehusses für 
wirtsehaftliehe Zusammenarbeif und Enfwieklung naeh 
Guafemala durehführte. 

Um die fransaflantisehen Beziehungen ging es auf der 
15. Internationalen Konferenz des Zentrums für Europa- 
sfudien, an der zwei Mifglieder des Bundesfages in 
Havanna auf Kuba feilnahmen. Die Beziehungen zu 
Deufsehland und die Infensivierung des Dialogs der bei- 
den Länder waren Gegenstand der politisehen Gespräehe, 
die ein Europapolitiker des Bundestages auf Kuba führte. 

Asien und Naher Osten 

Bei Reisen naeh Israel und in die Palästinensisehen Ge- 
biete standen in erster Linie sieherheitspolitisehe Gesprä- 
ehe mit Vertretern der Knesset, dem Palästinensisehen 
Legislativrat sowie mit israelisehen, palästinensisehen 
und internationalen Niehtregierungsorganisationen auf 
dem Programm. Die Abgeordneten führten die Gespräehe 
mit dem Ziel, sieh einen Eindruek von der aktuellen Lage 
naeh dem Ausbrueh der Kampfhandlungen im Gaza- 
Streifen zu versehaffen und Konfliktlösungsmögliehkei- 
ten auszuloten. Im März 2008 begleiteten Abgeordnete 
die Bundeskanzlerin bei ihrem Staatsbesueh in Israel. 

Wie bereits im vorangegangenen Beriehtszeitraum fan- 
den aueh in der zweiten Hälfte der 16. Wahlperiode Ein- 
zeldienstreisen in das Krisengebiet Afghanistan statt. Im 
Vorfeld der Verlängerung des ISAF-Mandats der Bundes- 
wehr informierten sieh die Abgeordneten über die Sieher- 
heitslage, den Aufbau der afghanisehen Streitkräfte und 
die deutseh-afghanisehen Aufbauaktivitäten. Die Arbeit 
des deutsehen Polizeiprojekts und der Einsatz von EU- 
ROPOL in Afghanistan gehörten ebenso wie die Arbeit 
und die Anforderungen an Soldatinnen und Soldaten bei 
ihrem Auslandseinsatz zu den Themen, zu denen Dienst- 
reisen durehgeführt wurden. Abgeordnete besuehten aueh 
auf speziell hierfür von der Bundeswehr organisierfen 
Reisen Soldatinnen und Soldaten ihres Wahlkreises, die 
im Rahmen des ISAF-Mandats ihren Dienst in Afghanis- 
tan leisten. 
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Ein Mitglied des Unterausschusses Abrüstung, Rüstungs- 
kontrolle und Nichtverbreitung des Auswärtigen Aus- 
schusses führte in Pakistan politische Gespräche über die 
Rolle Pakistans als Nuklearmacht in der Region, die Ent- 
wicklung des pakistanisch-afghanischen Dialogs, die 
Fortschritte der Grenzsicherung zu Afghanistan und die 
Situation der Flüchtlinge. Gespräche über die Nachbar- 
schaflspolitik Pakistan-Afghanistan mit Vertretern des 
Parlaments und der Regierung standen auch im Mittel- 
punkt der Dienstreise eines weiteren Abgeordneten. Im 
April 2009 begleitete ein Mitglied des Bundestages die 
Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung auf ihrer Reise nach Pakistan. 

Um sich mit der gesellschaftlichen, sozialen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung u. a. am Beispiel Energie ver- 
traut zu machen, reiste ein Parlamentarier im November 
2008 nach Indien. Ein Mitglied des Ausschusses für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nahm im Fe- 
bruar 2009 in Delhi an einem globalen Forum für nach- 
haltige Entwicklung teil. 

Mit großem Interesse verfolgten deutsche Parlamentarier 
das schnelle wirtschaftliche Wachstum sowie die aktuelle 
politische Lage in China. Die deutsch-chinesischen Be- 
ziehungen, die Beziehungen Chinas zur Europäischen 
Union, die wirtschaftliche Entwicklung, die chinesische 
Außenpolitik sowie Fragen der Energie- und Klimapolitik 
gehörten zu den vielfältigen Themen, über die Mitglieder 
aller Bundestagsfraktionen mit hochrangigen chinesi- 
schen Gesprächspartnern diskutierten. Durch die Teil- 
nahme an Tagungen in Peking und Shanghai informierte 
sich eine Abgeordnete über die Lage der Menschenrechte 
und besuchte in diesem Zusammenhang Gebiete, in de- 
nen deutsche humanitäre Hilfe geleistet wurde. Andere 
Abgeordnete begleiteten den Bundespräsidenten sowie 
Mitglieder der Bundesregierung auf ihren Reisen in die 
Volksrepublik China. 

Experten für wirfschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung informierten sich auf ihren Reisen in die vom 
Tsunami betroffenen Gebiete Indonesiens, ob die aus 
Bundesmitteln geleistete Hilfe an den richtigen Stellen 
ansetzt und ob die kurzfristig angelegte Nothilfe sowie 
der längerfristige Wiederaufbau sinnvoll aufeinander ab- 
gestimmt sind. 

Internationale Konferenzen waren Anlässe für Einzel- 
diensfreisen nach Japan. So war der Deufsche Bundesfag 
durch ein Mifglied des Auswärtigen Ausschusses in To- 
kio auf einer Konferenz zur Förderung der Enfwicklung 
Afrikas ebenso verfrefen wie auf der G8-l-5-Parlamenfa- 
rierkonferenz zum Klimaschufz der Umwelt-Parlamenfa- 
rierorganisation GLOBE und einer Konferenz zum 
Thema „Global Energy and Climafe Securify“ durch Um- 
weltpolitiker des Deutschen Bundestages. 

7 Internationale Austauschprogramme 

Der Deutsche Bundestag führt zur Unterstützung auslän- 
discher Parlamente Informationsprogramme durch. Ziel- 
gruppe sind Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbei- 
ter afrikanischer, asiatischer, lateinamerikanischer und 


europäischer Parlamente. Zu einem höchstens einwöchi- 
gen Informationsprogramm werden je zwei Mitarbeiter 
von drei bis vier Parlamenten eingeladen, insbesondere 
aus Ländern, die sich in einer Phase des demokratischen 
Neuaufbaus oder der Umstrukturierung befinden. Die 
Programme informieren über Struktur und Arbeitsweise 
der Bundestagsverwaltung sowie über Stellung und Auf- 
gaben des Parlaments in einer modernen parlamentari- 
schen Demokratie. Inhaltliche Wünsche der eingeladenen 
Parlamente werden berücksichtigt, um den Gästen praxis- 
nahe Anregungen für die organisatorische Ausgesfaltung 
ihrer parlamenfarischen Arbeif geben zu können. Im Be- 
richfszeitraum wurde der Schwerpunkt auf die Länder 
Afghanistan, Irak und Kosovo gelegt. 

Darüber hinaus haben Parlamentsmitarbeiterinnen und -mit- 
arbeiter aus Kambodscha, Malaysia, Vietnam, Namibia, 
Südafrika, Tansania, Uganda, der Türkei, Algerien, 
Marokko, Tunesien, Georgien, Moldau, der Ukraine, 
Burkina Faso, Mali, Niger, Senegal, Chile, Kolumbien, 
Mexiko und Paraguay an Informationsprogrammen der 
Interparlamentarischen Ausbildungshilfe des Deutschen 
Bundestages in Berlin teilgenommen. 

Eine weitere Form der Unterstützung ausländischer Parla- 
mente ist die Entsendung von Verwaltungsmitarbeitem 
des Deutschen Bundestages, die als Kurzzeitexperten 
Programme zur Parlamentsberatung durchführen. Im Be- 
richfszeitraum wurde die Versammlung des Kosovo durch 
Verwaltungsmitarbeifer des Deufschen Bundesfages bera- 
ten. 

Der Deutsche Bundestag arbeitet auch auf der Ebene sei- 
ner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eng mit den Verwal- 
tungen anderer Parlamente zusammen. Dabei dienen die 
jeweiligen Austauschprogramme und wechselseitigen 
Besuche unterschiedlichen Zwecken. 

Ein politischer Austausch wird zwischen dem US-Kon- 
gress, dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat im 
Rahmen des International Visitor Leadership Program des 
US-Department of State durchgeführt. An dem jährlich in 
beide Richtungen stattfindenden zehntägigen Programm 
nahmen jeweils zehn Personen teil: auf amerikanischer 
Seite acht Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Kon- 
gressabgeordneten sowie zwei Angehörige des Congres- 
sional Research Service, auf deutscher Seite zwei Ange- 
hörige der Bundestagsverwaltung, ein Angehöriger der 
Verwaltung des Bundesrates und sieben Mitarbeiter der 
Fraktionen. 

Auf Verwaltungs ebene werden mit den Parlamenten von 
Großbritannien, Frankreich, Irland, Israel, Italien und 
Polen jährlich im Wechsel jeweils einwöchige Mitarbei- 
teraustauschprogramme durchgeführt. Die Verwaltungs- 
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter, die an diesem Erfah- 
rungsaustausch zwischen den Parlamentsverwaltungen 
teilnehmen, lernen in Gesprächen mit ihren Fachkollegen 
Aufbau und Arbeitsweise der Verwaltung des Partnerpar- 
laments kennen, die dabei entstehenden persönlichen 
Kontakte festigen zudem nachhaltig die Arbeitsbeziehun- 
gen zwischen den Parlamentsverwaltungen. 
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Im Berichtszeitraum informierten sich Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Parlamente Frankreichs, Großbritan- 
niens, Irlands, Italiens und Polens über Struktur und Ar- 
beitsweise der Verwaltung des Deutschen Bundestages. 
Im Gegenzug besuchten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Deutschen Bundestages die Parlamente Italiens, 
Polens, Frankreichs und Irlands. 

Der Deutsche Bundestag führt darüber hinaus Austausch- 
programme für junge Menschen durch. In den frühen 
90er Jahren nach Ende des Kalten Krieges hat der Ältes- 
tenrat entschieden, ein Programm für demokratisch 
engagierte Nachwuchskräfte zur Stärkung des Demokra- 
tieaufbaus in Mittel-, Ost- und Südosteuropa aufzulegen. 
Das Projekt ergänzte bereits bestehende Programme mit 
den USA und Frankreich. 

So gibt der Deutsche Bundestag im Rahmen des Interna- 
tionalen Parlaments- Stipendiums (IPS) in Zusammen- 
arbeit mit der Freien Universität Berlin, der Humboldt- 
Universität zu Berlin und der Technischen Universität 
Berlin 120 (2008: 115) ausländischen Hochschulabsol- 
venten aus 28 (2008: 27) Ländern die Gelegenheit, das 
parlamentarische Regierungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland sowie Entscheidungsinhalte und -prozesse 
deutscher Politik kennenzulemen. Das IPS richtet sich an 
hochqualifizierte, engagierte und politisch interessierte 
junge Frauen und Männer, die den Willen haben, die de- 
mokratische Zukunft ihres Landes aktiv und verantwort- 
lich mit zu gestalten. Ziel des Programms, das unter der 
Schirmherrschaft des Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages steht, ist es, die Beziehungen Deutschlands mit den 
teilnehmenden Ländern zu fordern und zu fesfigen. 

Die Hochschulabsolventen richten ihre Bewerbung an die 
deutsche Botschaft in ihrem Heimatland. Dort finden 
auch die Auswahlgespräche vor einer Kommission des 
Deutschen Bundestages statt. Diesem Auswahlgremium 
unter Leitung einer oder eines Abgeordneten gehören 
weiterhin ein Präsidiumsmitglied der beteiligten Berliner 
Hochschulen und ein Vertreter der Bundestagsverwaltung 
an. Außerdem finden während dieser Auswahlreisen Ge- 
spräche mit Parlamentariern, Multiplikatoren des Pro- 
gramms, Alumni-Verbänden sowie Werbeveranstaltungen 
für das IPS in Universifäfen sfatt. 

Das IPS-Programm dauert vom 1 . März bis zum 3 1 . Juli 
eines jeden Jahres. Kernstück des IPS ist eine 15-wöchige 
Tätigkeit bei einem Mitglied des Deutschen Bundestages. 
Die Stipendiatinnen und Stipendiaten werden dabei aktiv 
in die Arbeit eines Abgeordnetenbüros eingebunden. Sie 
begleiten ihre Abgeordneten zu Sitzungen der Aus- 
schüsse, Fraktionen und anderer Gremien und gewinnen 
dadurch Einblicke in die internen Funktionsweisen, Zu- 
sammenhänge und Verfahrensabläufe des Parlaments. 
Ergänzend hierzu besuchen die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer im Laufe des Stipendiums regelmäßig Infor- 
mationsprogramme und Seminare, die der Deutsche Bun- 
destag und die politischen Stiftungen veranstalten. Die 
Stipendiatinnen und Stipendiaten sind außerdem während 
des Sommersemesters an der Humboldt-Universität ein- 
geschrieben und können auch an Vorlesungen und Lehr- 


veranstaltungen an der Freien Universität und der Techni- 
schen Universität teilnehmen. 

Am IPS nehmen jährlich Stipendiatinnen und Stipendia- 
ten aus Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Belarus, 
Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Estland, Frank- 
reich, Georgien, Kasachstan, Kosovo, Kroatien, Lettland, 
Litauen, Mazedonien, Moldau, Montenegro, Polen, Ru- 
mänien, Russland, Serbien, Slowakei, Slowenien, Tsche- 
chien, Ukraine, Ungarn, USA teil. Seit dem Jahrgang 
2009 sind auch Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Is- 
rael im Programm. 

Regelmäßige IPS-Partnerprogramme für deufsche Hoch- 
schulabsolventinnen und Hochschulabsolventen bieten 
das französische, polnische und das ungarische Parlament 
an. 

Das Parlamentarische Patenschaftsprogramm (PPP), ein 
deutsch-amerikanisches Austauschprojekt, richtet sich an 
Schülerinnen und Schüler bzw. junge Berufstätige. Aus 
Anlass des 300. Jahrestages der ersten deutschen Einwan- 
derung in Amerika wurde im Jahre 1983 das PPP gemein- 
sam vom Kongress der Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem Deutschen Bundestag ins Leben gerufen. Dieses 
Austauschprogramm, das unter der Schirmherrschaft des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages steht, soll der 
jungen Generation in beiden Ländern die Bedeutung 
freundschaftlicher Zusammenarbeit, die auf gemeinsa- 
men politischen und kulturellen Wertvorstellungen be- 
ruht, auf anschauliche Weise vermitteln. Jährlich wird 
350 Schülerinnen, Schülern und jungen Berufstätigen ein 
einjähriger Aufenthalt nach dem Prinzip der Gegenseitig- 
keit in den USA und in Deutschland ermöglicht, wo sie in 
Gastfamilien leben. Eine Besonderheit, die dieses Pro- 
gramm von anderen Austauschprogrammen unterschei- 
det, ist die für jeden Stipendiafen übernommene Pafen- 
schaft durch ein Mifglied des Deufschen Bundesfages. 
Der Deufsche Bundesfag erwartef, dass die Stipendiafen 
als junge „Bofschafter“ ihres Landes einen dauerhaften 
Beifrag zur besseren Versfändigung zwischen Deufschen 
und Amerikanern leisfen. 

Eine Delegation des Ältestenrates reist einmal jährlich in 
die Vereinigten Staaten, um die Umsetzung des Pro- 
gramms zu evaluieren und gegebenenfalls Verbesserun- 
gen vorzuschlagen. In mehreren Bundesstaaten führen die 
Äbgeordnefen Gespräche mit den deutschen Stipendiaten 
und ihren Gastfamilien über die Betreuungssituation vor 
Ort. Darüber hinaus finden Begegnungen mit Kongress- 
abgeordneten, Vertretern des Department of State sowie 
Programmverantwortlichen der Austauschorganisatoren 
statt. 

Inzwischen haben mehr als 19 000 Jugendliche beider 
Länder am PPP teilgenommen. Ende Mai 2009 wurde der 
25. Jahrgang amerikanischer PPP-Stipendiaten in Berlin 
vom Bundestagspräsidenten empfangen. Alle Fraktionen 
des Bundestages bekannten sich in einer Plenardebatte 
aus Anlass des PPP- Jubiläums zur besonderen Bedeutung 
des Jugendaustausches für die Forfentwicklung der 
deufsch-amerikanischen Beziehungen. Der Bundesfag er- 
hielf zu der Jubiläumsfeier ein Grußwort von der Spre- 
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cherin des US-Repräsentantenhauses und eine Videobot- 
sehaft der US-Außenministerin. Sie stellten heraus, dass 
das PPP in Amerika einen herausragenden Ruf als ein 
Grundpfeiler der transatlantisehen Beziehungen genießt. 
Außerdem bezeiehneten sie das PPP als erfolgreiehes 
Modell für Austauschprogramme mit anderen Partnerlän- 
dern der USA. 

8 Grundlage der Berichtspflicht 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 118. Sitzung am 
6. November 1992 eine Empfehlung des Ältestenrates 
(Bundestagsdrucksache 12/2665) angenommen und fol- 
genden Beschluss gefasst: 

„Der Präsident des Deutschen Bundestages erstellt in der 
Mitte und zum Ende einer Wahlperiode einen Bericht 
über Auslandsdienstreisen der Mitglieder des Bundesta- 
ges. Dieser Bericht enthält Angaben über die Anzahl und 
die Zielländer der Reisen von Ausschussdelegationen, of- 
fiziellen Delegationen, Parlamentariergruppendelegatio- 
nen sowie Einzeldienstreisen und die damit verbundenen 
Kostenje Haushaltsjahr.“ 

Auf dieser Grundlage sind bisher acht Berichte über Aus- 
landsdienstreisen von Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages vorgelegt worden (Bundestagsdrucksachen 
12/4945, 12/8584, 13/6959, 13/11449, 14/4851, 14/9997, 
15/5056 und 16/7841). Der vorliegende Bericht umfasst 
den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 30. September 
2009. Er legt Rechenschaft über die im Berichtszeitraum 
durchgeführten Auslandsreisen und internationalen Akti- 
vitäten ab. Die Reisen sind nach regionalen oder politi- 
schen Schwerpunkten geordnet und werden exemplarisch 
dargestellt. Die vollständigen Zahlen der Reisen und 
sämtliche Ziele ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 3 der 
statistischen Übersicht, die diesem Bericht am Ende bei- 
gefügt sind. 

9 Rechtsgrundlagen und Genehmigungs- 
verfahren für die Durchführung von 
Auslandsdienstreisen 

Die rechtlichen Grundlagen für die Durchführung von 
Auslandsdienstreisen sind: 

- das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Bundestages (Abgeordnetengesetz - AbgG) vom 
18. Februar 1976 (BGBl. 1 S. 297) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 1996 (BGBl. 1 
S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. August 2005 (BGBl. 1 S. 2482) und 

- die Ausführungsrichtlinien für Reisen von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages nach § 17 AbgG in der 
Fassung vom 18. Dezember 2005 nebst der in der An- 
lage befindlichen Regelungen zum Antrags- und Ge- 
nehmigungsverfahren. 

Gemäß § 17 Absatz 1 AbgG bedürfen Auslandsdienstrei- 
sen der vorherigen Zustimmung des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages. Anträge auf Genehmigung von 


Dienstreisen sind schriftlich an den Bundestagspräsiden- 
ten zu stellen und ausführlich zu begründen. 

Bei Dienstreisen wird zwischen Delegations- und Einzel- 
dienstreisen unterschieden. Um Delegationen handelt es 
sich, wenn sie aus mindestens drei Abgeordneten beste- 
hen, ansonsten handelt es sich um Einzeldienstreisen. Bei 
den Delegationsreisen der Mitglieder der Ausschüsse, des 
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung 
und der Parlamentariergruppen des Deutschen Bundes- 
tages ist für die 16. Wahlperiode eine maximale Delega- 
tionsstärke von sieben Abgeordneten festgelegt worden. 
Bei der Zusammensetzung von Delegationen soll das 
Stärkeverhältnis der Fraktionen im Deutschen Bundestag 
nach Möglichkeit im Haushaltsjahr, zumindest aber in der 
Wahlperiode berücksichtigt werden. Die Entscheidung 
über die Anträge auf Genehmigung von Auslandsdienst- 
reisen trifft der Präsident des Deutschen Bundestages; bei 
Delegationsreisen geschieht dies nach eingehender Erör- 
terung und Beratung im Präsidium. 

Die bilateralen Parlamentariergruppen können im Verlauf 
der Wahlperiode jeweils eine Delegationsreise durchfüh- 
ren, multilaterale Parlamentariergruppen haben die Mög- 
lichkeit, jeweils zwei Delegationsreisen in Staaten aus der 
„Partnerregion“ zu unternehmen. Delegationsreisen der 
Ausschüsse müssen in direktem Zusammenhang mit den 
konkreten Beratungsgegen- ständen des jeweiligen Aus- 
schusses stehen. Eine Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über Ziel und Inhalte einer Delegationsreise erfolgt in der 
Regel in Form einer Pressemitteilung vor Reiseantritt. 
Jede Delegation ist außerdem verpflichtet, dem Bundes- 
tagspräsidenten bis spätestens vier Wochen nach Ende der 
Reise einen schriftlichen Bericht über deren Ablauf und 
Ergebnisse vorzulegen. 

Auslandsdienstreisen einzelner Abgeordneter sind dann 
genehmigungsfähig, wenn die Vorsifzenden und Obleufe 
der Ausschüsse, in denen der Abgeordnefe Mifglied isf 
und in dessen fachlichen Konfexf die Reise fällf, der 
Durchführung der Einzeldiensfreise zugesfimmf haben. 
Darüber hinaus isf bei Auslandsdiensfreisen von Abge- 
ordnefen die Zustimmung der Parlamentarischen Ge- 
schäftsführung der Fraktion des jeweiligen Abgeordnefen 
erforderlich. Ebenso wie die Delegationsreisen unterlie- 
gen auch die Einzeldienstreisen der Abgeordneten der 
Verpflichtung, dem Bundestagspräsidenten bis spätestens 
vier Wochen nach Abschluss der Reise einen Bericht vor- 
zulegen. 

Zur Reduzierung der Flugkosten werden Dienstreisen mit 
der Maßgabe genehmigt, dass kostengünstige Flugverbin- 
dungen zu nutzen sind. Außerdem sind die Abgeordneten 
durch einen Beschluss des Ältestenrates vom September 
2002 verpflichtet, dienstlich erworbene Bonusmeilen aus 
entsprechenden Programmen der Fluggesellschaften wie- 
der für Dienst- und Mandatsreisen einzusetzen. Neben 
der Beachtung des Prinzips der Kostengünstigkeit und 
dem vorrangigen Einsatz von Bonusmeilen trägt auch die 
Nutzung von Sonderkonditionen der Fluggesellschaften 
dazu bei, dass Kosten eingespart werden können. 
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10 Erläuterungen zur statistischen Übersicht 
der Auslandsdienstreisen 

Der Bericht unterscheidet zwischen Ausschussdelegatio- 
nen (AD), Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem 
(PM), offiziellen Delegationsreisen unter Leitung des 
Präsidenten oder eines Präsidiumsmitglieds (OD), Reisen 
von Parlamentariergruppen (PG), Einzeldienstreisen (ED) 
sowie Reisen zu den Konferenzen und Sitzungen der in- 
ternationalen parlamentarischen Versammlungen, ein- 
schließlich Wahlbeobachtungen (IP). 

Im Berichtszeitraum haben 1 236 Reisen stattgefunden: 

- 140 Reisen von Ausschussdelegationen (AD) 

(Januar bis Dezember 2008: 93; Januar bis September 
2009: 47) 

- 7 Reisen offizieller Delegationen (OD) 

(Januar bis Dezember 2008: 5; Januar bis September 
2009: 2) 

- 32 Delegationsreisen der Parlamentariergruppen (PG) 
(Januar bis Dezember 2008: 26; Januar bis September 
2009: 6) 


- 853 Einzeldienstreisen (ED) 

(Januar bis Dezember 2008: 578; Januar bis Septem- 
ber 2009: 275) 

- 36 Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 
(Januar bis Dezember 2008: 19; Januar bis September 
2009: 17) 

- 168 Reisen zu Konferenzen und Sitzungen der interna- 
tionalen parlamentarischen Versammlungen, ein- 
schließlich Wahlbeobachtungen (IP) 

(Januar bis Dezember 2008: 105; Januar bis Septem- 
ber 2009: 63). 

Unterteilt nach Erdteilen sind in den Anlagen 1 und 2 die 
Anzahl und die Ziele der Reisen von Ausschussdelegatio- 
nen (AD), offiziellen Delegationen (OD), Parlamentarier- 
gruppen (PG), Einzeldienstreisen (ED) sowie der Reisen 
zu den Konferenzen und Sitzungen der internationalen 
parlamentarischen Versammlungen, einschließlich Wahl- 
beobachtungen (IP) für den Zeitraum vom 1 . Januar 2008 
bis zum 30. September 2009 aufgeschlüsselt. 

Die Anlage 3 weist die Gesamtkosten der im Berichtszeit- 
raum zulasten der Haushaltsjahre 2008 und 2009 durch- 
geführten Reisen aus. 


Berlin, den 20. Oktober 2009 


Dr. Norbert Lammert 
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11 Statistische Übersicht 
Aniage 1 

Angaben über Anzahi und Zieie der vom 1 . Januar 2008 bis 31 . Dezember 2008 
durchgeführten Reisen 

- Ausschussdelegationsreisen (AD) 

- Einzeldienstreisen (ED) 

- Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 

- Reisen offizieller Delegationen (OD) 

- Parlamentariergruppen (PG) - Delegationsreisen 

- Internationale parlamentarische Versammlungen (IP) - Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Albanien 


1 

1 




Armenien 


1 





Aserbaidschan 


1 




3 

Belgien 

3 

232 



1 

11 

Bosnien-Herzegowina 





1 


Bulgarien 


2 




1 

Dänemark 

1 

2 




2 

Estland 






2 

Finnland 

2 

1 




4 

Frankreich 

7 

19 

3 


2 

28 

Georgien 


4 




2 

Griechenland 





1 

3 

Großbritannien 

1 

7 



1 

2 

Irland 


1 



1 


Italien 


13 





Kosovo 


1 





Kroatien 


1 





Lettland 


1 





Litauen 


5 




1 

Luxemburg 

1 

2 





Moldau 


1 





Monaco 






1 

Niederlande 


3 




2 

Norwegen 

3 

4 




2 

Österreich 


5 




5 




Drucksache 16/14145 


-40- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


noch Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Polen 

3 

10 

2 

1 


1 

Portugal 

1 






Rumänien 


5 



1 


Russische Föderation 

2 

19 




4 

Schweden 


2 




3 

Schweiz 

2 

6 

1 


1 

6 

Serbien 


3 





Slowenien 

1 

9 




1 

Spanien 

1 

9 



1 

3 

Tschechische Republik 


1 



1 


Türkei 

3 

5 





Ukraine 


6 

1 


1 


Ungarn 


1 

1 



1 

Zypern 

1 




1 



Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Aserbaidschan, Georgien 


1 





Belarus, Russische Föderation 

1 






Belgien, Niederlande 


1 





Belgien, Slowenien 


1 





Bosnien-Herzegowina, Tschechische 
Republik 


1 





Bulgarien, Kroatien 

1 






Bulgarien, Rumänien 

1 

1 





Bulgarien, Slowakei 


1 





Dänemark, Island 





1 


Dänemark, Schweden 

1 






Estland, Lettland 



1 




Estland, Lettland, Litauen 





1 


Frankreich, Großbritannien 

1 






Griechenland, Türkei, Zypern 


1 





Kroatien, Mazedonien 


2 





Moldau, Rumänien 

1 

1 





Österreich, Schweiz 

1 
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noch Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Polen, Litauen 


1 





Polen, Ukraine 

1 






Polen, Ukraine, Moldau, Rumänien, Belgien 


1 





Rumänien, Serbien 



1 




Russisehe Föderation, Ukraine 

1 






Serbien, Mazedonien 


1 





Slowakei, Tseheehisehe Republik 


2 





Slowenien, Kroatien 


1 





Spanien, Portugal 

1 






Türkei, Kosovo 

1 






Türkei, Zypern 


1 





Ukraine, Belarus 


1 





Ungarn, Bulgarien 


1 





Zypern, Israel 


1 






Afrika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten 


1 





Äthiopien 





1 


Dsehibuti 

1 






Eritrea 


1 





Ghana 

1 

2 





Kenia 


2 





Kongo (Demokratisehe Republik) 





1 


Marokko 


1 





Namibia 

1 


1 




Niger 


1 





Nigeria 

1 

1 





Ruanda 

1 






Sambia 


1 





Südafrika 


2 




1 

Sudan 


2 





Tansania 


1 





Tsehad 


1 





Tunesien 


4 





Uganda 


1 
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Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten, Syrien 


1 





Angola, Namibia, Botsuana 


2 





Ghana, Togo, Burkina Faso 


3 





Kenia, Ruanda 

1 






Kenia, Tansania 


1 





Kongo (Demokratisehe Republik), Uganda 

1 






Marokko, Libyen 





1 


Marokko, Senegal 

1 






Südafrika, Botsuana 

1 






Südafrika, Namibia 


1 





Togo, Benin, Mali 





1 



Amerika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Brasilien 

1 

9 


1 



Chile 


2 





Eeuador 

1 






Guatemala 


2 





Kanada 

1 

2 


1 

1 

1 

Kuba 


3 





USA 

7 

32 


1 

1 

6 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien, Paraguay 


1 





Brasilien, Peru 


1 





Brasilien, Peru, Kolumbien, Mexiko 


3 





Chile, Argentinien 

1 






Eeuador, Kolumbien 





1 


Guatemala, Niearagua 




1 



Guatemala, Paraguay 


1 





Kanada, USA 

1 






Kolumbien, Eeuador 

1 






Mexiko, Venezuela 

1 






USA, Honduras, Niearagua 


1 





USA, Indien 


1 





Venezuela, Kolumbien 


2 
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Asien und Naher Osten 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan 

1 

12 





China 

5 

17 





Indien 

2 

4 



1 


Indonesien 


3 





Irak 


1 





Iran 


1 





Israel 

3 

7 

2 




Japan 

1 

4 





Jordanien 

1 

1 




2 

Kasaehstan 


1 




1 

Katar 


2 





Kuwait 


2 

1 




Libanon 

1 






Mongolei 


1 





Pakistan 


3 




1 

Saudi-Arabien 


2 




2 

Singapur 

1 






Südkorea 



1 



1 

Syrien 


1 





Tadsehikistan 


1 





Taiwan 





1 


Thailand 


1 





Usbekistan 


3 





Vereinigte Arabisehe Emirate 

1 

1 




1 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan, Usbekistan 


1 





Bangladeseh, Nepal 

1 






China, Ägypten 


1 





China, Vietnam 


1 





Indien, Indonesien, Singapur, Vietnam 


2 





Indonesien, Singapur, Vietnam 


1 





Israel, Palästinensisehe Gebiete 

1 

1 

1 





















Drucksache 16/14145 


-44- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


noch Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Jordanien, Kosovo 

1 






Kasachstan, Mongolei 


1 





Kambodscha, Indonesien 

1 






Kirgisistan, Kasachstan 



1 




Laos, Thailand, Philippinen 





1 


Malaysia, Kambodscha 

1 






Oman, Vereinigte Arabische Emirate 


2 





Pakistan, Myanmar 

1 






Philippinen, Indonesien 


2 





Singapur, Saudi-Arabien, Iran 


1 





Südkorea, Vietnam 

1 






Usbekistan, Turkmenistan 


2 



1 


Vietnam, Thailand 

1 






Vereinigte Arabische Emirate, Katar 


1 





Vereinigte Arabische Emirate, Südafrika 


1 






Anstralien/Nenseeland 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Australien 


1 

1 



1 


Mehrländerreisen 


Ziel 


ED 



PG 


Australien, Indien 

1 







2 
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Anlage 2 

Angaben über Anzahl und Ziele der vom 1 . Januar 2009 bis 30. September 2009 
durchgeführten Reisen 

- Ausschussdelegationsreisen (AD) 

- Einzeldienstreisen (ED) 

- Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 

- Reisen offizieller Delegationen (OD) 

- Parlamentariergruppen (PG) - Delegationsreisen 

- Internationale parlamentarische Versammlungen (IP) - Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Albanien 






1 

Aserbaidschan 


2 





Belarus 


2 





Belgien 


111 




9 

Bosnien-Herzegowina 


1 





Bulgarien 

1 

1 





Dänemark 


1 




3 

Estland 






1 

Finnland 






1 

Frankreich 

1 

10 

2 



17 

Georgien 






1 

Griechenland 

2 





1 

Großbritannien 

1 

6 

2 



4 

Irland 


2 





Italien 

2 

6 



1 

4 

Kosovo 



1 




Kroatien 


1 





Litauen 


1 




2 

Luxemburg 

1 


1 




Malta 





1 


Mazedonien 


1 

1 




Moldau 


1 




2 

Niederlande 


2 

1 




Norwegen 

1 

1 




1 

Österreich 


1 




1 
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noch Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Polen 

2 

2 

2 




Portugal 


3 




1 

Rumänien 


3 

2 



1 

Russische Föderation 

2 

13 





Schweden 

1 

5 





Schweiz 

2 

2 


1 


1 

Serbien 


2 





Spanien 


2 




2 

Tschechische Republik 

1 

3 





Türkei 

1 

6 

1 




Ukraine 


1 





Ungarn 

2 

1 

1 




Zypern 


1 






Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Belarus, Ukraine 


1 





Frankreich, Großbritannien 


1 




1 

Frankreich, Tschechische Republik 






1 

Georgien, Aserbaidschan 


1 





Montenegro, Mazedonien 


1 





Österreich, Italien 

1 






Schweden, Schweiz 


1 





Tschechische Republik, Slowakei 

1 






Türkei, Schweiz 


1 





Ukraine, Moldau 


1 





Zypern, Türkei 


1 






Afrika 


Ziel 

AD 

ED 



PG 


Ägypten 


1 





Äthiopien 







Burkina Faso 


1 





Dschibuti 
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noch Afrika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Guinea 





1 


Kamerun 


1 





Liberia 


3 





Libyen 


1 





Marokko 


2 





Sambia 

1 






Südafrika 


1 





Sudan 


1 





Tansania 

1 






Tschad 






1 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten, Libyen 


1 





Algerien, Marokko 


1 





Angola, Namibia, Südafrika 





1 


Kenia, Tansania 

1 

1 





Mosambik, Kenia 



1 




Tansania, Südafrika 

1 






Uganda, Sambia 


1 






Amerika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien 


2 





Brasilien 

1 






Ecuador 


2 





Kolumbien 


1 





Uruguay 

1 






USA 

7 

18 




3 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Brasilien, Argentinien 

1 






Brasilien, Chile 


1 





Dominikanische Republik, Haiti, Nicaragua 





1 


Guatemala, Honduras 


1 
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Asien und Naher Osten 


Afghanistan 


Indien 

Indonesien 


Kasaehstan 


Myanmar 

Pakistan 

Palästinensisehe Gebiete 
Südkorea 
Tadsehikistan 
Taiwan 

Vereinigte Arabisehe Emirate 
Vietnam 


Mehrländerreisen 
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Anlage 3 


1. Gesamtkosten der im Haushaltsjahr 2008 durchgeführten Reisen 


93 

5 

26 

597 

105 

Gesamtkosten 


Ausschussdelegationsreisen (AD) 

Offizielle Delegationsreisen (OD) 

Parlamentariergruppen (PG) 

Delegationsreisen 

Einzeldienstreisen einschließlich Präsidium (ED/PM) 
Internationale parlamentarische Versammlungen (IP) 
Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


1.712.444,00 Euro 
76.427,56 Euro 

500.553,00 Euro 
793.890,32 Euro 
535.761,62 Euro 


3.619.076,50 Euro 


2. Gesamtkosten der vom 1. Januar 2009 his 30. September 2009 durchgeführten Reisen 


47 Ausschussdelegationsreisen (AD) 

2 Offizielle Delegationsreisen (OD) 

6 Parlamentariergruppen (PG) 

Delegationsreisen 

292 Einzeldienstreisen einschließlich Präsidium (ED/PM) 
63 Internationale parlamentarische Versammlungen (IP) 

Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


597.581,07 Euro 
36.984,83 Euro 

155.120,48 Euro 
385.235,99 Euro 
232.887,82 Euro 


Gesamtkosten 


1.407.810,19 Euro 
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